


Werbung, Impressum

2 Noch prägen eher die Finanzierungsschwierigkeiten
oder große Konzerte die Berichterstattung über die Ex-
po, doch das wird sich ändern. Die Expo-Chefetage will
die Weltausstellung in Hannover als Riesen-Werbeveran-
staltung für Groß- und High-Technologie nutzen. Präsen-
tiert wird ein Zukunftsentwurf, der die "Problemlö-
sungskompetenz" (ein Lieblingswort der Expo-MacherIn-
nen) der Industrie, vor allem der deutschen, zeigen soll.
Kulturereignisse, Jugendprogramm und das Einbinden
z. B. vom Umweltgruppen dient dabei der Akzeptanzbe-
schaffung für eine Zukunftsvision, in der das Mensch-
liche verlorengegangen ist.
Auf 16 Seiten bietet die neue Ausgabe der "Ö-Punkte"
Hintergrundinformationen zur Expo 2000 sowie exakte
Informationen über alle Teil der Weltausstellung in
Deutschland. Damit sollen Anknüpfungspunkte für kon-
krete Auseinandersetzungen aufgezeigt werden. Beispie-
le aus Braunschweig, Leipzig und Baden-Württemberg be-
weisen, daß die Expo 2000 einen guten Ansatzpunkt für
den politischen Kampf um die Gestaltung der Zukunft
darstellt.

Doch der Schwerpunkt ist nicht alles, was die Ö-Punkte
zu bieten haben. In bewährter Weise haben die inzwi-
schen 20 autonomen Redaktionen zu fast allen wichtigen
Bereichen des Umweltschutzes Berichte, Termine, Vorstel-
lungen neuer Materialien, Aktionen und Kampagnen zu-
sammenzutragen. So ist ein Überblick über das entstan-
den, was zur Zeit in Umweltgruppen, -verbänden und na-
hestehenden politischen Initiativen läuft, der einmalig
ist im deutschsprachigen Raum.
Die "Ö-Punkte" werden über bestehende Rundbriefe und
Fachmagazine an zur Zeit 12.000 Kontaktadressen vor
Ort verschickt – Tendenz steigend! Das aktuelle Heft
kann ebenso wie die bereits erschienenen bei der Redak-
tion(Ludwigstr. 11, 35447 Reiskirchen) bestellt weren
(ein Heft: 5,50 DM in Briefmarken, jedes weitere: 2 DM).

Das aktuelle Heft und al-
le bisher erschienen Titel
(kleine Bilder) mit span-
nenden Schwerpunkten
sind nachzubestellen(7,-
DM in Briefmarken für
das erste, je 2 DM für je-
des weitere Heft) beim
Institut für Ökologie,
Turmstr. 14A,
23843 Bad Oldesloe.

PR-Arbeit

Die"Ö-Punkte" erreichen
inzwischenca. 12.000
Kontaktadressen. Die
Informationenwerden
von20Einzelredaktionen
gesammelt–ein jetzt
schoneinzigartiges
Vernetzungsprojekt. Aber:
Wir sindnoch langenicht
amEnde.Weitere
Verteiler,z.B.
Fachmagazine,
Rundbriefeusw. sollen
angesprochensowie
weitereMitwirkende
geworbenwerden.

DieÖ-Punktebekannter
machen–das isteineder
Aufgaben. Daherbitten
wir umVeröffentlichung
desnebenstehendenTex-
tesoderWeitergabean
diePresse.

regelmäßig ... die dreiVarianten:

1. Mit anderen Rundbriefen, Zeitschriften, überVerbände (sieheSeite 63)
2.Als Perspektiven-Abo (4xÖ-Punkte plus 4-6mal Perspektiven-Rundbrief)

für 40 DM/Jahr (bzw. Förder-Abo ab 60 DM).
3.Als Normal- (20 DM/Jahr) oder Förder-Abo (ab 40 DM/Jahr).
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Hinweise
AlleThemenredaktionen
sindautonomundfür ih-
reTexteundAbbildun-
genselbstverantwort-
lich. Dazugehörtauch
derStil sowiedieWahl
dermännlichen,weibli-
chenodergeschlechts-
neutralen Sprachform.

Ausnahmesindallemit
(* )gekennzeichneten
Texte,diewährendder
Endredaktiondirektan

diesegeschicktundvon
dieserbei ausreichen-
demPlatz indenRubri-
keneingefügtwurden.

Eigentums-
vorbehalt

Gefangenen istdiese
Zeitungdirektauszuhän-
digen. Zurhabenahmeist
keineAushändigungdie-
serArt. Bei Nichtaushän-

digungbittenwir um
RücksendungmitBe-

gründung.

Ö-Terminservice
im Internet

http://www.infomagazin.
de/oe-termine

Spende
Wirbittenweiterhinwir
umSpenden fürdie
"Ö-Punkte". DieSpen-

denaktion inden letzten
Heften hatnureinenTeil

derStartschulden
ausgeglichen.

"Förderverein/Ö-Punkte"
Nr. 2516101,BLZ51362617
VolksbankBuseckerTal

Spendenbescheinigung
aufWunsch.
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Eswirdanderswerden ...Die Projektwerkstatt Saasen, wo bisher die Ö-Punkte regelmäßig entstanden sind, ist inzwi-
schen ein leeresHaus. EswartetaufeineneueGruppepolitisch engagierterMenschen, diedort

neu starten wollen – miteinem optimal ausgebauten Haus als politischePlattform. Die
Ö-Punkteabergehen einWagnisein. Neben ihrereinmaligen Strukturmitüber20au-
tonomen Redaktionen soll jetzt auch die zentrale Endredaktion weiter dezentralisiert
werden. Im günstigsten Fall soll das Zusammenstellen der Texte, das Layouten und
Versenden von wechselnden Standorten erfolgen – jedes Mal ein anderer. Die
Ö-PunktealsZeitungmitautonomenRedaktionenundRotationsprinzip in derEndre-
daktion ... ein Experiment in Sachen basisorientierter Struktur. Nun aber lautet die
Frage: Welche Gruppen haben Lust, einmal die Ö-Punkte mit zu gestalten und zu
füllen? In welchen Orten gibt es Zusammenhänge und Einrichtungen, die mit der
Ö-Punkte-Redaktion eine Ausstattung aufbauen, die diese Arbeit möglich macht,
aber in derweiteren Zeit für regionale, politische Initiativen (z.B. Zeitungsprojekte)
zur Verfügung steht? Wir freuen uns über Rückmeldungen. Schon die nächsten

Ö-Punkte suchen einen neuen Endredaktionsort. Wo wird das sein? Wer hat Lust? Der
Endredaktionszeitraum wäreMitteAugust.
Kontakttelefon: 0171/8348430und06401/903283.

Undnoch etwasNeues: Praxistips fürUmweltgruppen
Das nächste Heft hat keinen thematischen Schwer-
punkt, sondern wird einen Markt derMöglichkeiten
bieten: Tips und Berichte von kreativen Aktionen
und Aktionsmöglichkeiten für Basisgruppen. Fest
geplantsindschonBeiträgezu "InternetfürUmwelt-
schützerInnen" und "Praktikumsstellen/Jobs im
Umweltschutz". WerweitereBeiträgeliefern kann, ist
herzlich eingeladen. Außerdem rufen wir auf, uns
Texte und Fotos zu besonders kreativen und interes-
santen Aktionen undAktionsformen zu schicken. 16
Seiten buntesSammelsurium sindunserZiel!
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Beibehalten!
Ihr schreibt im Vorwort des Frühjahrs-

heftes'99"DerInhaltfasziniert, dieäuße-
reFormweniger", dassei dietypischeLe-
serkritik. Heftiger Widerspruch. Gerade
die Form spricht mich extrem an, und
durch sie bekomme ich Infos, die ich mir
sonst nicht durchlesen würde. Trotzdem
gelingtes, dieZeitung schnell durchzuar-
beiten.
Beibehalten!
Robin Wut's Aufruf zum Aushalten der

inhaltlichen Bandbreite vom Nistkasten-
bau biszurGleisdemontage trifftsaufden
Punkt. DieVielfältigkeit inner- undaußer-
parlamentarischer Aktion ist es, die auch
den Gorleben-Widerstand so erfolgreich
macht. Dakann ein BUND-Landesvorsit-
zenderseine Ideen parallel zurSaboteuse
verwirklichen.
Gefahr und Beihilfe zur Tötung? Aber

HerrHecker, Bangemachen giltnicht.
Aber das wißt Ihr ja alles bereits, daher

zum Punkt: Ich hätte gern ein Abo!
Rossi, Wagenplatz Lister Damm (Han-

nover)

LeserInnenbriefe

Debattensindgerngese-
hen. Die"Ö-Punkte" wol-
len nichtnurein Infodienst
sein,sondernauch hinter-
fragen,alsselbstverständ-
lichgeltendePositionen
überprüfen undneue Ide-
envorstellen.

Leider könnenwir nicht
seitenweiseDebattenbei-
trägedarstellen. Verwie-
sensei geradefürdieDis-
kussionumPerspektiven
aufdenneuenRundbrief
"Perspektiven radikaler
Umweltschutzarbeit"
(sieheSeite2).

LeserInnenpostbittean
dieRedaktion in Reiskir-
chen schicken:
Ludwigstr. 11
35447Reiskirchen
Fax06401/903285
projektwerkstatt_sa@
apg.wwbnet.de

WirbehaltenunsKürzun-
genvor,die jedochge-
kennzeichnetsind.

Der Infodienstfür
UmweltakteurInnen

Sommer '99

•Echound
diskussion AusderRedaktion:

FüreinenpolitischenUmweltschutz!

Dies istein Versuch, dieLageaufden Ö-Punktzu bringen
Von deutschem Boden geht wieder Krieg aus. Die Präzisi-

onsbomben werden als Friedenstauben verkauft und erst die
chinesischeBotschaftmuß dafür herhalten, daß ein paarmehr
begreifen, was eh klarwar: Krieg ist immer grausam, Krieg ist
immer ein Kampf von Herrschaftssystemen auf dem Rücken
der Menschen, Krieg ist immer unkalkulierbar. Die Auseinan-
dersetzung prägte und prägt auch diese Ö-Punkte-Endredakti-
onsphase: Teilnahme an Einzelaktionen, an der Blockade des
Grünen-Parteitages, am A20- oder thüringischen Aktionscamp
gehören ebensodazuwiederStreitinnerhalbderUmweltbewe-
gung. Die Anti-Atom-Bewegung hat ein Ende der Angriffe
gefordert – ohneWenn und aber. DerBUND-Bundesvorstand
hatdagegen beschlossen, sich nichtzu äußern. UndderDeut-
sche Naturschutzring, Hochburg staatsanbiedernder Lobbypo-
litik, fordertdenStoppspeziell diesesKrieges, weil ernichtöko-
logisch durchgeführtwird. Umweltschutz agiert von oben, ver-
bündetsich mitKriegsregierungen, siehtdieMenschen nurals
Objekteodervernachlässigtsie ganz.

DieAkzeptanzkrisedesUmweltschutzesunddaswachsende
Desinterese an Gruppen und Forderungen sind hausgemacht.
DieÖ-Punktemischen sichmitdieserAusgabeweiterein in die
Debatteum neueStrategien, dieendlich wiederdiePerspektive
auf eine breite ökologische und insgesamt eine politische Be-
wegung eröffnen. Genauso eindeutig, wie sich das im Schwer-
punkt, aufden Perspektivenseiten und in vielen Rubriken spie-
gelt, werden dieÖ-Punkteversuchen, ein Vernetzungsmedium
in der gesamten Breite der Bewegung zu sein. Daher reichen
die Informationen von den Tierrechten bis zum ökologischen
Landbau auch wenn beide Redaktionen z.T. gegensätzliche
Ziele verfolgen. Und es wird weiterhin Aktionshinweisevom
Nistkasten bis zur Sabotage geben – denn beides gehört zur
Bewegung, auch wenn die verschiedenen Gruppen meistmit-
einanderwenig zu tun haben wollen.

Kämpfen müssen wir aber noch darum, daß die Ö-Punkte
überall dieBasis-Umweltgruppen erreichen. Vieleverbandliche
und einigeweitereVerteiler sind uns noch verschlossen. Politi-
scheZensuroderdieausschließlicheFixierungaufdeneigenen
Verband stehen einerbreiten Vernetzung im Wege.

Wir freuen uns über alle Formen der Hilfe und Mitarbeit: In
der Redaktionsgruppe, in den Themenredaktionen, mit einzel-
nen Texten, bei der Finanzierung und beim Aufbau weiterer
Verteiler und Verkaufsstellen wie Buchhandlungen, Versände
und Büchertische, damit diese Sammlung überall hinkommt
undUmweltschutzweiterentwickeln kann.

DieseAusgabeentstand in derProjektwerkstatt in Saasen
sowie im Büro fürmentaleRandale in Recklinghausen.

2.-4.Juli in BadOldesloe
ArbeitenmitFotos

DasFotografieren istesnichtalleine,sondern
dieVerwendungundVerwertungderFotos
gibt ihnenerstBedeutung. Bei diesemSemi-
narwollenwirunssowohlmitderArchivie-
rung,alsauchmitdigitalerBearbeitungvon
FotosundderHerstellungvonAusstellungen

beschäftigen.
Infos: Auslöser-Bildarchiv,04531/4512

Seminarreihe
Praxishilfen füraktiveLeute

Mitdieser SeminarreihewollenwirdasKnow-
HowfüreineerfolgreicheUmwelt-, Initiativ-
undpolitischeArbeitvermitteln. Dabei steht
ihrals TeilnehmerInnen immer imMittelpunkt.
Ihr könntalsoschon imVorfeldderSeminare
undWorkshopsEureWünsche,Vorliebenund
speziellen Frageneinbringen.Wirbietendie-
seSeminareundweitereThemenauch spezi-
ell füreinzelneGruppen,InitiativenundPro-
jektean. DieSeminarreihe isteinGemein-
schaftsprojektder JUP! unddes Instituts für

Ökologie,04531/4512.
24.-26.8.99in BadOldesloe
EU –jenseitsvomEuro

DieEU hatneben FilzundEurosowieneuer-
dingsMilitarismusnocheinigesmehr zubie-
ten. ZahlreicheProgrammekönnenAkti-
vitäten Jugendlicher finanziell erleichtern,

FreiwilligendiensteundAustauschprogramme
könnenKontakteüberGrenzenhinwegauf-
bauenundzurVernetzungbeitragenund
dasEU Rechtbietetspeziell Möglichkeiten

geradeimUmweltschutz.
Infos: JUP! BadOldesloe
8.-10.9.99in BadOldesloe
Schnorrerworkshop

WerProjektemachtmußdieseauch finanzie-
ren. Aber finanzieren istnichtgleich finanzie-
ren.Wirwollenbei diesemSeminar in dieho-
heKunstdesSchnorrenseinführenundne-
bendenklassischen Fördermöglichkeiten

durchdenStaat,vorallemneuartigeundteil-
weiseauch kurioseFinanzquellenaufzeigen.

Infos: JUP! BadOldesloe
29.-31.9.99 in BadOldesloe

Projektorganisation Intensivkurs
DiesesSeminar istfür Leute,dieein Projekt
machenwollen,oderschondabei sindund
ganzkonkreteFragenzurUmsetzungderei-
genen Ideenhaben.Wirwerden fürallean-
wesendenProjekteein speziellesKonzeptfür
dieOrganisationentwickeln unddiverseTips
auseigenerErfahrungzumBestengeben.

Infos: JUP! BadOldesloe
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ZumTextlinks
Der folgendeLeserbrief
erreichteunsausBerlin.
Er stellt imerstenTeil die
Position in Frage,daßes
politischeZieleundStra-
tegien sind,dieBewe-
gungen zusammenhal-
ten. Im zweitenTeil ent-
wirftderSchreibereine
eigeneTheoriemorpho-
genetischerFelder,die

geschaffenwerdenmüs-
sen. AufgrundderLänge
desBriefes istder zweite
Teil gänzlichgestrichen–
auchdeshalb,weil die
"Ö-Punkte" keinOrtder
Verbreitungesoterischer
Lehren ist. Dennoch ist

klar,daßvieleMenschen
einen radikalenpoliti-

schenStil für sichableh-
nenundeinenWegder
HarmonieundGebor-

genheitwählen.

DieDebatte ister-
wünscht.Widerspruch

"erlaubt".

Der Blues durchzog die Bewegungwie ein roter
Faden, und war der eigentliche Zusammenhalt
zwischen den Menschen. Er kam in ihren Schrif-
ten,Liedern undAktionen zumAusdruck,konnte
aber nur gefühlsmäßig und nicht rational erfaßt
werden.AuchheuteisteseineArtBlues,derpoli-
tische Bewegungen ermöglicht. Rational läßt
sich kein Engagement für eine bessereWelt er-
zwingen, es kommt darauf an ob ein Thema
"Kickt", "Schockt" oder sonstwie sinnlich erfahr-
bar ist. Derpolitische Inhalt ist lediglich der Über-
bau, durch den unsere Gefühle in der Gesell-
schaft Einfluß ausüben können. Eine politische
Bewegung entsteht,wenn ihr Thema den richti-
gen"Drive" hat.DieMenschenwerdenvoneiner
Stimmung mitgerissen. Diesem Blues kann sich
kaumeineRentziehen. Er beeinflußtdasDenken
und Handeln, egal ob eine Person ihm negativ
oder positiv gegenüberstehst. Der Blues in den
Siebzigern war ein Gegenkonzept zum Raum
der damaligen Gesellschaft. Nur durch seine
Stärke, die ihren Ursprung in den kulturellen Ge-
genkonzepten der 68ger Bewegung hatte, war
es den Menschen möglich, konsequent Wider-
stand zu leisten, und nicht an den Wider-
sprüchen ihres gesellschaftlichen Umfeldes zu
zerbrechen. HeuteistvomdamaligenBluesnicht
mehr viel übrig. Die Bewegung hat sich in viele
separate Grüppchen gespalten oder ist vom
herrschenden kapitalistischen Raum integriert
worden. Einneuerstarkeralternativerundeman-
zipativer Blues ist nicht in Sicht. Aber vielleicht
entstehter schneller als gedacht. Er kann unter-
stützt werden, wenn die Existenz dieses Phäno-
mens anerkanntwird und seine Regeln undGe-
setztedurchschautwerden.

AnmerkungenzumBlues
Wir informieren uns zu Tode. Noch nie war es

möglich,sovieleMenschensoschnell zur selben
Zeitzu erreichen. Die Informationsvielfalt istgren-
zenlos. Was allerdings nicht übersehen werden
darf istdie Tatsache,das "Wissen" nichtdas sel-
be istwie "Verstehen". Wir können etwaswissen,
aber umes zu verstehenmüssenwir gleichzeitig
fühlen und empfinden was damit gemeint ist.
DieseFähigkeitentstehtaus sozialer Kompetenz.
Sie fällt uns nicht in den Schoß, sondern muß in
der persönlichen Auseinandersetzung und Kon-
frontationmitMenschenerlerntwerden.
Das Wort "Kommunikation" hat seinen Ur-

sprung in "Communion"(Lat.). DasbedeutetVer-
bindung. Angesichts dieser Wurzel scheint die
heutige Verwendung wie eine hohle Phrase. Je
mehr Wissen, je mehr Rhetorik und technische
Möglichkeiten, um so weniger Begegnung
scheintsich zuereignen.Wirbegegnenunszwar
pere-mail,aberwerhilftunswennwirmal krank
sind?Wer unterstütztunswenndasGeldalle ist?
DieganzeVerkabelung undVernetzung scheint
uns mehr in einen Kokon einzuspinnen als uns
miteinander zu verbinden. An dem konkreten
Konflikt im KosovowerdendieFolgendieser Ent-
wicklungfürdenpolitischenWiderstandmehrals
deutlich. Anstatt sich gegen die Kriegstreiber im
eigenen Land zu organisieren ist überall hilflose
Ungewissheit zu spüren. Viele fühlen sich unge-
nügend informiertundwissennichtwofürsieein-
treten sollen obwohl sich an der Art und Weise
der Kriegspropaganda gegenüber anderen
Kriegen, z.B. dem Golfkrieg nichts geändert hat.
Auch dieSinnlosigkeitdergewaltsamen Konflikt-
lösunghatsich nichtgeändert. Die Informations-
flut hat uns zu Menschen gemacht, die viel wis-
sen,aber nichtdieKraft zum Tun haben. Wir ha-
ben keine Urteilskraftmehr. Es scheint kein Zufall
zu sein,das der Zerfall der politischen Basisgrup-
pen zur Zeit überall spürbar ist. Viele Menschen
finden keine gemeinsame inhaltliche Überein-
stimmung mehr, auf dessen Grundlage sie sich
zusammenschließen könnten. Die Frage "Wer
hatrecht?" istwichtigergeworden,alsdieFrage
"Wasverbindetuns?".
EinzelkämpferInnenbeherrschendasBildvieler

politischer Bewegungen. DerVerlustder Kollekti-
vitätwird das Ende des politischenWiderstands
sein und jegliche emanzipatorischen und herr-
schaftsfreien Zukunftsperspektiven von vornher-
ein absurderscheinen lassen.

Es istderBlues,
derunsverbindet
Es ist an der Zeit sich darüber Gedanken zu

machen,ob nichteine grundsätzlicheVerschie-
bung der eigenenWahrnehmung nötig ist. Istes
wirklich der Inhalt, der politische Gruppen zu-
sammenhält?StellenwirunsdochmaldieFrage,
was generell menschliche Organisationen, zum
Beispiel einen Staat, zusammenhält. Sicherlich
das strukturelle und bürokratische System, aber
das ist nur die eine Seite der Wahrheit. Was ein
Land zusammenhält ist der Glaube der Men-
schen, daß sie eine Gemeinschaft sind, eine
"Nation." Aber das ist eine Konstruktion. Die ge-
meinsame Sprache und der gemeinsame Ort
hat praktische Vorteile,mehr nicht. Alle Staaten
sind eine Fiktion, die durch Glaubenssysteme
aufrechterhalten werden. Das ist irrational, aber
es funktioniert. Grundsätzlich scheint es eine Ei-
genschaft der heutigen Menschen zu sein, sich
in – möglichst einfache – Glaubenssysteme zu
flüchten. Diese Glaubenssysteme bezeichne ich
als Räume. Ein Raum entsteht,wenn ein Mensch
an etwas glaubt. Wenn sein Glaube zunimmt
oder zwei Menschenandas selbeglaubenwird
der Raum größer und stärker. Ein starker Raum
hateine Sogwirkung gegenüberMenschen,die
sich inwenigerstarkenRäumenbefinden.
EineGruppebildeteinen Raum, indemdieBe-

teiligten an dasselbe glauben. Ein anderer Aus-
druck für dieses Phänomen ist der "Blues". Der
Blues entstand in der Spontizeit in Berlin Anfang
der siebziger Jahre. Er beschreibtein Lebensge-
fühl. Dieses Lebensgefühl war zugleich Motor
und Ziel der damaligen Alternativbewegung.
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Arbeitsausstattunggesucht!
Achtung:Wir vermitteln ständigAr-
beitsgeräteundAktionsausstattun-
gen für politische Zentren. Wer et-
was übrig hat, sollte sich melden.
Zur Zeit sind u.a.: Faxgeräte,
VGA-Großbildschirme (ab 17
Zoll), SCSI-Karten für PCs,
ZIP-Laufwerk und CD-ROM
(möglichst immeralsSCSI).
Bittemeldenunter0171/8348430.

Innovative Monatszeitung sucht
mutige/n Einsteiger/in mit (Berufs-)
Erfahrung inRedaktion, Layout,
Organisation, Verwaltung,
Akquise und/oder Vertrieb. Unsere
Inhalte sind Ökologie, Kultur, Sozia-
lesvordemHintergrundeigenstän-

digerRegionalentwicklung. Dialog-
bereitschaft ist uns wichtiger als
knallhartePositionen.
Torfkurier Verlag, Große Str. 81,
28870 Ottersberg (Nähe Bremen),
04205-779966,Fax-779965.

NeuepolitischeWG imAufbau ..
in biologisch ausgebautem Wohn-
haus plus Tagungshaus. Nähe
Gießen. Gesucht sind Leute, die
politisch was losmachen wollen,
aber auch Bock haben auf eine
gleichberechtige,spannendeWG.
Infotelefon:06401/903283.

KleinanzeigenDie Infobörse fürpolitischeProjekte, Gruppen undEinzelpersonen –
jedeAnzeigeerreicht12.000Umwelt-AkteurInnen!

Preise: Grundeintrag (bis5 Zeilen a ca. 30Zeilen) für10DM, jedeweitereZeile3DM.



Aus aller umWelt

6

teur derWelt, will dasmanipulierte Saat-
gut plus Gift nicht im Lande sehen. In-
zwischen haben die Aktionäre reagiert:
die Aktien gingen in den Keller. Trotz
Konzernumsatz von 8,6 Milliarden Dol-
lar in 1998 machteMonsanto einen Ver-
lust von 250 Millionen Dollar. Derzeit
werden 1.700MitarbeiterInnen entlassen
und größere Teile des Konzernes abge-
stoßen. Es wird spannend, was bei den
weiteren Aktionen gegen den Konzern
und der immerbreiteren öffentlichen Ab-
lehnung letzlich geschieht. Daswachsen-
de Mißtrauen in den Konzern auch von
seiten derBanken undBörsen isterstmal
ein ermutigendesZeichen. Undnatürlich
gilt: Monsanto darf nicht der letzte Kon-
zern sein, dessen Eskapaden einfach
nichtmehrdurchgehen.

Redaktion
"AusallerumWelt"
JörgBergstedtund
JuttaSundermann

Autor
PeterWaldow

Neuer
Adreßreader
DerstudentischeAdress-
reader istneu herausge-
kommenmitca. 2000
AdressenausHochschu-
len,vonGruppen,Presse
usw.,was in Bezugaufdie
Uni bzw. politischeArbeit
dortwichtig ist.

EsgibtdieA4-Version zu
15DM,dieA6-Version zu
11 DM unddieDiskettefür
75DM. Rabattefür Sam-
melbestellungen.

AGAdreßreader
AStAUni Hannover
Welfengarten 1
30167Hannover

Waren und sind die G8 doch ein Gremium, das in
erster Linie die Interessen derWirtschaft und der rei-
chen Länder vertritt. Hoffnungen auf einen Vorrang
derPolitik, gareinerPolitikzugunsten derArmendie-
serWelt, gabesohnehin nichtviele. WiederholteVor-
schläge zur neuen Architektur der Finanzmärkte
stießen aufwenig Gegenliebe. Dabei wird selbst von
gemäßigten Kritikern der neoliberalen Weltordnung
eine stärkereRegulierung derWeltmärkte vielfach für
notwendig gehalten. Schließlich erwies sich für die
Länder des Südens das Versprechen, der Markt sei
derbesteGarantvonEntwicklung, inzwischen alsvöl-
lig haltlos.

Selbstkritikkommtvor...
Selbst eine deutsche Großbank schrieb kürzlich,

daß die Finanzmärkte keine wohlfahrtsoptimalen Er-
gebnisse produzieren. Obwohl also auch Mainstre-
amökonomen Schwächen desherrschendenModells
sehen, drehen sich ihre Reformvorschläge im We-
sentlichen um verstärkte Transparenz und Aufsicht.
Das ist nicht abzulehnen, reicht aber nicht einmal an
dieMöglichkeiten heran, dieohneInfragestellungdes
herrschenden Systemsdenkbarwären wie z.B.
‰die Stabilisierung von Wechselkursen mit dem

Ziel, realeAustauschverhältnissewiderzuspiegeln,
‰die, selbst in den MaastrichterVerträgen vorgese-

hene, Möglichkeit des gezielten Einsatzes von Kapi-
talverkehrskontrollen,

‰die Einführung einer Spekulationssteuer (Tobin
tax), diekurzfristigeKapitaltransfersüberwiegendspe-
kulativerNatur verteuertund somiteinschränkt.
NichterstmitdemgemeinsamvonPresseundPoli-

tikern weggemobbten Ex-Finanzminister Lafontaine
verschwand die Hoffnung aufeinen baldigen Politik-
wechsel in Weltwirtschaftsfragen. Was bleibt, ist die
sogenannte "Kölner Schuldeninitiative" für ärmste
Entwicklungsländer, diemitgroßem PR-Aufwand an-
läßlich des Weltwirtschaftsgipfels vorgestellt werden
soll.

...führtaberzu nichts
Niemand wird die Regierungen dafür kritisieren,

daß sie einzelne Verbesserungen des StatusQuo für
die hochverschuldeten Länder beschließen werden.
Doch unabhängigdavon, wieweitdiese imEinzelnen
ausgestaltet werden, bleibt die "Kölner Initiative" im
entscheidenden Fehler verhaftet: Die Vorschläge ba-
sieren aufderbereitsexistierendenHIPC-Initiativeder
Weltbank. AlleMaßnahmen dienen lediglich demEr-
haltoderderWiederherstellungderZahlungsfähigkeit
derverschuldeten Länderundsindan dieStrukturan-
passungsprogrammedes IWFgebunden. Damitwird
ein Land weiterhin nur dann entlastet, wenn es sich
ohne Wenn und Aber dem neoliberalen Leitbild un-
terordnet. Ohne das Ende dieses Diktats bleiben die
Menschen weiterhin aufderStrecke.

KölnerSchuldeninitiative:

MitschönenWorten
weiterwiebisherHauptanliegendesKölnerWirtschaftsgipfelsderG-8 istes, sodieBundesregierung, Politikantwor-

ten aufdieGlobalisierungzu formulieren. Daneben stehttraditionell dieLagederWeltwirtschaftim
MittelpunktderGipfelgespräche, die eineGrundlage für abgestimmteswirtschafts- und währungs-
politischesHandeln derG-8 bilden. DasverheißtnichtsGutes.
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Monsantogeht
langsam dieLuftaus
Widerstand gegen TNKs, die Transna-

tionalen Konzerne, kann erfolgreich sein.
Richtig in Bedrängnis gerät so langsam
der Gentechnik-Riese Monsanto. Nach
vielen BoykottundAktionsaufrufen, nach
öffentlichen Feldverbrennungen in Indi-
en, bei denen gentechnisch veränderte
Baumwolle inRauch aufgingundetlichen
Zerstörungen anderer Gentec-Versuchs-
felder rund um den Globus, macht sich
dieser Widerstand in den Konzernbilan-
zen bemerkbar. DerstellvertretendeMon-
santo-ChefHendrikVerfaillemußtezuge-
stehen: "GreenpeaceundKonsorten ma-
chen einen erheblich besseren Job als
wir". Monsantos Gentech-Soja kam in
Europa einfach nichtan. DasLandBrasi-
lien, immerhin zweitgrößter Soja-Expor-

Brauchen Sie Hilfe bei
derGründungvon
Umweltgruppen?

Oder bei konkreten
Fachfragen?

Seminar, Vorträge,
direkter Kontakt.

Gegen 2,20 DM in Briefmarken schic-
kenwir Ihnen unsere
Informationsbroschürezu.

InstitutfürÖkologie
Turmstr. 14A, 23843 Bad Oldesloe
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ZumText
GekürzteFassungaus
http://www.taz.de/tpl/
1999/05/14/a0006.fr/

ZudenAnmerkungen:
1DazuChristiandeBrie,
"WiedasMAI zu Fall ge-
brachtwurde",LeMonde
diplomatique,Dezember

1998.
2"Recommandationd'u-
nedécisionduConseil,

présentéepar laCommis-
sion" (ohneDatum);

"Résolutiondu Parlement
européen",Bulletindes
Communautés(COM.

98.0125);"AvisduComité
économiqueetsocial"

(CES 11164.98).

DieBeiträgezurWeltwirt-
schaftkommenausder
Local-economy-Redakti-
on (JuttaSundermann).Broschüreerschienen!

Wer in das Themenfeld Weltwirtschaft
einsteigen möchte, wer sich vertraut ma-
chen will mit denen, die das weltweit so
folgenreich agieren, findet in der
Broschüre "Wi(e)der die Klobrillisie-
rungsfalle Alternativen und Aktionen zu
Globalisierung und Weltwirtschaft" jede
Menge"Stoff". AberdasHeftbleibtnicht
bei der reinen Information stehen. Viel
Raum nimmtdieFragenach dem wirksa-
men Widerstand ein. So werden Men-
schen und Gruppen vorgestellt, die sich
wehren in ihren Heimatländern und über
Landesgrenzen hinaus. Protest und Wi-
derstand ist aber etwas, wo Zuschauen
und Daumendrücken nicht ausreichen:
viele Ideen zum eigenen Aktivwerden fin-
den sich ebenfalls in derBroschüre.

NeueZahlen
derFlächennutzung
Nach den Feststellungen des Statisti-

schen Bundesamtes stellt sich die Nut-
zung des Bodens in Deutschland aktuell
wie folgtdar:
Landwirtschaftu.ä. 54,7 Prozent
Wald 29,2 Prozent
SiedlungundVerkehr 11 ,3 Prozent
Wasserfläche 2,2 Prozent
SonstigeFläche 2,6 Prozent

Unbehelligt von den aktuellen Konflik-
ten undKrisen brüten dieBürokraten der
Transatlantischen Wirtschaftspartnerschaft
(TWP) und der Welthandelsorganisation
(WTO) in gedämpfter Büroatmosphäre
neue Abkommen aus, um die letzten
Hemmnissedesfreien Spielsder"Markt-
kräfte" zu beseitigen und dieStaaten und
Völker der ungebremsten Expansion der
multinationalen Konzerne zu unterwer-
fen. Nach den gescheiterten Verhandlun-
gen um ein Multilaterales Abkommen
über Investitionen (MAI) haben Großun-
ternehmer und Techkraten ihre Hausauf-
gaben gemacht. Nun wollen sie im Rah-
men der WTO-Verhandlungen eine
Neufassung des gescheiterten Projektes
vorlegen. Und sie sind entschlossen, ihre
Plänemitdem Segen derRegierungen –
aber erneut an den Bürgern vorbei –
noch vorderJahrtausendwendedurchzu-
setzen.
KAUM ist das gescheiterte MAI in den

Regalen derOrganisation fürWirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) entsorgt, sind die ultraliberalen
Doktor Jekylls unter Führung von Leon
Brittan, dem ehemaligen Vizepräsidenten
derEU-Kommission und politischen Fos-
sil ausderThatcher-Ära, schonwiederda-
bei, ihr Monster zu klonen, das sie im
Jahre2000mitklammheimlicherFreude
als neuen Dracula freisetzen wollen. 1

Die forcierten und geheimen Vorarbei-
ten spielen sich in zwei Laboratorien ab,
die mit ihren Türschildern Neugierige
fernhalten sollen: in den Räumen der
Transatlantischen Wirtschaftspartnerschaft
(TWP) und im Rahmen der sogenannten
Millenium Round derWelthandelsorgani-
sation (WTO).

Das am 16. September 1998 eröffnete
TWP-Labor greift uneingestandener-
maßen ein Projektwieder auf, das Briten
und Amerikanern gleichermaßen am
Herzen liegt: Die EuropäischeUnion soll
in einer europäisch-amerikanischen Frei-
handelszone aufgehen. Nachdem ein er-
sterVersuch 1994gescheitertwar, wurde
auf dem transatlantischen Gipfeltreffen
am 18. Mai 1998 in London ein neues
Retortenbaby präsentiert. Doch das Pro-
dukt, dasmit unfreiwilliger Ironie aufden
Namen NTM (Neuer Transatlantischer
Markt) getauft wurde, stieß am 27. April
aufdieAblehnung desEuroparats.
Also kehrte Sir Leon Brittan in sein La-

borzurück undbastelte–wiezuvorohne
mit einem Mandat ausgestattet zu sein –
eine verkappte Version seiner Lieb-
lingsidee zurecht: einen siebenundzwan-
zigseitigen Bericht der EU-Kommission
"bezüglich derVerhandlungen [zwischen
derEUunddenVereinigten Staaten] über
Abkommen im Bereich technischerHan-
delshemmnisse" 2. Eine Kurzfassung der
Kommissions-Empfehlungen wurde vom
Rat gebilligt. Damit erhielt Brittan das
Mandat, imNamen derMitgliedstaaten in
Verhandlungen einzutreten. Dem hat im
September und November 1998 auch
dasEuropäischeParlamentzugestimmt.
DerKommissionsbericht ist eine erbau-

liche Lektüre. Unter dem Vorwand der
Beseitigung"technischerHandelshemm-
nisse" - zu denen auch dieSchutzbestim-
mungen im Gesundheits-, Sozial- und
Umweltbereich gehören - wird in abseh-
barer Zeit eine allgemeine Verpflichtung
angestrebt, die "den unbeschränkten
Marktzugang in allen Wirtschaftssektoren

und Leistungssparten" (Güter und
Dienstleistungen), einschließlich des Ge-
sundheits-, Bildungs- und öffentlichen
Vergabewesens garantiert. Im unnach-
ahmlichen Kommissionsjargon heißt es
da, die Staaten und regionalen Körper-
schaften sollten "sämtliche Ausnahmere-
gelungen in Form negativerFrei-
heitsrechte explizieren", wobei
man davon ausgeht, daß die
"ausgehandelten Abkommen im
gesamten HoheitsgebietderVer-
tragsparteien, unabhängig von
ihrer verfassungsmäßigen Struk-
tur, auf sämtlichen Ebenen der
Machtausübung Anwendung fin-
den". Diese Verpflichtungser-
klärung wäre für die regionalen
und lokalen Körperschaften im
EU-Bereich absolutbindend, be-
deutete umgekehrt aber für die
Vereinigten Staaten kein großes
Risiko, da die amerikanischen
Einzelstaaten in diesen Fragen
nicht durch die UnterschriftWashingtons
gebunden sind.
Mit dem Abkommen will man "aufder

Grundlage von Empfehlungen der Wirt-
schaft" gemeinsameMinimalbestimmun-
gen vorlegen, um den Unternehmen
"neueAbsatzmärktezu öffnen". Daßdies
im "Geist des Miteinanders" geschehen
soll versteht sich von selbst. Die multina-
tionalen Konzerne haben die TWP-Ver-
handlungen, an denen sievon Anfang an
beteiligt waren, maßgeblich beeinflußt.
Sieverfügen übereinemächtigeLobbyin
Gestalt des Transatlantic Business Dialog
(TABD), dessen letzte Zweijahreskonfe-
renz im November 1988 in Charlotte
(North Carolina) stattfand und in dem die
Creme der Wirtschaftsführer beiderseits
desAtlantiksvertreten ist. ...
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Mittwoch,16. Juni in Köln
Alternativenzurglobalisierten

Wirtschaft(Symposium)
DerNeoliberalismusmitseiner "Lizenzzum
Plündern" bringtdenKonzernenVorteile,den
MenschenabervorallemNachteile,sehr
tiefgehende. DieselbstausgestellteLizenz ist
längstaufeine"LizenzzumTöten" ausgewei-
tet. AufdemSymposiumsoll esumAlternati-
vengehen,dienichtnurkosmetischeVerän-
derungendarstellen. EsgibtvieleÜberlegun-
gendazu undvieleVersuche,die indenMe-

dien nichtwahrgenommenwerden.
Bei demSymposiumsoll esumeinegrundle-
gendeKritikdesKapitalismusgehenundum
dieSuchenachgrundlegendenAlternativen.
MitSusanGeorge(Frankreich,angefragt),
VandanaShiva (Indien), FaridaAkhter

(Bangladesh),TeresiaWolfwood(Kanada,
angefragt), MariaMies (Deutschland)

DasSymposiumwirdveranstaltetvon:
DiverseWomen forDiversity(Indien), Interna-
tional SocietyforEcologyandCulture(Eng-
land),KomiteeWiderstandgegendasM.A.I.
(Deutschland),FrauenfriedensarchivFasia

Jansen (Deutschland)

FreieBahndemMarkt

DasneueMAI istangekommen
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DieVorwürfeausdemFlugblatt(sieheunten)waren

nichtneu, jedoch wurdediekritischeDebattemitden
eigenen Strategien sowohl innerhalb der bürgerli-
chen wie auch der radikalen Zusammenhänge ver-
mieden. Der Umgang mit dem Flugblatt brachte
denn auch zutage, wie richtig die Einschätzungen in
selbigem waren. Beide Bündnisse, sowohl das bür-
gerlichewie auch die zentralen Gruppen des linksra-
dikalen Zusammenschlusses (Ökoli, Rote Hilfe, Per-
spektive) griffen die anonymen AutorInnen an, sie
würden Polizeiübergriffe provozieren und seien letzt-
lich an staatlicherGewalt schuldig. Immer konnte ei-
ne formale Distanzierung oder gar derRauswurfvon
UnterstützerInnen des Flugblatt-Textes im linksradika-
len Bündnis durch VertreterInnen autonomer Grup-
pen verhindert werden, dennoch zeigte die Debatte,

daßdie InstrumentalisierungderStaatsmachtfürAus-
einandersetzungen in politischen Bündnissen offen-
barweitverbreitetist. Wasjahrelang innerhalbderAn-
ti-Atom-Bewegung von Gewaltfreien gegen autono-
me Gruppierungen eingebracht wurde, war jetzt
plötzlich auchGruppenwiederökologischen Linken
recht!
Die Ereignisse in der Vorbereitung zu Aktionen in

Köln sollten Anlaß einer selbstkritischen Debatte um
Strategien, Vorherrschaftsallüren und Staatsnähe in
den politischen Bewegungen sein. Beiträge dazu
sind erwünscht, die "Ö-Punkte" machen sich gerne
zu einerderDiskussionsplattformen.

Abbildung:
Flugblattzu den
Köln-AktionenmitKritik
andenBündnissen und
Aufrufzu autonomen
Aktionen.

StreitumdieGegenaktivitäten

UnfähigzumWiderstand?Anfang Mai tauchte ein Flugblatt auf, in dem schwereVorwürfe gegen dieOrganisatorInnen der
verschiedenen Gegenaktivitäten zum EU- und weltwirtschaftsgipfel im Juni in Köln erhoben wur-
den. StaatsnäheundAusgrenzungwurdendortalsKritikpunktebenanntundzu autonomvorberei-
tetenAktivitäten inner- undaußerhalbdergeplantenDemonstrationenundGegenkongresseaufge-
rufen.

Zeitschrift"Natur":
Abosgekündigt
Textausdem Infointern derCoordinati-

on gegen BAYER-Gefahren:
Nach unserer Berichterstattung über

das BAYER-Sponsoring der "Natur"-Fo-
to-Aktionen sind einige unserer Mitglie-
der dem Beispiel des Vorstands gefolgt
und haben bei der "Natur" protestiert.
Allerdingshaben sie ebensonichtssagen-
deundausweichendeAntworten erhalten
wiewir. Nachdem mittlerweile auch noch
klar wurde, daß die "Natur" Gentechnik
"in Grenzen" toleriert, haben mehrere
Mitgliederunsmitgeteilt, daß sie ihr"Na-
tur"-Abo gekündigt haben. Weitere Infos
dazu bei uns."
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5. Juni überall
TagderUmwelt'99

Terminezum
Weltwirtschaftsgipfel

16.-18.6. 1999
AlternativerWeltwirtschaftsgipfel
im ForumderVolkshochschuleKöln,Josef

Haubrich Hof2
16.6.1999

Symposium"Alternativenzur
globalisiertenWirtschaft"

desKomiteesWiderstandgegendasM.A.I.
(sieheText indieserRubrik)

16.6. 1999
Anhörung"FrauenaufAbruf-

CallgirlsdesGlobalenMarktes"
desNROFrauenforums

19.6.99
DemonstrationgegendenG7-Gipfel
Infoszudenviero.g. Veranstaltungen:

BündnisKöln99,Körnerstr. 69,50939Köln,
0221/9520008http: Studis.de/g7eu/

15.-20. Juni
PolitischesKultur-Campzum

G7-Gipfel
organisiertvonderdeutschen
Vorbereitungsgruppeder ICC

(InterContinentalCaravan),ICC-Büro,
BachemerStr. 27,50931Köln,Tel.: 0221/9402
663,mail Icc99@gmx.deasta.rwth-aachen.de

18. Juni
InternationalerAktionstag

GlobalActionDayKontakt: Reclaim the
Streets,London: Tel.+44/ 171/ 2814621;e-mail:
rts@gn.apc.org;http://www.gn.apc.org/rts/

Diskussionslisteunter:
J18discussion@gn.apc.org

19. Juni
Menschenkette

derKampagneErlaßjahr2000
Kontakt: KampagneErlaßjahr2000,
Lindenstr. 58-60,53721 Siegburg,Tel.:
02241/591226,Fax:02241/591227

http://www.erlassjahr2000.de/ koeln.html,
e-mail: buero@erlassjahr2000.de

OffiziellerG7-Gipfel:
9.-10.6.

TreffenderAußenministerder
G7/G8-Staaten

18.-20.6.
G7-Gipfeltreffen/

Weltwirtschaftsgipfel
imMuseumLudwig

Kontakt: BundespresseamtBPA(CvD),
Welckerstr. 11,53113Bonn,

Tel.: 0228/208-2030,Fax:0228/2083152;
E-Mail: postmaster@bpa.bund400.de;
Internet: http://www.g8koeln.de/ oder
http://www.bundesregierung.de

14.-29. August inGreifswald
InternationalesWorkcamp

SchwerpunktwirdderAusbaudesökologi-
schenSchulschiffes "Lovis" sein,Leuteaus
demganzenOstseeraumwerdenkommen.
Infos: JUPLübeck,Willy-Brandt-Allee9,
23554Lübeck,Tel.&Fax0451/7070646

23.-26.9. in Bremen
AGÖF-Fachkongreß

Schwerpunktdiesmal: ÖkologischeBaustoffe
Info:AnBUS,Rudolf-Breitscheid-Str. 49,90762

fürth,0911/7499039,Fax770764
23.-25.9. in Hamm

Messe"GrünesGeld"
EthischeGeldanlagenusw.

Info:ÖkozentrumNRW,02381/30220-0

Aus aller umWelt

9
die niedrigeren Rentenbeiträge ausgegli-
chen?

Die Antwort kennt der Ökosteuer-
Rechner. Einfach die eigenen Jahres-Ver-
brauchswerte und das Bruttoeinkommen
eingeben. Schon sagt einem der Rech-
ner, ob man zu den Gewinnern gehört
oder draufzahlt. Im Fall, dass man drauf-
zahlt, wird automatisch berechnet, wie
viele (oder wie wenige) Autokilometer
man einsparenmüsste, um dieBelastung
auszugleichen.

DerÖkosteuer-Rechner isteineTabelle
im FormatExcel 5; sie kann auch mit al-
len nachfolgendenExcel-Versionen geöff-
netwerden.

DieDatei istShareware. Eswird um ei-
ne Spende in Höhe von 5,00 DM gebe-
ten. Damit wird die politische Jugendbil-
dung durch den Trägerverein für politi-
sche Bildung und Ökologie e.V. unter-
stützt

Literatur
JürgenMüller,

RolandQuester
Umweltbibliotheken-

Wegweiser
DieneueAuflagedes

Buchesenthält
detaillierteAngaben
zu 103Bibliotheken

bundesweit.

Bezuggegen
Portokostenbei der

Grünen Liga
Friedrichstr. 165

10117Berlin
030/2044-745

Fax-468

Grüne
Branchenbücher
Für immermehr

Bundesländerbringt
derBUND

Adressensammlungen
heraus,dieeinen

gutenÜberblicküber
dieUmweltfirmenund

-gruppengeben.

BezugüberdenVer-
lag"DasgrüneBran-
chenbuch" (Lasbeker
Str. 9,22967Tremsbüt-
tel)und im Buchhan-
deln,in Naturkost-

lädenundbeim BUND.
A5,6,90DM

Viel Neues ist nicht geschehen. Die
Ökosteuer ist am 1.4. in Kraft getreten –
mit all ihren Ausnahmebestimmungen,
die den Sinn der Steuer völlig in Frage
stellen: Gerade die Hauptstromverbrau-
cher wie das produzierende Gewerbe
oder Nachtspeicherheizungen sind be-
günstigt. Über die nächsten Schritte der
Ökosteuereinführung liegt die Bundesre-
gierung imStreitmiteinander. Nach Lage
der Dinge sind ausschließlich höhere
Steuern fürPrivatverbraucherInnen zu er-
warten –wenn überhaupt. Daskann zwar
auch kleine Fortschritte hin zum Ener-
giesparen bewirken, die Industrie wird
abergeschontodersogarbegünstigt, was
vor allem zu einerAkzeptanzkrise führen
wird. DieÖkosteuer kommtvon "oben",
sie trifft vor allem "unten" und fördert
dort das Gefühl, Umweltschutz sei Teil
der Herrschaftsstrukturen und dadurch
geschaffenerVerhältnisse.

Neu:
DerÖkosteuer-Rechner!
Für viele bringt die Ökologische Steu-

erreform einen Gewinn, fürman-
cheauch Mehrkosten. Wird
die Energiesteuer durch

NeueszurÖkosteuer Der Infodienstfür
UmweltakteurInnen

Sommer '99

•Ausaller
Welt

JubelndeBelegschaft und eineAnzeige, die an Skrupellosigkeit kaum
zu übertreffen ist: Am vierten Jahrestag des blutigen Putsches in Chile,
dem 11 .9.1977 erschien in "El Marsurio" diese Anzeige. Der Text auf
deutsch:
"DieVolkswagenfamiliemöchte an diesem großen Tag derRegierung

Chiles für die ihr gegebeneGelegenheit danken, in dieses schöneLand
zu kommen, sich darin niederzulassen und mit seinen Menschen ihre
Freiheit, ihren Schwung und ihreLebensfreude zu teilen. Es lebeChile!
Volkswagen, der11 . September1977"

Übrigens: VWdoBrasil konnte seinen Umsatz in Chile im Jahr1977
um mehrals100% steigern.

AusdemFotoalbumderGroßkonzerne

Hier: VW
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Zusammengestellt
wurdedieser
Schwerpunktvon
HelgeSchneider
Anti-Expo-AGBielefeld
c/oASTAderUni
Postfach 100131
33501 Bielefeld

und

JörgBergstedt
InstitutfürÖkologie
Tel. 0171/8348430

und

JörgPohl
BürofürmentaleRandale
Wickingstr. 17
45657Recklinghausen

Autor
PresseClubMarburg
PeterSzekeres
Liebigstr. 50
35037Marburg

DieFrüchtederExposindgiftig

5guteGründe,vonderExpo
lieberdieFingerzu lassen(pcm)Essiehtallessehrschillernd, schmackhaftundverlockendaus. DochwiederApfelSchnee-

wittchen, vergiftetauch dieExpodieMenschen. Eswerden folgenddieverlockendeFrüchteder Ex-
poangeschnitten, damit ihrevergiftendeWirkungerkennbarwird.
DererstevergifteteApfel:
GlobaleProblemesind technisch lösbar
Dies wird eine der Hauptaussagen der Expo wer-

den: Umweltprobleme sind technisch lösbar, Natur
ist beherrschbar und soll durch eine "menschenge-
rechtere" ersetzt werden. Dabei wird dieGentechnik
als die entscheidende Schlüsseltechnologie der Zu-
kunft präsentiert. Die Expo dient hierbei primär ei-

nem Ziel: der Akzeptanzbeschaffung für dieses
technischeWeltbild.

DerzweitevergifteteApfel:
DieExpo isteineWe l tausstellung
Die Expo wird eine Propagandashow der ersten
Welt, um die Vormachtstellung der reichen Län-
der zu stärken. Die Expo ist eurozentriert:
Zweidrittel derMenschheit sind in den Konzepten
für die Expo nicht berücksichtigt. Menschen-
rechtsaspekte und die Entwicklung einer kulturel-

lenVielfaltdurch alleMenschenwerden aufderExpo
nichtaufgegriffen. Ziel derExpoistes, die
Identifikation mit dem Kulturverständnis
derWeltelite zu festigen.

DerdrittevergifteteApfel: DieExpobringt
einenWeltrekord an Bürgerbeteiligung
Esgab keineMitbestimmung von Bürge-
rInnen bei der Gestaltung der Expo. Ein

Weltrekordan Bürgerbeteiligung solltedieExpower-
den. Es ist ein Minusrekord geworden: Die Meinun-
gen der BürgerInnen wurden übergangen. Expo be-
deutet hierarchische Entscheidungsstrukturen statt
bürgerlicheSelbstbestimmung.

DerviertevergifteteApfel:
DieExpobringtGeld
DieExpobindetGelder. Expobedeutetfinanzieller

Zentralismus: ÖffentlicheGelderwerden immermehr
an dieExpogeknüpftausgegeben: Entwicklungshil-
fegelder fließen nicht mehr in Kleinprojekte der 3.

Welt. Statt dessen werden z.B. die Reisekosten der
Repräsentanten armer Länder zur Expo übernom-
men. Die Bahn schränkt ihren Schienenverkehr in
der ländlichen Region ein und baut statt dessen den
Expobahnhof am Messegelände ICEgerecht aus,
usw. usw. ... Ursprünglich sollte die Expo noch
schwarze Zahlen schreiben, heute gibt die Expo
2000 Hannover GmbH zu, daß die Expo (minde-
stens) 400Millionen DM Verlustmachen wird.

DerfünftevergifteteApfel: DieExpobringt
einebessereLebensqualitätfürHannover
Die Expo ist ein Schaden für Hannover. Die Le-

bensqualität wird sich in Hannover durch die Expo
verschlechtern. Trotz aller gegenteiligen Aussagen
wird die Abgasbelastung in Hannover steigen, die
Trinkwasserressourcen werden überbeansprucht,
preiswerter Wohnraum wird knapp, die Mieten stei-
gen und die Flächenversiegelung wird zunehmen.
Gesellschaftliche Minderheiten, die nicht in ein mo-
dernes Stadtbild passen, werden aus der Innenstadt
massivherausgedrängt.

PS: Die Expo wird übrigens immer schlechter
Während es z.B. zu Beginn der Expoplanung noch
hieß, keinE BesucherIn soll mit dem Auto zur Expo
kommen, erlaubt es das neue satellitengestützte Ver-
kehrsleitsystem "Mo-
ve" sogar noch mehr
Autos gleichzeitig auf
die Straßen zu brin-
gen. Nachtrag zum
Verständnis: Im Auf-
sichtsrat der Expo sit-
zen mehrheitlich Ver-
treter der Automobil-
konzerne. So gibt es
viele Beispiele, wo die Expo statt innovativen Lösun-
gen veralteteTechnikenwieetwadasAutopräsentiert.

Bislang istdieExpo2000 in vielen Tei-
len der Umwelt- und politischen Bewe-
gung ein unbeschriebenes Blatt. Einige
lokale Gruppen, vor allem aber die Bun-
desverbände neigen sogar zum Mitma-
chen. Mitdiesem Schwerpunktsoll zwei-
erlei deutlich werden:
1 . Die Expo kann keine Kooperation-

spartnerin sein für alle, die emanzipatori-
sche und/oder ökologische Ziele vertre-
ten. Alle Projekte, die sich mitGeld oder

leeren Versprechungen haben gewinnen
lassen, sollten den Wiederausstieg prü-
fen.
2. Die Expo 2000 ist ein bemerkens-

wertoffenerEntwurffüreine rein technik-
orientierte Zukunft, in der nichtmehr die
Menschen, sondern die Agenturen und
Forschungslaboratorien der großen Kon-

zerne über die Gesellschaft entscheiden.
In dieser Welt der Zukunft soll es neue
Atomkraftwerke, Transrapids, Gentechnik
undmehrgeben.
Daher lohnt sich die Expo alsOrt einer

breiten politischen Auseinandersetzung.
Es geht schlicht um die beiden zentralen
Fragen:
Wie soll unsereZukunftaussehen?
Und: Wem gehört die Zukunft – den

Menschen oderden Konzernen?

Um der Welt zu zeigen, was zum Schutz
vonNaturundUmweltgetanwerdenmuß,
bedarf es keiner Expo. Die Probleme für
dieDurchsetzungökologischer Zielsetzun-
gen bestehen nicht darin, daß entspre-
chendeKonzepte fehlen oder unbekannt
sind ... Siebestehen vielmehr darin,daß es
1. massive wirtschaftliche Interessen gibt,
die wegen kurzfristiger Gewinnorientie-
rung umweltgerechtes Umsteuern verhin-
dern,und2. es impolitischenBereich keine
Bereitschaftgibt,ernsthaftumzusteuern."
Anti-Expo-Bündnis

Wir brauchenein neuesVerhältnis zur Um-
welt und zum technischen Fortschritt, da-
mit die globalen Probleme von heute
gelöstwerdenkönnen.Deshalbsoll die Ex-
po2000HannovereinForumfür innovati-
veLösungen und Lösungsansätzesein, mit
denenüberall aufderWeltein tragfähiges
Gleichgewicht zwischen Ökonomie und
Ökologieangestrebtwerdensoll."
Expo2000HannoverGmbH

Twipsy,das
Expo-Maskottchen
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SvenRunkeln,Bremen

Abbildungen
Links: Entwurffürden
ThemenparkderExpo:
ErneuteSymbolik–Natur
istformbar.
Quellealler Bilder:www.
expo2000.de/presse

LinkeSeite: DasAtomium
in Brüssel –Wahrzeichen
der Expo1958 imAtom-
Technikwahn.

PavillonderNiederlande:
Natur in verschiedenen
Stockwerkenübereinan-
der–Denkmal derNa-
turberrschung.

Autor
HelgeSchneider,
Bielefeld

Gentechnische Forschungen, Anwen-
dungen und Zukunftszenarien werden
auf der EXPO mindestens in 3 der 11
Themenschwerpunkte im Themenpark
präsentiertwerden: "DerMensch", "Die
Gesundheit" und " DieErnährung". Ins-
besondere im letztgenannten Bereich
wird die Gentechnik als eine Schlüssel-
technologie des 21. Jahrhunderts vorge-
stellt werden, die dazu in der Lage sei,
Lösung für das weltweite Problem des
Hungerszu bringen.

Bereits 1997 wurden in der Zeitschrift
"Expodirekt" die Leitlinien für die Dar-
stellung dieser Technologie auf der EX-
PO formuliert: Gentechnik könne dazu
beitragen, durch widerstandsfähigere und
ertragreichere Pflanzen und Tiere
Mißernten zu verhindern und die materi-
ellen Lebensbedingungen der Men-
schen im Trikont zu verbessern.
"Wer Gentechnik pauschal be-
kämpft, macht sich schuldig", urteilte
die EXPO-Generalkommissarin Bir-
git Breuel und empfahl zugleich

"den durchdachten Einsatz von Gentech-
nologie in der Dritten Welt". Den Besu-
cherInnen der EXPO soll die Gentechnik
abernichtnurdurch ansprechendeTexte,
schöne Bilder und interessante Modelle
nahegebrachtwerden, sie sollen auch die
Möglichkeiten haben, ihre möglicherwei-
se noch vorhandenen Ängste und ihre
Abneigung gegen Gen-Food am eigenen
Leib zu überwinden: im Themenpark
wird es gentechnische Erzeugnisse zum
probieren geben. ( Wohl bekomm‘s !)
Die berechtigten Ängste vielerMenschen
vor erhöhten Krankheitsrisiken und Aller-
gien sollen also zwar nicht ernstgenom-
men, aber ganz praktisch überwunden
werden mit dem Ziel, mehr Akzeptanz
für die Produkte dieser neuen Schlüssel-
technologie zu schaffen.

EXPOundGentechnik

HungermachtProfiteDieGentechnik isteines der zentralen Themen derWeltausstellung EXPO2000 in Hannover. Von der ursprüngli-
chen Idee eine überdimensionale Darstellung eines menschlichen DNS-Stranges alsWahrzeichen der EXPO zu ge-
stalten, sind dieAusstellungsmacherInnen aber schon vor einiger Zeitwieder abgerückt– zu gewagterschien ihnen
angesichts der in der Bevölkerung weitverbreiteten Skepsis gegenüber dieser neuen Technologie ihre eigeneOffen-
heit.

Dies wäre vielleicht noch zu akzeptie-
ren, wenn aufder EXPO tatsächlich Per-
spektiven für eine umweltgerechte Zu-
kunftpräsentiertwerden würden. Dem ist
aber nicht so. Der EXPO wurde zurAk-
zeptanzbeschaffung lediglich ein grüner
Anstrich verpaßt. Die Konzerne und
Mächtigen derWeltzeigen sich scheinbar
geläutertundschreiben sich denUmwelt-
schutz auf ihre Fahnen. Dies aber nicht,
weil siebegriffen haben, dasdieserPlanet
bald nicht mehr bewohnbar ist, wenn es
weitergehtwie bisher. Vielmehr, weil sich
mit angeblich ökologischen Produkten
bessereGeschäftemachen lassen.

In einer Gesellschaft, in der der Um-
weltschutzmittlerweileGesprächsstoff ist,
lassen sich Produkte die offensichtlich
umweltschädlich sind, nichtmehr so gut
absetzen. Daher werden viele Produkte
als umweltverträglich dargestellt. Hinter-
fragtwirddieskaum. Hauptsacheessteht

ÖkologischeKritik

KonzernealsneueSuper-Ökos?EineMammutveranstaltung wie die EXPOwäre, unabhängig vom präsentierten Inhalt schon für sich allein ökolo-
gischbedenklich.DerAufbaudesEXPO-GeländesverbrauchtenormeMengenanFlächenundEnergie.Diekalkulier-
ten 400.000 BesucherInnen proTag stellen eine nichtzu verachtendeBelastung für dieUmweltdar. Zumal diemei-
sten nun dochmitdemAutoanreisenwerden, wozu sonstdieParkplätzerund um dasGelände.

irgendwie "Öko" drauf, dann wird‘s
schon stimmen. Diese Entwicklung ge-
schieht hauptsächlich über das Schlag-
wort der Nachhaltigkeit. Dementspre-
chend müssen alle EXPO-Projekte den
Voraussetzungen der Nachhaltigkeit ge-
nügen. Der Begriff der Nachhaltigkeit ist
mittlerweile allerdings völlig inhaltsleer.
Nachhaltig ist alles, was den MacherIn-
nen der EXPO in den Kram paßt, sowie
z. B. Atomkraftoder neueVerkehrsleitsy-
steme.

Die wahre Intention der EXPO zeigt
sich in den Aussagen des Themenparks
"Neun Gärten der Nachhaltigkeit". Hier
gehtesumdie"umweltgerechteProduk-
tionssteigerung". Das primäre Interesse
liegt hier natürlich bei der Produktions-
steigerung unddamitbei derGewinnma-
ximierung. WasdieEXPOunterUmwelt-
schutzverstehtwirdz.B. an einemProjekt
der "EXPO am Meer" deutlich. Hier

Die scheinbare Ungefährlichkeit der
Produkte und ihre behauptete Einsatz-
möglichkeit als Allheilmittel gegen den
Welthunger sollen verdecken, worum es
eigentlich geht: die weltweiten imperiali-
stischen Herrschaftsverhältnisse, die der
Hauptgrund für den Hunger vieler Men-
schen im Süden sind, sollen nachhaltig
modernisiert werden. Die Versorgung
mit Grundnahrungsmitteln soll mit Hilfe
derGentechnik und neuerPatentierungs-
gesetze unter die Kontrolle von einigen
multinationalen Konzernen gebrachtwer-
den, die sich davon riesigeProfite und ei-
nen weiteren Ausbau ihrer Machtfülle
versprechen. Die letzten Reste von Subsi-
stenzwirtschaft sollen weltweit zerschla-
gen und unter Kontrolle gebracht wer-
den. Leidtragende dieserModernisierung

sind diejenigen, die auch heute
schon zu den Marginalisierten gehö-
ren. Dieser Entwicklung gilt es unse-
ren entschlossenen und praktischen
Widerstandentgegenzustellen.

wirddasDreckmessen in derNordseeals
präventiver Umwelt-
schutz bezeichnet und
es soll ermittelt wer-
den, ob dies besser
vom Flugzeug aus
oder mit dem Schiff
geht. Das wenige was
an Umweltschutz auf
der EXPO präsentiert
wird, ist von oben be-
stimmt. Es wird von
Konzernen und Regie-
rungen festgelegt, wie-
viel getan werden soll,
so wie z.B. eine teil-
weise Förderung rege-
nerativer Energien ne-
ben derKernkraft. Die-
serEntwicklungmüssen neueStrategien,
wie ein emanzipatorischer Umweltschutz
von unten entgegengestelltwerden.
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Abbildungen
Rechts:WerbungderExpo
zumThemazukünftiger
Bildung.

Oben: ZeichnungdesRie-
sentipis,dasaufder Expo
errichtetwird.

Rechts:Gebäudedes
CVJMs in FormeinesWal-
fisches.GigantischeFi-
nanzmittelwerden indie
Expo investiert,Jugend-
pflegerInnen-Stellen
eingerichtet–Geldund
Stellen fehlenanderswo!

DieKinder- undJugendplattformwurde
1996 gegründet und wird getragen von
großen deutschen Jugend-
organisationen: Deutsches
Jugendherbergswerk, Bun-
desforum Kinder- und Ju-
gendreisen, Deutsche
Sportjugend, u.a.. Feder-
führend ist der Deutsche
Bundesjugendring. Weiter-
hin sind Hearings, Semina-
reundGroßveranstaltungen
mitJugendlichen unterdem
Motto "Visionen der Ju-
gend" vorgesehen. Die
Themen der Expo und ihre
Lösungsansätze sollen kritisch unter die
Lupe genommen und auf ihre Auswir-
kung auf die zukünftige Generation hin
überprüftwerden. Auch der "natur"-Kin-
dergipfel soll aufdie Expogelegtwerden.
Eine vorläufige Kostenschätzung veran-
schlagt etwa 6-10 Millionen DM für die
Kinder- und Jugendplattform.

AufdemExpogeländesoll in Halle19
Funsport für Jugendliche angeboten

werden: Inlineskating, BMX, Street-
ball, Beachvolleyball, ... Sportteamswer-
den ihrKönnen zeigen und die Besuche-
rInnen in den Sportarten anleiten. Rock-
konzerte werden ebenfalls viele Jugendli-
che zur Expo ziehen. Der Expoweltpart-
nerDaimlerChrysler präsentiert eine Kin-
derweltderTechnik, in derdurch interakti-
ves, spielerischesLernenKindern undJu-
gendlichen und ihren Familien das The-
ma Mobilität vermittelt wird. Der
CVJM/YMCA wird in einem riesigen
Walfisch eine Erlebniswelt präsentieren.
Dieser "Pavillon der Hoffnung" soll Ide-

en, Wünsche und Visionen für das neue
Jahrtausend aufzeigen. Parallel zur Expo

bieten mehrere Partnerorganisationen
spezielle Jugendprogrammean. Soorga-
nisieren z.B. dieKirchen ein internationa-
les, ökumenisches Jugendcamp für1200
Jugendliche in Hildesheim.
Einige der "Weltweiten Projekte" sind

Jugendprojekte: Die Jugendwerkstatt in
Hameln arbeitetmit jugendlichen Arbeits-
losen, die Schülerschule in Staufen bietet
neueLernformenan, inMarbach/Neckar
soll ein Jugend-Kultur-Haus neu gebaut
werden. Relativ gesehen gibt es aber nur
sehr wenige Angebote auf der Expo, die
jugendspezifisch sind. Viele Jugendver-
bände beteiligen sich also selber – oder
indirekt über ihre Dachorganisationen –
bei der Expo. In den Verbänden ist die
Meinung über die Expo aber oft gespal-
ten: während VerbandsfunktionärInnen
und Geschäfts-
führInnen sich
für ihren Ver-
band durch die
Beteiligung ei-

nenVorteil erhoffen, lehnen die imVerein
engagierten Jugendlichen selberdieExpo

ab. Sie sehen in derExpoall
dieSachen repräsentiert, der
sie durch ihre Arbeit in den
Vereinen entgegenstehen
wollen: Umweltzerstörung,
Ausgrenzung der ,3.-Welt-
Bevölkerung" oder die För-
derung von Atomkraft und
Gentechnik. Mehrere Ju-
gendorganisationen aus
dem Naturschutzbereich,
der internationalen Jugend-
arbeit und von den Pfadfin-
derInnen haben sich auf ih-

renMitgliederversammlungengegeneine
Unterstützung der Expo ausgesprochen.
Sie haben erkannt, daß die Expo ihren
Idealen und Vereinszielen entgegensteht.
Von ihnen werden Aktionen zur Expo
2000 in Hannover geplant: das größte
Projekt ist ein gemeinsamesGegencamp
der Jugend. In Umfragen zeigen sich die
meisten Jugendlichen noch immerdesin-
teressiertan derExpooderhaben von ihr
noch nichtsgehört, bzw. wissen nichtwas
dasist. AufdieFrage, obsiezurExpofah-
ren würden, sagten die meisten nein, da
ihnen derEintrittspreiszu teuersei. KeinE
derBefragten erwarteteinen persönlichen
Gewinn vonderExpo. Auch sehendiebe-
fragten Jugendlichen mehrheitlich nicht,
daß sich die "Probleme derWelt" durch

die Expo besser
bewältigen lassen
werden.

Expofür Jugendliche

ZielgruppeNo. 1
meldetsichnicht(pcm)ZielgruppeNr.1 derExpo2000sinddiejungenMenschen.Umfragenzeigenaber: JugendlichesindanderEx-

ponichtinteressiert. Jugendverbändemarschieren trotzdembei derExpomit. Ein überdimensionalesZelt, dasBigTi-
pi, soll der internationale Treffpunkt der Kinder und Jugendlichen auf der Expo werden: 30 Meter hoch, innen mit
mehrerenEtagenundeinergroßenArenafür500KinderundJugendliche. Siesollenhierzu allererstSpaßhaben, ne-
benbei können sieMusik hören, selberMusikmachen, tanzen, künstlerisch tätig und kreativsein, im Internetsurfen,
Leutetreffen, diskutieren,mitPolitikerInnenstreiten, sich informierenundausruhen. SoplantdieKinder- undJugend-
plattform Expo2000daszentraleAngebotfürdie Jugend aufderExpo.
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Abbildungen
Rechts: Kolonialismusder
altenSorte–Kongodorf
1894aufderExpo. Exoti-
scheMenschenwie im
Zoodargestellt.

GroßesFoto: DerDeutsch-
landpavillon –pompös
und(welch Symbolik!!!)
nichtbei denanderen
Nationenpavillons,son-
dern im ZentrumderEx-
po-Welt.

Daneben: Entwurfdes
äthiopischenPavillons–
Dokumentaion zurück-
gebliebener,aberaufstre-
benderTechnik. Sozeigt
sich dasWeltbildder Expo
2000.

Quellealler Bilder:www.
expo2000.de/presse

Tabellen
DieTabellen stammenaus
derSchrift"WeltweitePro-
jekte" derExpo2000,
Hannover.

Stand: 19. Januar 1999.

EswerdenweitereProjek-
tehinzukommen.

Expoweltweit

UndmorgendieganzeWeltSchonmitderAusrichtungdererstenWeltausstellung1851 in Londonwurdenebender Inszenierungdes industriel-
len Fortschritts und der partriarchalen, kapitalistischen Logik auch das Abfeiern der imperialen Dominanz des briti-
schenEmpirebeabsichtigt. Sogenannten "Wilden" wurdezumBeispiel Zurückgebliebenheitunterstellt, oderanderes
gesagt für unterentwickelt erklärt. Kultur, Geschichte und Ökonomie Europas wurden zum Leitbild für die gesamte
Welt stilisiert. Die imperialistische Gewaltmit ihrer ökonomischen Ausbeutung, den Morden und der Kolonisierung
derKontinentewurdeverschwiegen.
Nichts anderes geschah auch 1992 in

Sevilla, wo unterdem Motto " DasZeital-
terderEntdeckungen" 500 JahreKoloni-
sierung der Kontinente gefeiert werden
sollte. Damalsandersalsheute, entwickel-
ten sich angesichts dieser Perversion je-
doch ein breiterWiderstand, der in Aktio-
nen in Sevilla gegen die EXPO mündete
und sich in der Kampagne gegen 500
Jahre Kolonisierung hier in der BRD nie-
derschlug. Die EXPO 2000 wird vom
gleichen imperialen Gestus getragen, wie
ihreVorgängerinnen, wenn er auch weni-
ger offen zur Schau gestellt wird. Politik-
und Kulturkonzeptionen der Metropolen,
wie die der Nachhaltigkeit, bestimmen,
verpackt in schein-
bar multikulturelle
und an den Men-

schenrechten orientierten Programmen,
dieAusstellung. Tatsächlich istderwesent-
liche Aspekt dieser Konzeption eine Ver-
kehrung der Tatsachen von Herrschaften
in der internationalen Politik. Die Men-
schen imSüdenwerdenzurÜberbevölke-
rung, die in selbstverschuldeter Armut
lebt und ihre kulturellen Eigenheiten
pflegt. Der Kapitalismus und seine Fol-
gen, Elend und Krieg werden ausgeblen-
detoderzurNormalitäternannt.
Diese verkehrte Analyse wird zusam-

men mit den Grundsätzen der Nachhal-
tigkeit zur ideologischen Legitimation für
AusbeutungundIntervention. Sostehtdie
EXPO mit ihrer rot-grün-schwarzen Ideo-

logie keineswegs im Widerspruch zum
Krieg gegen dieBundesrepublik Jugosla-
wien unddieMilitarisierung derBRD-Po-
litik. Vielmehr ist eine Weltausstellung
auch an diesem Punkt nichts anderes als
ein symbolisches Schmiermittel für diese
herrschaftsförmigen Entwicklungen.
Kritik an derEXPOmuß in diesemSin-

ne also immer eine internationale Ebene
beinhalten. Dies ist um so wichtiger, da
der Internationalismus in derLinken heu-
te insgesamt eine geringere Bedeutung
hat, als dies noch 1992 der Fall war und
nationalistische, ökoimperialistische Ar-
gumente zunehmend um
sich greifen.

DieexakteÜbersicht

WeltweiteProjekteDiefolgendenTabellenenthaltendenStandderweltweitenProjekteinDeutschland, aufgeteiltnachBundesländern.
Stand istder19. Januar1999. Dieweltweiten Projektebieten eineMischung ausHigh-Tech-Ideologieund Akzeptanz-
beschaffung. In jedem Fall sind sieeineguteMöglichkeit, sich überall mitderExpo2000 auseinanderzusetzen.
Symbole:

Jugend-, sozialeProjekte Frauenprojekte Umweltprojekte u.ä.
Verkehrsprojekte High- undGroßtechnik
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Abbildung
Modell einesderKirchen-
bauten. Sowohl evang.
wieauch kath. Kircheund
weitereReligionsgemein-
schaftengehören zuden
AkzeptanzbeschafferIn-
nender Expo.

Literatur
Expo2000–Sprüche
undWidersprüche
(1998,A4-Heft,5DM)
Voller InfosüberdieAus-
wirkungenundStrukturen
derExpo.
Bezugbei derBiU,Stepha-
nusstr. 25,30449Hanno-
ver.

Agenda,Expo,Sponsoring
–Recherchen imNatur-
schutzfilz (1998,A5-Buch
mit400S.,39,80DM,IKO-
Verlag)
FaktenundHintergründe
zumFilz zwischenUmwelt-
schützerInnen,Staatund
Wirtschaft,u.a. ein Kapitel
zur Expo2000.
Bezug: InstitutfürÖkologie,
Turmstr. 14A,23843Bad
Oldesloe.

Der neuste Clou in dieser Hinsicht ist der Einstieg
der Deutschen Bundesstiftung Umwelt in den The-
menparkderEXPO. Wurden bislang diemeisten Um-
weltverbändenoch mitfinanziellen Zuwendungen ein-
gekauft, investiert die Stiftung sogar noch 25 Mill.
Mark in die EXPO. Unterstütz werden dabei Projekte
wie das Agenda-Haus Dresden (4 Mill.), der Wieder-
aufbau der Dresdner Frauenkirche (1,7 Mill.), eine
Besucher-Informationseinrichtung im Naturpark Thü-
ringerWald(4Mill.), einesteinerneBrückeinRegens-
burg (1 Mill.), Notmaßnahmen am Industriedenkmal

Glashütte (0,2 Mill.), Eine-
Welt-Kircheeinerev.-luth. Ge-
meinde(1 Mill.). UmeineBre-
schefürdenÖkobaustoffHolz
zu schlagen, wird mit eine
Großdachkonstruktion aus
Holz aufdem EXPO-Gelände
über zwei Fußballfelder mit 4
Mill. gefördert. Mit einer fünf-
teiligen Veranstaltungsreihe "

Umwelt im Dialog" soll nach neuen Wegen für nach-
haltiges Konsumverhalten gesucht werden, das Wis-
sen von Umweltexperten an den Verbraucher weiter-
gegeben und diese von der Bedeutung diesen Wis-
sens für ihr tägliches Handeln überzeugt werden ( 3
Mill.). DieStiftungwill sowichtigeUmweltthemen auf-
greifen und damit die inhaltliche Ausrichtung der EX-
POverstärken. Abgesehen davon, daß derNutzen für
die Umwelt einiger Projekte der Stiftung fragwürdig
ist, kann aufder EXPO mit ihren High-Tech-Kernaus-
sagen kein wirklicher Umweltschutz praktiziert wer-
den. AufeinerAusstellungwoz.B. fürneueAtomkraft-
werke geworben wird, können solche Maßnahmen
nur als Verschleierungstechnik verstanden werden.
Organisationen, die sich wirklich für den Umwelt-
schutz einsetzen wollen, müßten sich von der EXPO
mit ihren kapitalistischen und herrschaftsorientierten
Strukturen distanzieren undsienichtauch noch unter-
stützen.

Umweltorganisationenaufder EXPO

Akzeptanzbeschaffung
durch IntegrationEhemals unabhängige und kritische Umweltorganisationen sind heute durch ihre Integration in

GroßprojektewiedieAgenda21 unddieEXPOengmitderWirtschaftunddenRegierungenverfilzt.
Mensch sitztzusammen an rundenTischen und diskutiertüberdieMöglichkeiten fürdenUmwelt-
schutz. Dies aber nur unterVorgaben wie produktionsintegrierter Umweltschutz oder ökologische
Produktionssteigerung. Die MacherInnen von Agenda und EXPO versuchen so, für ihre Projekte
Akzeptanz zu beschaffen. Wenn bekannte Umweltorganisationen bei den Projekten mitmachen,
glaubtMenscheher, daßesdabeiwirklichumUmweltschutzgeht.DaßdaseigentlicheZieldieFesti-
gungdeskapitalistischenAusbeutungssystem ist, fälltdann aufden ersten Blicknichtmehrauf.
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DeutscheMesse
Initiatorundwesentlicher
NutznießerderEXPO. Bei
derDeutscheMesseAG
handeltessich umdie
Betreiberfirmadeshan-

noverschenMessegelän-
des,Schauplatz für zahl-
reiche Industrie-,Freizeit-
undComputermessen
(AutoBootFreizeit,Euro-
tier,Cebit,Biotechnica,...),
dienachAbschlußder
EXPOEnde2000das

Ausstellungsareal gewis-
sermaßenerbenwird.

Abbildungen
Oben:GerhardGlo-

gowski,Expo-Aufsichtsrat
undNiedersächsischer

Ministerpräsident,zusam-
menmitExpo-chefin Bir-
gitBreuel (vorherChefin

derTreuhand)

Links:GerhardSchröder,
Ex-AufsichtsratderExpo,
undReinhardVolk,Vize-
Geschäftsführer,dervom
Daimler-Konzerndafür
abgestelltwurdeund
denKonzerneinflußsi-

chert.

DieEXPOGmbH
Die "Gesellschaft zur Vorbereitung und Durchfüh-

rung der Weltausstellung Expo2000 in Hannover
mbH" zeigt sich verantwortlich fürPlanung und Pro-
gramm, Öffentlichkeitsarbeit, Werbung, Akquise, Li-
zenzvergabe sowie Eintrittskartenvertrieb, trägt die
Verantwortung fürdieBebauung aufdem und teilwei-
se außerhalb desGeländes. IhreFunktion desorgani-
satorischen Superhirns im EXPO-Apparats rundetdie
Mitgestaltung, Mitfinanzierung und Steuerung exter-
ner ("weltweiter") Projekte ab.
Bei derEXPOGmbH handeltes sich (werhättedas

gedacht) umeineprivatrechtlicheOrganisation, wobei
der Aufsichtsrat der Gesellschaft (siehe Grafik) zu 5
Sitzen aus Wirtschaftsvertretern, zu restlichen 5 aus
Regierungs-, Landes- und Kommunalvertretern be-
steht. Mithin liegen die Entscheidungskompetenzen
nicht mehrheitlich bei staatlichen Institutionen (was

nicht suggerieren
soll, staatliche
Kontrolle sei et-
was Erstrebens-
wertes), schon
gar nicht bei den

BürgerInnen
Hannovers oder
dem Rest der

BRD, welche im 85seitigen Vertragswerk bezüglich
ihrer Mitbestimmung in 3 Zeilen Berücksichtigung
finden. Andersverhältes sich beim finanziellen Rück-
grat "das Eigenkapital der EXPO GmbH, 100 Mio.
DM, nährt sich zu 80% aus öffentlichen Quellen,
auch dieBürgschaften vonKrediten (Banken undein-
schlägige Finanzkoryphäen haben der Expo alles an-
dere als Gewinnchancen prognostiziert), die mittler-
weile die 1 Milliarde Marke hinter sich gelassen ha-
ben, tragen dieSteuerzahlerInnen...

EXPOBeteiligungsgesellschaft
Die Koordination der mitwirkenden Industrie – von

IBM überMercedesundSiemens (undweitererMulti-
Prominenz) – gehört zum Aufgabenfeld der "Expo-
Beteiligungsgesellschaft der deutschen Wirtschaft
mbH & Co Verwaltungs KG". Die adrett frisierten
Köpfe dieser Gesellschaft bemühen sich unter an-
derem um die konsumgerechte Inszenierung der Lö-
sungstrategien für"diedrängendenUmwelt-, Entwick-
lungs- und Bevölkerungsprobleme" dieses Planeten.
MitHigh-Tech-Methoden à laVirtualRealityTrendyTech-
noWirtschaftsWunderDisneyLand soll besonders die
Jugend als erklärteLieblingszielgruppemitTechnikfe-
tischismus und industriellem Omnipotenzwahn
besülztwerden.

EXPOGrundGmbH
Die "Gesellschaft zur Entwicklung, Erschließung,

Verwaltung und Verwertung von Grundstücken des
Geländes der Weltausstellung Expo 2000 in Hanno-
ver mbH" fungiert als Besitzerin mit Vermarkungs-
und Erschließungsrolle der Flächen, auf denen die
Nationenpavillonsentstehen.

TrägergesellschaftDeutscherPavillonmbH
Für die hehre Mission, den deutschen Pavillon zu

bauen, um der "Zukunftsfähigkeit und Lösungskom-
petenzderDeutschenWirtschaft" architektonisch und
künstlerisch zu entsprechen, wurde diese Firma aus
derTaufe gehoben. Auch hier überwiegt derAnteil fi-
nanziellerBeteiligung von Bund und Ländern gegen-
überderWirtschaft. DieKosten diesesKleinods liegen
gemäß Schätzungen bei 280 Mio. DM, wobei die Fi-
nanzierung des Baus ein privater Investor überneh-
men soll, der den Pavillon nach der Weltausstellung
verwaltet. Um der Präsentation deutscher Hegemoni-
alansprücheinSachenTechnikundWirtschaftdennö-
tigen Erlebnischarakterzu verleihen, wurdeeigensein
Team von renommierten Kultur-
und Medienvertretern (so z.B. der
kürzlich verstorbene bayrische
Staatsintendant Everding oder
Filmemacher mit Beteiligung an
"Das Boot" oder "Krieg der Ster-
ne") engagiert.

DasGeneralkommisariat
Die Funktion dieserStelle istweltweiteWerbung für

die Teilnahme an den Pavillons der Nationen, ferner
dieKoordination desThemenparksunddiePräsentati-
on des deutschen Pavillons. Generalkommissarin ist
die Ex-Treuhandchefin BirgitBreuel, die eine "Gesell-
schaft zurUnterstützung derGeneralkommissarin der
Expo 2000 mbH" gründete – Firmengründung
scheint innerhalb der Expo-Kommandoebene schwer
in Modezu sein ...

DieorganisatorischenStrukturenderEXPO2000

WerziehtdieFäden?
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Niedersachsen istder
klareSchwerpunktder
weltweitenProjekte–
zumal,sievonderExpo
schnell zu erreichen sind.
Zu einigenwerdenvom
Expo-Gelände
regelmäßigeTouren
angeboten,z.B. zum
Transrapid im Emsland.
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Adresse
Anti-Expo-AG
c/oÖkoscouts
Madamenweg168
38118Braunschweig
Tel. 0531/82909
Fax0531/896677
oekoscouts@t-online.de

Abbildungen
Fotosvonden
Baumhäuser im
BürgerInnenpark,
Braunschweig.

Foto: DABS.

Hintergrund ist der geplante Bau der
nach dem Hauptinvestor benannten
"Volkswagenhalle", der laut Bebauungs-
plan 3 ha des Bürgerparks geopfertwer-
den sollen. Aus ökologischen und sozia-
len Gründen ist der Bau nicht vertretbar.
Der Bürgerpark ist als innenstadtnahe
Grünflächeunersetzlich. Zudem istesun-
verantwortlich, weiter Sozialabbau, z.B.
im Jugendbereich, mit dem Argument
"die Kassen sind leer" zu betreiben und
gleichzeitig ein millionenschweres Presti-
geobjektzu finanzieren.
Die VW-Halle, eine Mehrzweckhalle

mit 8000 Sitzplätzen, soll Top-Sport-
oder Musikveranstaltungen nach Braun-
schweig holen. Doch nicht "Volkes Wil-

le" schrie nach einem derartig prestige-
trächtigen Vorhaben, sondern VW-Chef
Piëch, Ministerpräsident Glogowski (EX-
PO-Aufsichtsratsmitglied) und Dietrich
Fürst, Generalbevollmächtigter der
Nord/LB, machten sich für das 30 Mil-
lionen Mark-Projekt stark. Die Halle soll
Mitte 2000 fertig gestellt sein – also
pünktlich zur EXPO – so die Forderung
der Investoren.
Dieses goldene Kalb darf nicht ge-

schlachtet werden. In der Braunschwei-
ger Zeitung dürfe, so Chefredakteur
WilfriedHub, KritikanmanchenThemen
"überhaupt nicht vorkommen". "Der
Gedanke, dieHallewäreevtl. eineFehlin-
vestition, ist schon tabu. Die Halle ist gut

DirekteAktion in Braunschweig

Baumbesetzung
gegenVW-HalleIn den frühen Morgenstunden des 22. März kletterten 8 AktivistInnen der Direkten Aktionsgruppe Braunschweig

(DABS)aufeinigeBäumedesBraunschweigerBürgerparks, umseineRodungzuverhindern.WährendderBesetzung,
diebiszumRedaktionsschlußandauerte, veranstaltetedieDABSSolikonzerteimParkundsorgtedurch ihreÖffentlich-
keitsarbeitdafür, daß überdieAktion immerwieder in regionalen und überregionalenMedien berichtetwurde.

und aus." DiesePolitik von Oben zu ent-
larven istdasAnliegen derDABS. Diedi-
rekte Aktion ist nicht nur gegen die Zer-
störung des Parks sowie des Hallenbaus
sondern auch gegen dieEXPOgerichtet.
Anhand dieses regionalen Bezugspunk-
tes "Bau der Halle" will die Gruppe die
EXPO verstärkt öffentlich thematisieren
unddieEXPO-Ideologiemit ihren fatalen
Auswirkungendemaskieren. DieReaktio-
nen aus der Bevölkerung auf die Aktion
reichen von Essens- und Geldspenden
bis zu uner-
wartet kriti-
schen Äuße-
rungen über
diese Politik
von Oben.
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Adresse
Anti-Expo-AGim
InfoladenConneIsland
KoburgerStr. 3
04177Leipzig

Foto
Expo-ChefInnenbeim
Spatenstechen im
Trockenen ...

ZumTextunten
Live-Berichtvonder
Karawane"Geldoder
Leben",die in Hannover
Stationmachte(kurzvor
DruckderÖ-Punkte
übermittelt).

Kanalaktion in Leipzig

EXPO-
WiderstandAm24./25. September98fand inLeipzigder

CIED (cultural innovation and economic deve-
lopment) des internationalen Städtetages statt.
Aufgrund der inhaltlichen Deckung dieser Ta-
gung mit dem Konzept der EXPO und der so-
wiesoengenBeziehungderStadtLeipzigzu ihr,
wurdedieTagungvonderEXPOmiteingenom-
men und fand fastausschließlich in EXPO-Pro-
jekten statt. Dies ist nichtweiter verwunderlich,
denn es bestehen personelle Überschneidun-
gen bei denOrganisatorInnen.
EinedieserVeranstaltungenwareineBootsfahrtauf

einem ehemaligen Industriekanal. Diese sollte sym-
bolisch mitFlößen undKanusgestopptwerden, nach
dem Motto: Auf "Eurer" Fahrt müßt Ihr erst an uns
vorbei undwirstellen unsin denWeg. DieFlößewur-
den leiderabgedrängt, sodaß alsAktion nurnoch die
Entleerung einesFederbettesüberdasBootvon einer
Brücke aus blieb. Die anwesende Presse ignorierte
dieAktionen undberichtete nicht.
Kurz vor der Aktion kam es zu einer Diskussion

zwischen den AktivistInnen und den Leipziger EX-
PO-MacherInnen, die versuchten, die AktivistInnen
zu einem Verzicht auf ihre Aktion zu bewegen. Sie
wollten "in Ruhe" darüber reden, was zur Vereinba-
rung einervon den AktivistInnen organisierten öffent-
lichen Podiumsdiskussion führte. Diessah nach einer
Möglichkeit aus, EXPO-Kritik öffentlich zu machen.
Vor derDiskussion sollte dieÖffentlichkeit durch die
Streuung von Gegenstandpunkten für das Thema
sensibilisiert werden. Die tatsächlichen Veröffentli-
chungen beschränkten sich allerdings auf schlichte
Ankündigungen, Plakate und ein Hörspiel in einem
lokalen Rundfunksender – eine Metapher, und zwar
eine Zugreise, in deren Verlaufdie EXPO undAgen-
da21 ansatzweisemitKritik dargestelltwerden.
ZurDiskussion kamen dann mal wiedernurLeute,

die sowieso schon aktiv sind, und VertreterInnen der
lokalen EXPO- und Agendaprojekte. Da sich diese
aufkeine prinzipielle Diskussion einließen und diese
immerwiedermit dem Verweis "aufdie Möglichkei-
ten der Leute im lokalen Raum" abblockten, wurde
beschlossen, daß es sinnlos ist, sich aufweitere Dis-
kussionen einzulassen. Des weiteren gab es noch
zwei kleineAktionen, überdie in derLeipzigerVolks-
zeitungberichtetwurde. EineSchiffstaufewurdekurz-
zeitig mit einem Transparent blockiert und einem
Bagger wurden symbolisch nach dem ersten "Bag-
gerbiß" dieZähnegezogen.

In HannoverwurdenwiranderStadtgrenzesehrherzlich voneinigenHannoveranerInnenmit
Treckerempfangen. NacheinerwarmenMahlzeitgabesdann Freiluftkinomitdrei sehenswerten
Filmenzur EXPO2000. ZbderBewerbungsfilmDeutschlandsalsStandortfürdieEXPO,der
mitlerweileetwa 10Jahrealt ist. Einwirklich sehrdeutlichesDokument, indemDeutschlandals
kulturell führende,technisch fortschrittlicheunderfahreneNationpräsentiertwurde,geeignetzur
AustragungderWeltausstellungzumThema"Mensch,NaturundTechnik". Einweiterer Film legte
in InterviewsmitführendenEXPOAusstellern/Organisatorennahe,dassglobleLösungsansätze
stetsandieherrschendenVerhältnisseanknüpfenundaufVerwertbarkeitundGlobale
Marktwirtschaftaufbauenmüssen,einemWettlaufindemesebennichtnurGewinnergeben
könne. Schliesslich sei dieGlobalisierungeinNaturgesetz,andasessich anzupassengelte.
Samstag22.5.99
HeutedanneineFahrraddemo(ca70Teilnehmer)alsRundfahrtzu den verschieden
EXPO-nierten Plätzen in Hannover,andenen jeweils kurze Kundgebungengehaltenwurden. Die
Karawanewarnichtganzvollständigvertreten,daeinigedochnochetwasSchlafnachholen
mußten. DennochwardieStimmunggut. StressgabeswegeneinerSachbeleidigung(einbilliger
Aufkleberwurdeaufein teuresAutogeklebt),dochbliebesbei einerPersonalienfeststellung.
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Autorin
JasminDean,Tübingen

DasKonzept,sog. "Welt-
weiteProjekte" der EXPO
zumAusstiegzubewe-
gen,kanndieBUNDju-
gendBa-WüzurNachah-
mungempfehlen. Beson-
derserfolgreichwirddiese
Strategiesein,wenn Ihr
persönlicheKontaktezu
Leuten indenProjekten
habt.Viel Spaßbei der
Überzeugungsarbeit!

Adresse
Anti-Expo-AGim
AKAnarchie&Subkultur
c/o Infoladen
Schellingstr. 6
72072Tübingen

Abbildung
DerExpolizist istkeineKari-
katur,sondernoffizielles
EmblemderPolizistInnen
in Hannover–schon jetzt
prangtderAufkleberauf
denPolizeiwagen.

Polizeipräsenzundhartes
Durchgreifengegenuner-
wünschtePersonenprä-
genschondasVorfeldder
Expo.
DieExpodürftezumneu-
enRekordanPolizeistaat-
lichkeitwerden.

DerAntragwurdeunterdemPunkt"WeitereAnträ-
ge" behandelt, den die Deli aus Zeitgründen eigent-
lich auf die nächste Versammlung in genau einem
Jahrvertagen wollte. Aufeinen Antrag zurGeschäfts-
ordnunghin befaßtesiesich zumSchluß (obwohl das
Mittagessen bereits seit einer halben Stunde wartete)
doch nochmitdemAntrag, weil erzeitlicheVorgaben
beinhaltete und nichtein Jahrwarten konnte. Erwur-
deohneweitereNachfragenoderDiskussionen ange-
nommen. Offiziell hat der BUND sich auch bisher
schon gegen die EXPO 2000 ausgesprochen. Den-

noch ist er unter anderem Namen bei der EXPO da-
bei: dasProjekt"ZukunftsfähigerBodensee" derBo-
densee-Stiftung – einer der sechs Trägervereine die-
ser Stiftung ist der BUND – ist ein "Weltweites Pro-
jekt" derEXPO.
Diese Tatsache war vielen Delegierten neu. Nun

stimmten die meisten dem Antrag zu. Die Konsequ-
enzen: der BUND-Vertreter wird nun im Präsidium
derBodensee-Stiftung einen Antrag aufAusstieg und
öffentliche Stellungnahme gegen die EXPO stellen
müssen. Die anderen 5 VertreterInnen werden dem
Antrag mit großer Sicherheit nicht zustimmen, wie
uns versichert wurde; er würde also in der jetzigen
Situation folgenlos bleiben. Durch eine gemeinsame
Pressemitteilung von BUND und BUNDjugend und
Infoveranstaltungen zum ThemaEXPO könnte es al-
lerdingszu demnötigenDruckausderÖffentlichkeit,
vorallemvonderBUND-Basiskommen, umdieEnt-
scheidung in derBodensee-Stiftung zu beeinflussen.
Eine weitere Möglichkeit wäre, auch andere Träger
derStiftung, z.B. denNABU, fürdenAusstiegausder
EXPOzu gewinnen.

BUNDBaden-Württemberggegen EXPO2000

AusstiegderAkzeptanzbe-
schaffer?DieDelegiertenversammlung desBUNDBaden-Württemberg hataufihrem jährlichen Treffen am

1. und2. Mai '99 inBadBoll einemAntragdesLandesjugendvorstands(BUNDjugend)zugestimmt,
wonachderBUNDaufdenAusstiegausderEXPO2000undeineöffentlicheStellungnahmegegen
dieWeltausstellung hinwirkenmuß.
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In einigen Fällenbeteili-
gensich Umweltverbände
undandereOrganisatio-
nendirektanderExpo,in
nochmehr Fällenaber
stehensiez.T. versteckt
hinterProjekten,diesich
bei der Expoanmelden.
WoaberUmweltverbän-
de,Jugendgruppen,Eine-
Welt-Organisationenu.ä.
solcheProjektenmittra-
gen,kannübersieauch
deröffentlichkeitswirksa-
meAusstiegerreichtwer-
den.

GenauesHingucken istal-
sonötig. Beispiel: InMar-
bach (Baden-Württem-
berg) istein Jugendzen-
trum zumExpo-Projektge-
worden. DieJugendlichen
undJugendgruppen,die
dortaktivsind,wußten
nichtsdavonundhaben
sich inzwischeneinstimmig
gegendieExpo-Teilnah-
meausgesprochen.
Geänderthatdas
zunächstnichts. Denn
auchbei denweltweiten
Projektengiltdiezentrale
Expo-Symbolik: DieZu-
kunftfindetohnedie
Menschenstatt!

Antrag des
Landesjugendvorstands
DieDelegiertenversammlungmögebe-

schließen, daß die Bodensee-Stiftung
zum Ausstieg aus der EXPO 2000 und
zu einer öffentlichen Stellungnahme ge-
gen die EXPO 2000 bewegt wird. Das
Projekt "Zukunftsfähiger Bodensee" der
Bodensee-Stiftung, deren sechs Träger
derBUND Baden-Württemberg, derNA-
BU Baden-Württemberg, die Deutsche
Umwelthilfe, der Österreichische Natur-
schutzbund sowie der Schweizerische
Bund für Naturschutz und der WWF in
der Schweiz sind, hat den Status eines
"Weltweiten Projektes" der EXPO 2000
und soll auf der EXPO in Hannover im
deutschen Pavillon präsentiert werden.
Der BUND-Landesvorstand Baden-Würt-
temberg möge auf der nächsten Vor-
standssitzung der Bodensee-Stiftung den
anderen Verbänden einen Antrag aufden
unverzüglichen Ausstieg aus der EXPO
2000undeineöffentlicheStellungnahme
gegen dieEXPO2000vorlegen.

Begründung:
I. DieEXPO2000
1 . Das Motto "Mensch, Natur, Tech-

nik" derEXPO2000trügt. Esgehtleider
nicht um eine Verbindung von Ökologie
und Technik. Natur- und Umweltschutz
müssen zugunsten der Technik zurück-
stecken. Die EXPO 2000weitet sich aus
zu einer Technikschau von unvor-
stellbarerGröße. In eigensdafürer-
richteten Hallen soll eine virtuelle
Welt der Zukunft aufgebaut wer-
den. Speziell fürdieEXPOwerden
ein ICE-BahnhofaufdemGelände,
eine Stadtbahnlinie zur Messe so-
wie eine S-Bahn-Verbindung zum
Flughafen gebaut, deren Ausla-
stung nach derEXPOdefizitär sein
werden. Dies kritisierte inzwischen
bereits H. Mönninghoff, Umwelt-
dezernentderStadtHannover.
2. Auf der EXPO 2000 werden

dem/der BesucherIn fragwürdige
Technologien wie Gentechnik und Kern-
fusion alsdieLösungen schlechthin füral-
le Probleme unserer Welt präsentiert. Es
hat sich jedoch immer wieder gezeigt,
daß Umweltprobleme sich nicht allein
mittels neuer Technologien, die mögli-
cherweiseweitereProblemeverursachen,
lösen lassen. Wer fordert, dasWelternäh-
rungsproblem solle mit Hilfe der Gen-
technik in den Griff bekommen werden,
leugnet, daß nur die Abschaffung der ei-
gentlichen Ursachen des Hungers in vie-
len Entwicklungsländern eine gerechte
Lösung sein kann: die Abschaffung der
ungerechten Verteilung von Ressourcen,
Know-howetc. aufder Erde, die von den
mächtigen Industrienationen herbeige-
führt wurde und immer noch aufrechter-
halten wird!

3. Die EXPO 2000 ist eine Plattform
für mächtige Großkonzerne zur Darstel-
lung ihrer Technikwunder. Die Welt soll
mittels modernster Technik in Staunen
versetztwerden - dadurch lenken dieKon-
zernegeschicktvon ihren Fehlern ab. Die
EXPO stellt somit einen Meilenstein auf
demWegderGroßkonzernezu absoluter
Macht über die Zukunft unsererErde dar.
Dabei werden sogar Milliardenverluste in
Kaufgenommen. FürdieMilliardenkredi-
te, die zur bisherigen Finanzierung der
EXPO nötig waren, übernahmen die
Bundesrepublik und das Land Nieder-
sachsen die Bürgschaft - d.h. sie zahlen,
fallsdieEXPO-GmbH dasnichtkann. Die
gesamte Planung liegt in der Hand der
EXPO-GmbH. ImAufsichtsratderEXPO-
GmbH haben die BRD 2 von 4 und das
LandNiedersachsen1 von3Sitzen an die
Wirtschaft abgegeben; dadurch hat die
Wirtschaft mit 5 Sitzen die Hälfte der
Stimmen, womit eine Kontrolle der Pla-
nungdurch diePolitikausgeschlossen ist.
Im Fall derEXPOwurde somitnach dem
Prinzip "Planung privatisieren - Finanzie-
rung verstaatlichen" gehandelt.
4. Lediglich der"Kosmetik" dienen bei

diesem Spektakel Umwelt- und Entwick-
lungsverbände, Frauengruppen oder Ju-
gendzentren. Sie haben dieAufgabe, den
Anschein zu erwecken, die EXPO stoße
aufbreite Akzeptanz in der Bevölkerung.
Sie erhalten den Status "Weltweiter Pro-
jekte" der EXPO und werden meist von
derEXPOGmbH oderindirekt(z.B. über

die Deutsche Bundesstiftung Umwelt) fi-
nanziell gefördert. Indem wir als Umwelt-
und Naturschutzverband an der EXPO
teilnehmen, erfüllen wir die uns zuge-
dachteRolle in einem umfassenden Plan,
der jetzt schon steht und an dem wir oh-
nehin nichtmitwirken sollen unddürfen.

II. DieRolle
derUmweltverbände
1 . Entwicklung des DNR und der Mit-

gliedsverbände 1991 beschloß die Mit-
gliederversammlung des Deutschen Na-
turschutzrings (DNR) dieUnvereinbarkeit
von DNR-Mitgliedschaft und EXPO-Teil-
nahme. Noch im Frühjahr 1995 sagte
DNR-Präsident Wolfgang Engelhardt der
EXPO jegliche Teilnahme und auch Ver-

handlungen mitderEXPO-Chefin Breuel
ab. Doch in den folgenden Monaten ver-
größerte sich das Interesse derMitglieds-
verbände sowie des DNR selbst an der
EXPO, da die Deutsche Bundesstiftung
Umwelt (DBU) mit Geldzusagen lockte.
Ab1996 saß dann plötzlich entgegen der
Zusagen an die Mitgliedsverbände der
DNR-Finanzvorstand Jürgen Resch im
EXPO-Beirat, einem beratenden Gremi-
um der EXPO, offiziell aber als Vertreter
derDeutschenUmwelthilfe. AufderDNR-
Mitgliederversammlung 1996 wurde der
Beschluß, an der EXPO in Hannover
nicht teilzunehmen, so ausgelegt, daß
aber eine Teilnahme außerhalb Hanno-
vers, also an regionalen Projekten, mög-
lich sei. Ab '97wurdedieDiskrepanzzwi-
schen Beschluß und Praxis besonders
deutlich: die meisten Mitgliedsverbände
waren bereits über regionale Projekte mit
bei derEXPOdabei, 5Mitgliedsverbände
entsandten sogar VertreterInnen in EX-
PO-Gremien, nach außen hinwurdedies
aber meist verschwiegen. Dann am
10./11 .03.'97 ein richtungsweisendes
Treffen von Spitzenleuten deutscher Um-
weltverbände und der EXPO, einschließ-
lich derGeneralkommissarin BirgitBreu-
el. Auch derBUNDwarvertreten - eigent-
lich hätte ihm die Teilnahme Probleme
bereiten müssen, da einer seiner Landes-
verbände in dem Bündnis "EXPO absa-
gen stattertragen" stand. AufdemTreffen
wurde besprochen, wie die Umweltver-
bände sich an der EXPO beteiligen und

wieviel Geld sie dafürerhalten.
2. Heute haben fast alle Verbände
bei der EXPO 2000 ihre Finger
mitimSpiel. Währendsiesich offi-
ziell von derEXPO abgrenzen (so
erfolgt im aktuellen BUNDmaga-
zin1/99, S. 13"Expo2000-Ge-
heucheltes Motto"), sind sie doch
aufvielfältigeArtundWeise in die
EXPOverstrickt. DasProjekt"Zu-
kunftsfähiger Bodensee" der Bo-
densee-Stiftung soll sogar auf der
EXPO in Hannover im deutschen
Pavillon präsentiert werden. Nach
Angaben der Bodensee-Stiftung

wird es nicht finanziell gefördert; die EX-
PO-Teilnahme isteine rein ideelleAngele-
genheit. Zumal dieFinanzierungdesPro-
jektesauch ohneEXPO-Teilnahmesicher-
gestellt ist, istderAusstiegdurchausmög-
lich. Inzwischen sollte die einseitigeÖko-
nomieorientierung der EXPO soweit
deutlich geworden sein, daß es nötig ist,
sich vollständig aus der EXPO zurückzu-
ziehen und öffentlich Stellung gegen die
EXPO zu beziehen. Interessantwäre z.B.
die Gestaltung einer "Weltausstellung
von unten".
DerLandesjugendvorstand

Antragstext:
AndieDelegiertenderBUND-Delegiertenversammlung
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ZudenTabellen
DiekleineSchrift istein
schlechterKompromiß
zwischendemAnspruch,
alleProjekteabzudrucken
(waserfolgt ist)undder
Tatsache,daß im
16-seitigenSchwerpunkt
nichtnurdieTabellen
stehensollten.

Wirbitten umVerständnis.

DieAuswahl vonProjekten
läuftnoch,eskommen
ständigweiterehinzu ... z.B.
vorwenigenTagendas
Kernfusionsprojekt
Wendelstein 7-Xin
Greifswald!

AucheineAkzeptanzbeschaffung

Expo-BuchreiheDerCampus-Verlag, sonsteherfürkritisch-wissenschaftlicheLi-
teraturbekannt, wird in den nächstenWochen etlicheBüchermit
der Expo-Ideologie veröffentlichen – von Nachhaltigkeit bis zu
"SchöneneueArbeitswelt" (Buch vonUlrich Beck).



Nordrhein-Westfalen

Expo2000

22

Der Infodienstfür
UmweltakteurInnen

Sommer '99

•Schwer-
punkt

Infos
Infosvonder EXPO,wie
siesich selberverkauft,
gibtesunterder Internet-
seitehttp://
www.EXPO2000. de.

Abbildung
Bislangnoch keinAlltag
fürdieExpo: Blockaden
vonBaumaschinen.

Termine
6.-8.8.,abFrabend
Bundes-Vernetzungstref-
fenderAnti-Expo-Grup-
pen
(aufdemA-Campnahe
Hannover)
Freitag: Einführung
Samstag(10bis 19Uhr):
PolitischeundStrate-
giedebatte
Sonntag(10bis 15Uhr):
PlanungkonkreterAktio-
nen
Infotel.: 0171/8348430
projektwerkstatt_sa@
apg.wwbnet.de

9.10. in Hannover,ganz-
tags
Anti-Atom-Aktionstagu.a.
mitBezugzur Expo
2000

28.-31.10. in Hannover
BUKONr. 22
mit inhaltlichemSchwer-
punktzur Expo2000
Info: BUKO,040/393156
(sieheSeite55)

In einigen Orten haben dieGruppen schon erste direkte Ak-
tionen veranstaltet, z.B. in Leipzig und Braunschweig (vgl. Be-
richte in diesemHeft). Viele derGruppen planen weitereAktio-
nen:
‰Die bereits jetzt stattfindende Werbe-Veranstaltungen der

EXPOblockieren, stören oderverhindern.
‰Aktivitäten und
Blockaden auf den
zentralen EXPO-
Baustellen in Han-
nover, wodurch eine
erhelbliche Wirkung
erreicht werden
kann, weil nach eige-
nerAussagederExpo
GmbH das Projekt
aufgrund der knappen
Finanzlage und des
Zeitdrucks durch bau-
verzögernde Aktionen ge-
fährdetwerden könne.

‰Aktionen zu den weltweiten Projekten, denn dieEXPO fin-
detnichtnur in Hannoverstatt.
‰Eigene Veranstaltungen durchführen, Pressearbeit und

Veröffentlichungen in jeglicherForm, umdieKritiköffentlich zu
machen.
‰Projekte undOrganisationen, wie etlicheNGOs, die ledig-

lich zurAkzeptanzbeschaffung integriertsind, zumAusstieg be-
wegen, wie z.B. beim ProjektdesBUND "ZukunftsfähigerBo-

densee" geschehen (sieheBerichtaufSeite 19 und
20).
‰Alternativen zu den von derEXPO präsentierten
"Lösungen" erarbeiten undöffentlich machen.

DieArbeit imAnti-Expo-Netzwerk
In Arbeitbefindetsich zurZeitein ReaderzurAn-
ti-Expo-Arbeit, der demnächst erscheint, Infos
und Bestellung bei: Anti-EXPO AG Hannover,
c/o AStA Uni Hannover, Welfengarten 1c,
30167 Hannover.

Anti-Expo-Arbeit im Überblick

Aktionen,Veranstaltungen
undmehrIn mehreren Städten sind inzwischen neueGruppen entstanden. Sie treffen sich in unregelmäßi-

genAbständen bei Vernetzungstreffen aufLandes- undBundesebene. DieAktiven dieserGruppen
kommen ausden verschiedenstenZusammenhängenwieFeminismus, Ökologiearbeit, AntiFaetc.,
denn dieEXPObietetmit ihrem allumfassenden Konzept für alleBereiche linkerpolitischerArbeit
Ansatzpunkte für Kritik. Der gemeinsameNenner dieser Kritik an der EXPO ist ein emanzipatori-
scherAnsatz, denn ausschließlich Konzeptevon "Oben" sind aufderEXPOsichtbar. Dasemanzi-
patorischeGegenbild kann zum gemeinsamesSymbol füreinenWiderstandwerden.
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Adressen

RegionHannover
Anti-Expo-AG

c/oASTAUni hannover
Welfengarten 1c
30167Hannover

Tel. 0511/762-5061
Fax0511/717441

Region Bremen
FROXS

St.-Pauli-Str. 10-12
28203Bremen

Sachsen
Anti-Expo-AGim

InfoladenConneIsland
Koburgerstr. 3
04177Leipzig

Baden-Württemberg
AKAnarchie&Subkultur

c/o Infoladen
Schellingstr. 6

72072Tübingen

Nordrhein-Westfalen
BürofürmentaleRandale

Wickingstr. 17
45657Recklinghausen

EineaktuelleListealler lo-
kalenAnti-Expo-Initiativen
enthält jeweilsderAnti-Ex-
po-Rundbrief.Wünschens-
wertwäre,wenn fürwei-
tereRegionenoderBun-
desländerKoordinations-
adressen festgelegtwer-
denkönnten–gekoppelt
mitdemAufbauvon Info-
Archiven zur Expo,damit

neue InteressentInnenund
Gruppenschnell überall
an Informationengelan-

gen können.

Kontaktdafür: Gruppe
Landfriedensbruch (Braun-
schweig),0171/8348430

Unregelmäßig erscheint der Anti-EXPO-Rundbrief, in dem
ohne redaktionelle Bearbeitung die Neuigkeiten der Gruppen
überdieEXPOzusammengefaßtsind. Erkann gegen 5DM in
Briefmarken angefordertwerden beimBüro fürmentaleRanda-
le, Wickingstr. 17, 45657 Recklinghausen.
FürVeranstaltungen undSeminarestehen ReferentIn-

nen bereit. ReferentInnenvermittlung über die Anti-Ex-
po-AG Hannover (s.o.) oder die Gruppe Landfriedens-
bruch in Braunschweig, Tel. 0171/8348430.
Diese "Ö-Punkte" können zu Informationszwecken

auch in größerenMengen bestelltunddann verteiltbzw.
verkauft werden. Bezug für 7 DM (erstes Heft) plus 1
DM jeweiteremHeftbeim InstitutfürÖkologie, Turmstr.
14A, 23843BadOldesloe.
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Literatur
undQuellen
Expo-MagazinNo. 2mit
großemÜbersichtsplan.
BezugüberdieExpo
GmbH.

Masterplan (Auszügeauf
demTitel derÖ-Punkte)
vonder ExpoGmbH zu
beziehenoderalsBildda-
tei unterwww.expo2000.
de/presse.

Web-Kameramitständig
aktuellen Tagesbildern
vonderBaustelleunter
www.expo2000.de.

Broschüre"Expo2000–
SprücheundWider-
sprüche" mit Infoszur
Struktur,Planungder Expo,
Umweltauswirkungenusw.
Zubeziehenbei derBIU,
Stephanusstr. 25,
30449Hannover.

Die

Baustellen

Expo-Büro

Parkplätze

Arena

D-Pavillon

S-Bahn

Hotel

Brücke

ThemenparkAB-Abfahrt

Laatzen

Plaza–derzentralePlatz
Im ZentrumdeshannoverschenExpo-
Geländes liegtdie"Plaza" miteiner
einmaligen Symbolik. Hierhaben,her-
ausgehoben,diewichtigerenKonzer-
ne,NationenundEinrichtungen ihren
Platz.

Deutschland-Pavillon
JedesLand istgleich,Deutschland ist
gleicher. Soscheintes,wennmensch
diePlazierungaufdemExpo-Gelän-
deanschaut. DerdeutschePavillon
stehtnichtnebendenanderenNa-
tionen,sondern im ZentrumderExpo.
UnddadieExpoeineVorwegnahme
derZukunftsein soll, istdieseSymbolik
deutlicherkaumzumachen.Viel-
leichthatdeshalbdieamerikanische
Regierung langegezögert,bei derEx-
pomitzuwirken (nun istsiedabei, im
zweitenGliedhinterderDeutsch-
land).

ImDeutschland-Pavillon regierendie
Konzerne,dieüberdasSponsoring für
dasGebäudebestimmen,wasdort
geschieht. Hauptsponsor istdieSie-
mensAG(nein,nichtDaimlerChrysler
... denengehörtdieganze(Ex-
po)Welt,Siemensgehört"nur"
Deutschland–Expo-Symbolikpur).
DerVersicherungskonzernAllianzwird
Umweltschutzprojekteseiner Stiftung
vorstellen.
DerDeutschland-Pavillon soll voral-
lemausGlasbestehenund liegtdi-
rektnebenderAutobahnabfahrt
KronsbergdesMesseschnellweges
bzw. direktanderKronsbergstraße
nahedemEingangSüddesMesse-
geländes.

Arena
DieArenasoll ein großer,überdachter
Veranstaltungspalastwerden,der
auch nachder ExpodenMesse-
standortHannovererheblichaufwer-
tet.

WeitereGebäude
AmöstlichenRand
desPlaza findensich
dieGebäudeeiniger
Investoren,z.B. von
RWE sowieweitere
Einrichtungen.

Eingang
ÜberdenPlaza läuft
auchder Eingangvon
Ostenher,u.a. vonder
neugebauten S-Bahn-
Linie,deren südlichesEndedieExpo
ist. ImNordenstartetsieamausge-
bauten Flughafen.

Verkehrsprojekte
MiterheblichemAufwandwirddas
zentraleExpo-Geländeandieeben-
fallsausgebautenHauptverkehrsa-
dernAutobahnnetz(3-spurigerAus-
bau fastallerAutobahnen imRaum
Hannover,AusbauderKreuzungs-
punktedesMesseschnellwegesam
KronsbergundamPferdeturm),Flug-
hafenundBahnangeschlossen. Eine
neueS-Bahn-LinieführtvomExpo-
GeländezumFlughafen,ander
Bahn-HauptstreckeHannover-Göttin-
genentstandausdembisherigenRe-
gionalbahnhofeinmoderner ICE-
Bahnhofmiteinem futuristischen Lauf-
banddirekt indasMessegeländehin-
ein.

DieSonderzugverbindungaufdas
Messegeländewurdestattdessenge-
kappt.

AufdemExpogeländeselbstwurden
rundumdieneueAutobahnabfahrt
und imNordendeszentralen Platzes
etlicheneueParkplätzegeschaffen.
Bemerkenswert ist,daßdieExpo im
Jahr 1992,alsesdarumging,einen
Volksentscheid in Hannoverzugewin-
nen,nochbehauptete,daßesnicht
zuNeubaumaßnahmendieserArt
kommenwürde. DieLügenderExpo
sind imVerkehrsbereich nichtschlim-
meralsanderswo,aberoffensichtli-
cher.

Nationenpavillons
HierentstehendiePavillonsderverschie-
denenNationen (außerDeutschland,denn
diestehen imMittelpunktder (Expo)Welt!),
zumTeil finanziertausdemEntwicklungshil-
feministerium in Bonn. VielederPavillonwei-
senbizarreArchitekturenauf(z.B.wird Ja-
pansBeitragganzausPapierbestehen),oft
gehtesum FormenundSymbolikenderNa-
turbeherrschung.
DasGeländederNationenpavillonser-
strecktsich vomzentralen Platz "Plaza"
nach SüdenzwischenMesseschnellweg
undKronsberg.
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Abbildungen
Oben: DieUhramSüd-

randderhannoverschen
Fußgängerzone.

Panoramaoben: Simulati-
ondesGeländes. Nicht

sichtbar istder Expostadt-
teil,dersich imNordosten
(alsoaufdemPlan unten
rechts)anschließenwür-
de. DortwerdenKirchen,

Veranstaltungszentren,ein
demeter-Bauernhofund

vielesmehrerrichtet.
Späterwirddarausein

neuerStadtteil.

Unten: Baustellen, linksder
Deutschlandpavillon und

diePlaza,rechtsdie
Arena-Baustelle.

Quellealler Bilder:www.
expo2000.de/presse

Umweltprojekte
alsAkzeptanzbe-

schaffer
FastalleUmweltverbände

sinddirektoder indirekt
dabei,z.B. derBUNDBonn,
dievonBUND,NABU u.a.

getragenenBodenseestif-
tungundAgenda-Haus
Dresden. Hinzu kommen

dieAnders-Leben-Projekte
artefact,Pommritzund
Steyerberg,auchdas
ÖkodorfGroßChüden

kooperiertmitderExpo.
DerWWF istwiedieDeut-
scheUmwelthilfezentral
bei der Expodabei,der

DNRhateinenVertreter in
denBeiratentsandt(auch

wennerdas inzwischen
dementiert).

der

Hannover
DasExpo-GeländeliegtamSüdostrandvonHannover imÜbergangzur StadtLaatzen. Aber
auchHannoverselbstwird indasExpo-Gescheheneinbezogen. BemerkenswertsindVerla-
gerungensozialer EinrichtungenaufdasExpo-GeländesowiedieVerkehrsbelastung. Durch-
greifender istdasSicherheitskonzept: Hannoverwird zumModellfall für Sicherheitskonzepte,
diedie Innenstädtezu Konsumzonenmachenundunerwünschte"Elemente" ausderStadt
drängen. Polizei,BGSundprivateSicherheitsdienstewerdendieStadtdominieren.

ExpoinderStadt
Bereits jetztgibtesverschiedeneExpo-GebäudeinderStadt. DieExpo-
Geschäftsstelle liegtanderHildesheimerStraße/EckePeinerStraße. Inder
FußgängerzonefindensichdasgläserneExpo-Cafe(Kröpke)unddieEx-
po-Uhr (südlich Blätterbrunnen anderKar-
marschstraße),diedieSekun- denbis zur Expo
rückwärtszählt.
Vieleder imAufsichtsratoder sonstzentral be-
teiligten Institutionen (Preussag, Staatskanzlei,
Rathaus)habenebenfalls ihren Sitz in Hannover.

WeltweiteProjekte
DieExpofindetnichtnur in Hanno-
verstatt. Vielmehrsind fastüberall
Projekteausgewähltworden,die
entwederHigh-Technologiefürdie
Zukunftvorstellenoderakzeptanz-
beschaffendeProjekteausallenge-
sellschaftlichenBereichenpräsentie-
ren. AmdichtestensinddieProjekte
in Hannoverund imumgebenden
Niedersachsengesät. Vonbesonde-
rerBedeutung isthierderTransrapid.
Dochauch inallenanderen Bun-
desländerngibtesweltweiteProjek-
te,dieMöglichkeitenderAuseinan-
dersetzungbieten (s. Tabellen).

StadtplanungderZukunft
WiedieStädtederZukunftausse-
hensollen,zeigendiealsModelle
ausgewähltenStädteundStadtteile.
Leipzig insgesamtsowiedasmoder-
nisiertePlagwitz im Besonderenbie-
ten schon jetzteinigeBesonderhei-
ten (z.B. Videoüberwachungauföf-
fentlichenPlätzen). Derprivatisierte
PotsdamerPlatz in Berlin oderweite-
reSiedlungen,ausdeneneinkom-
mensschwacheBevölkerungsteile
vertriebenwerden,kommenhinzu.

Gen-undHightech
EtlicheProjektebietenhigh-techni-
scheLösungenan,z.B. dasGläserne
Labor in Berlin,dieHochleistungs-
Tierzucht inVerdenundandere. Im
Verkehrsbereich sindderTransrapid
undetlicheVerkehrslenkungstech-
nik-Projektevertreten,ebensodas
technischaufgedonnerteGüterver-
kehrskonzept in Berlin.

Veranstaltungenüberall
NebendenProjekten istdieExpo
daraufbedacht,überall Veranstal-
tungendurchzuführen,am liebsten
mit in Kooperationmitakzeptanz-
verschaffendenOrganisationen (z.B.
demNABU,derdasschongemacht
hat).

Messegelände
DasbisherigeMessegeländewird
voll fürdieExpogenutztund ist
dafüraufwendig restauriertunder-
gänztworden. Vorallemansüd-
undöstlichenRandsindetliche
neueHallenentstanden.

Themenpark
DieöstlichenHallendienendiesem
inhaltlichenMittelpunktderExpo.
Hierwirdmitviel virtuellen Erlebnis-
elementendiezukünftigeWeltvor-
gestellt. Diskussionendarumgibtes
nicht,derThemenparkbietetsich
als "schöneneueWelt" an und
wirbtfürdasProblemlösungsverstän-
disderGroßkonzerneundNeolibe-
ralisiererInnen: Atomkraftwerkemit
Windräderkosmetik lösendieEner-
giefrage,Gen-undZüchtungstech-
nik löstdieHunger-undmanche
Umweltkatastrophe(Regenwald
wächstwiedernach ...)usw.

AusstellungderWeltpartner
ImNordenstellen sich diegroßen
Konzerne,diedieExpounterstützen,
selbstdar.

VieleweitereHallen
AufdemMessegeländefindensich
weitereVeranstaltungszentren,
FunsporthalleundPressezentrum.

Preussag-Brücke
DiedurchdenMesseschnellweg
getrenntenBereichedesExpo-
Geländessollenübereineneue
Brückeverbundenwerden.Getreu
demBrauch,daßsolcheBauwerke
immernachdenenbenanntwer-
den,diedenZeitgeistwesentlich
prägen,nenntsiesich nachdem
Sponsor "Preussag-Brücke" ...

ÜberdasgesamteGeländeundmit
VerbindungzurPlazaundzumBe-
reich derNationenpavillonsgondelt
eineSeilbahn.

Nationenpavillons
NebendemHauptbereich im Süden
desPlazabefindensicheinigeNatio-
nenpavillonsauch imwestlichen Teil des
jetzigenMessegebietes.

Pressezentrum

Sponsoren Bestehende
S-Bahn



Lieber Herr Trittin,
wie Sie bestimmtwissen,wird die TASiedlungsabfall in einigen Bundesländern dazu verwendet,

Kommunen mitdem Hinweis aufden Glühverlustzum Bau von Müllverbrennungsanlagen zu

zwingen. Das muss verhindert werden.

Müllverbrennung istEnergie- und Rohstoffverschwendung. Bei der Energiebilanz muss berück-

sichtigt werden,dass die Produktionsenergie bei der Verbrennung verloren geht. Die aufwendi-

ge Rauchgasreinigung ist natürlich notwendig,aber dabei werden auch Energie und Rohstoffe

verbraucht.
Korrosion verursachtStörfälle;dadurch kann es zu erhöhtem Schadstoffausstoß und zu Betriebs-

unterbrechungen kommen. Folge: Die Entsorgungssicherheit istnichtsichergestellt,Überkapa-

zitäten werden geplant,die Abfallgebühren steigen.

Aber daran können gerade Sie etwas ändern. Beschleunigen Sie die Änderung der TASied-

lungsabfall,damitauch kalte Behandlungsverfahren eine Chance erhalten.

Und vor allem,sagen Sie das schon jetzt,und unmissverständlich! Denn es istzu befürchten,

dass einzelne Städte,Kreise und Zweckverbände mit Billigung oder aufDruck ihrer Landes-

behörden noch Verbrennungsbeschlüsse fassen bzw. fassen müssen. Kalte Verfahren sind meist

preiswerter als Verbrennung. Natürlich wollen wir keine primitiven Billiglösungen. Aber wir wollen

auch nicht,dass es bei der nächsten Gebührenanhebung wie immer heißt: Daran ist wieder

mal unsere Regierung schuld.

Mit umweltfreundlichen Grüßen

Datum .....................................................
Unterschrift ........................................................................

...........
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UmderLethargie imBundesumweltmi-
nisterium abzu-
helfen, wurde
aufderBundes-
delegiertenkon-
ferenz des Bes-
seren Müllkon-
zepts am 18.4.
in Augsburg eine
Postkartenaktion
zur Änderung
der TA Sied-
lungsabfall (TASi)
beschlossen.

Bitte nebenste-
henden Abdruck
auf Postkarte kle-
ben und schicken
an:
Das Bessere
Müllkonzept
Feldstr. 6
82282
Unterschweinbach

Bei der Geschäfts- stelle des
Landesverbandes Bayern (Adr. s.o.) sind
weiterePostkarten erhältlich.

NeueMüllverbrennungsanlagen
in Sachsen –TASI-Änderung
im Schneckentempo
Am 18.4.99 fand in Dresden eine Vor-
tragsreihederPDSüberKommunalabga-
ben statt. Nach unzähligen Skandalen
beim Bau von unsinnigen oder überdi-
mensionierten Anlagen, sind die Bürger
hellhörig geworden. Zu derVortragsreihe
kamenmehrals300Zuhörer. Diesächsi-
sche Landesregierung will drei neue
MVA's noch in diesem Jahr mit Hinweis
auf die TASi durchbringen. Anfragen
bzgl. Novellierung der TASi an Umwelt-
minister Trittin deuten aufeinen längeren
Zeitraum hin, da der Umweltminister, ei-
nen "wissenschaftlich nicht ausreichend
begründeten und später nicht haltbaren
Schnellschuß" fürchtet. Eine prekäre Si-
tuation. Die rot-grüne Bundesregierung
verhält sich kaum anders, als die schwar-
ze. Durch die Verzögerung der Neuord-
nung der TASi können die Landesregie-
rungen den Kommunen teuere und öko-
logisch fragwürdigeMüllverbrennungsan-
lagen aufdiktieren. Hier bleibt nur ein
Weg für jedeKommune offen, sich selbst
gegen thermische Müllbeseitigung zu
entscheiden und den Bau von Mecha-
nisch-Biologischen-Anlagen als ersten
Schrittanzustreben.

"DASBESSEREMÜLLKON-
ZEPTBayern – erfolgreich
gegenMüllverbrennung"
Statt aufMüllreduzierung und -vermei-
dung zu setzen, legte die bayerische
Staatsregierung in den achtziger Jahren
denBau vonneuenMüllverbrennungsan-
lagen (MVA) fest. Doch bis1997 sindnur
5 von den insgesamtgeplanten 16 MVAs
in Bayern in Betrieb gegangen. Durch
Müllrückgang gab es jedoch 1997 schon
900.000 Tonnen Freikapazitäten. Durch
den Verbrennungswahn wurde eine
große Bürgerbewegung ausgelöst. Nicht
die Nachsorge durch Verbrennung sollte
nach Meinung der Müll-Opposition
vorangetrieben werden, sondern Müllver-
meidung und -verwertung. 1988 wurde,
die Bürgeraktion DASBESSEREMÜLL-
KONZEPT in Bayern gegründet. Das in
Bayern gestartete Volksbegehren "DAS
BESSERE MÜLLKONZEPT" scheiterte
zwar knapp, veranlaßte aber die Staatsre-
gierung, das Bayerische Landesabfallge-
setz insoweit zu ändern, daß seither eine
bessere Wertstofftrennung angeboten
wird. Innerhalb von ca. 10 Jahren konnte
der Haus- und Gewerbemüll in Bayern
nahezu halbiertwerden. Das führte dazu,
daßdievorhandeneMüllverbrennungska-
pazität ausreichte, in Bayern ein Neubau
überflüssig wurde, und sogar Teilstille-
gungen von alten Öfen stattfanden.

EuropaparlamentnahmzuRichtli-
nie über die Verbrennung von Ab-
fällen und gefährlichen Abfällen
Stellung
Brüssel/Straßburg. Das Europäische

Parlament befaßte sich am 13. und 14.
April 1999 in ersterLesungmitdemVor-
schlag für eine Richtlinie des Rates über
die Verbrennung von Abfällen und den
Vorschlag des Rates zur Änderung der
Richtlinie 94/67/EG über die Verbren-
nung gefährlicherAbfälle.
Der Vorschlag unterscheidet eindeutig
zwischen Verbrennungsanlagen und Mit-
verbrennungsanlagen.
Darüber hinaus enthält der Vorschlag
der Kommission Meßanforderungen und
Vorschriften für Anhörungen, den Zu-
gang zu Informationen und die Beteili-
gung der Öffentlichkeit am Genehmi-
gungsverfahren. EuropaweiteNormierun-
gen sind erforderlich, um einen "Abfall-
tourismus" zu verhindern, bei dem der
Abfall auf der Suche nach den mildesten
Bestimmungen von einem Land zum an-
deren transportiert wird. Auch für Anla-
gen, in denen Abfälle mitverbrannt wer-
den, sollen die gleichen Grenzwerte gel-
tenwiefürAbfallverbrennungsanlagen, es
wurde jedoch ein Änderungsantrag der
Fraktion der Sozialdemokraten (SPE) an-
genommen, der vorsieht, daß für beste-
hende Zementöfen bis zum 1. Januar

Die Texte aufden Abfall-
seiten sind Auszüge aus
Artikeln der Zeitungen::

DAS BESSERE MÜLLKON-
ZEPT des gleichnamigen
Bundesverbandes,Ausga-
be 2/99
Themen der Ausgabe:

u.a. TASi-Änderung,Ver-
bandsklage,Getränkedo-
sen,Bauabfälle,MVA-Pla-
nungen in den Neuen
Bundesländern,EU-Ver-
brennungsrichtlinie
Bezug:
Das Bessere Müllkonzept
Landesverband Bayern
Feldstr. 6
82282 Unterschweinbach
Unter dieser Adresse sind
auch Informationsschriften
u.a. zum Thema alternati-
ve Abfallbehandlung und
Müllvermeidung erhältlich

Abfallwirtschaftlicher In-
formationsdienst,Ausga-
be 2/99
Themen der Ausgabe: u.a.
EU-Verbrennungsrichtlinie,
Elektronikschrott,Ver-
bandsklage,EU-Altauto-
richtlinie,Keimemissionen,
DSD
Bezug (auch Müllmaga-
zin):
Rhombos-Verlag
Kurfürstenstr. 17
10785Berlin
Tel.: 030 / 261 68 54
Fax: 030 / 261 63 00

Wir danken für die freund-
liche Überlassung.

AufrufzurPostkartenaktion–
ÄnderungderTASi
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2007 eine Ausnahme in Bezug auf die
Stickoxidemissionen gemachtwird.
Kontakt: LEO 6/A-65, 43, rueWiertz,
B-1047 Brüssel, Tel. 0032-2-2842629,
Fax0032-2-2849171.

NABUwarntvorAbschwächung
derMüllverbrennungsrichtlinie
Bonn. Der Naturschutzbund NABU
sieht in der drohenden Abschwächung
der EU-Richtlinie über die Verbrennung
von Abfällen eine ernste Umweltgefahr.
Wie dem NABU bekannt wurde, bleiben
die Vorschläge der Mitgliedsstaaten weit
hinter denen des ursprünglichen Kom-
missionsentwurfs und den Änderungsan-
trägen des Europäischen Parlaments
zurück. Besonders besorgniserregend sei
, dass Ausnahmeregelungen für die Mit-
verbrennung gefährlicherAbfälle zugelas-
sen werden sollen. Dies bedeute, dass
strengere Umweltauflagen für Hausmüll-
als für Sondermüllverbrennung bestehen
könnten. Der NABU fordert daher die
Bundesregierung auf, sich stark zu ma-
chen fürgrundsätzlich gleich strengeUm-
weltstandards bei Abfallverbrennungs-
undMitverbrennungsanlagen.

UmfassendesRecht
aufUmweltinformationen
Berlin. Der7. SenatdesBundesverwal-
tungsgerichts in Berlin hat entschieden,
daß der Staat seine Akten über die finan-
zielle Förderung von umweltverbessern-
den Produktionsverfahren offenlegen
muß. Nach demUrteilsspruch (Az.: BVer-
wG 7 C21.98, Urteil vom 25. März) be-
schränktsich dasRechtderBürgeraufei-
nen freien Zugang zu Umweltinformatio-
nen nicht aufErkenntnisse der Behörden
über den Zustand der Umwelt. Im kon-
kreten Fall wollte der Ortsverband der
Grünen in Seelze Einblick in die Akten
über den Zuschuß für ein Unternehmen
nehmen, daseineAnlagezurVerwertung
von halogenhaltigen organischen Pro-
duktionsabfällen betreiben will.
Dritte Phase derAktion "Abfallarm ein-
kaufen in Niedersachsen" Hannover. Die
Aktion "Abfallarm einkaufen in Nieder-
sachsen" geht in die dritte Runde (siehe
Ö-Punkte Herbst '98). Die Aktion läuft
bereits seit Oktober 1998. Sie sollte ur-
sprünglich im April dieses Jahres enden,
wird jetzt jedoch aufgrund des gestiege-
nen Zuspruchs bei Geschäftsleuten und
Käufern aufunbestimmteZeitverlängert.
Kontakt: NiedersächsischesUmweltmi-
nisterium, Stichwort "Schlaustellen-Kam-
pagne", Archivstr. 2, D-30169 Hannover,
Tel. 0511/120-3424, Fax0511/-3399,
http://www.mu.niedersachsen.de.

Themenredaktion
"Abfall"

Christian Ohly
Siegmunds Hof2-4

Haus 12,App. 416
10555 Berlin

Tel. 030 / 393 68 27
(Faxnach Anruf)

muellkonzept-redaktion
@gmx.de

Hinweis
Beispiele von Einwendun-

gen gegen Müll- und
Sondermüllverbren-

nungsanlagen gibt es im
Internet unter

http://www.free.de/
WiLa/Klaerschlamm/

Widerspruchsvordrucke
mit detaillierter Begrün-
dung können angefor-

dert werden im Internet:
http://galschleswig.de/

Abfall

oder http://www.fortune.
de/Wir-sind-das-Volk/Sl/

index.html,

oder per Post über einen
mit 3 Mark in Briefmarken
frankierten Umschlag bei:

OlafRichardsen
Zum Weim 20

24888 Steinfeld
Tel: 0461 - 933 084

E-Mail: Olaf.Richardsen@
t-online.de

BUNDfordert
Waffengleichheit

Gesetzentwurf zur Verbandsklage vor-
gelegt Bonn. "Juristische Waffengleich-
heitfürNutzerundSchützerderUmwelt"
sowie einegrundlegendeReform desGe-
nehmigungsrechts hat der Bund für Um-
welt und Naturschutz Deutschland
(BUND) gefordert. BUND-Juristen über-
gabenVertretern derBundesregierung ei-
nen Gesetzentwurf, der betroffenen Bür-
gern undUmweltverbänden dasgenerelle
Klagerecht in Umweltangelegenheiten
einräumt. Der Gesetzentwurf des BUND
sieht eine grundlegende Reform der Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) vor.
Weiter machte der Umweltverband Vor-
schläge, wie in einem künftigen Umwelt-
gesetzbuch Genehmigungsbehörden das
Recht eingeräumt werden kann, Pla-
nungsvorhaben bei überwiegend negati-
ven Umweltfolgen zu stoppen. Das Ver-
bandsklagerecht bezeichneten die
BUND-Juristen als unverzichtbar für eine
juristische Chancengleichheit zwischen
Umweltnutzern und -schützern. In Län-

dern wie den USAund Frankreich hätten
die Vertreter von Umweltinteressen "viel
bessere Karten als bei uns", wurde be-
klagt. Im ⁄42 aVwGO soll bestimmtwer-
den, daß anerkannte Naturschutzverbän-
de klagen können, wenn eine Umwelt-
schutzvorschriftverletztworden ist. In der
BRD wird eine Überlastung der Gerichte
befürchtet. In Ländern wie der USA und
Frankreich schwoll jedoch nicht die Kla-
geflut an, sondern entwickelte sich eine
regelrechte Kultur der außergerichtlichen
Einigung, so ein BUND-Experte. Der
wichtigste Effekt: es werde erst gar nicht
versucht, Umweltgesetze zu unterlaufen,
weil sonst mit Klagen gerechnet werden
müßte. DerGesetzentwurfsowie das Pa-
pier "Die Vorhaben-Prüfung als Instru-
ment des Integrierten Umweltschutzes"
sind über die BUND-Pressestelle zu be-
ziehen.

BUNDkritisiertGerolsteiners
Ökobilanz fürPET-Mehrweg
Bonn. MitKritikhatderBundesverband
fürUmweltundNaturschutzDeutschland
(BUND) auf die Ökobilanz zur PET-Fla-
sche der Gerolsteiner Brunnen GmbH
reagiert. Der leichteren Kunststoffflasche
waren 'eindeutige' Umweltvorteile gegen-
über Glasflaschen zugesprochen wor-
den. Die Vorteile kommen jedoch nur
beim weiten Transport zum Tragen und
stehen deutlich geringeren Umlaufzahlen
entgegen. Zu befürchten seien Verdrän-
gung regional agierender Mineralbrun-
nen und deutschlandweite Transporte mit
den entsprechenden Problemen bzgl.
Luft, Lärm undArbeitsplätzen.

Bvse-Gutachten: Keineweiteren
Müllverbrennungsanlagen nötig
Bonn. FürdieBehandlung desRestab-

falls nach Ablauf der gesetzlichen TASi-
Fristen stehtkeineausreichendeAnlagen-
kapazitätzurVerfügung. Deshalbmüssen
in Zukunft vor allem kleinere alternative
Behandlungsmethoden realisiert werden.
Dies gehtaus einemGutachten desBun-
desverbandes Sekundärrohstoffe und
Entsorgung e.V. (bvse)mitdemTitel "Die
zukünftigeBehandlung von Restabfällen"
hervor. Der bvse geht davon aus, daß
dann keine weiteren thermischen Anla-
gen gebautwerdenmüssen.

Widerspruchsaktion
Die Initiative für ein besseres Müllkon-
zept ruft zu einer Schleswig-Holstein-wei-
ten Widerspruchsaktion gegen die Ge-
bührenbescheide über die Abfallentsor-
gung 1999 auf! Änderungen im Abfall-
undAbgabenrechtim Jahre1998ermög-
lichen kommunalen Abfallgesellschaften
u.a.: * Kosten - die ausderEinsammlung
und Behandlung der Bioabfälle entste-
hen, mit in die allgemeinen Abfallentsor-
gungsgebühren einzurechnen. * Kosten
füreineNachsorge stillgelegterAlt-Depo-
nien und sonstiger Abfallentsorgungsein-
richtungen mit einzurechnen * Ver-
schleierung der tatsächlichen Kostensum-
me bei Verträgen zwischen kommunalen
Abfallentsorgern und privaten Partnern
Es gibt für die Bürgern keine Anreize
mehrzu Abfallvermeidung, bei den Kom-
munen keine Anreize zu bedarfsorientie-
ren sparsamen Anlagenplanung.
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gegen die Anwendung der Atomenergie
deutlich machen. Der Start der Fahr-
radtour ist am 1. August im Anschluß an
ein Anti-Atom-Camp im Wendland (X-
1000 mal quer) und am 6. August, dem
Jahrestag des Atombombenabwurfes auf
Hiroshima, erreicht sie Barsebäck. Am
folgenden Samstag, dem 7. August, fin-
det eine Großdemonstration statt von der
nahe Barsebäck gelegenen Universitäts-
stadt Lund zur Zentrale von Sydkraft und
Preußen Elektra im 20 km entfernten
Malmö. Die Großdemonstration steht in
der Tradition der "Barsebäckmärsche",
mit denen die Anwohner seit den siebzi-
gerJahren ihren Protestgegen dieatoma-
reBedrohung in ihrerNachbarschaftaus-
drücken.
DieHauptparolen derBarsebäck-Offen-
sive99 lauten:
‰SchließtBarsebäck jetzt!
‰StopptalleAtomanlagen!
‰Füreineökologisch undsozial ausge-
richteteGesellschaft.

PresseerklärungderBundeskonferenz
derAnti-Atom-Bewegung

er kommt", so die Konferenzteilnehme-
rInnen. Castor-Transportewerden von den
Atom-GegnerInnen auch weiterhin als
Hebel zur Durchsetzung der sofortigen
Stillegung betrachtet, weil sie in jedem
Fall der Fortsetzung desAtomprogramms
dienen. In der ganzen Bundesrepublik
fänden jetzt Vorbereitungen statt um Ak-
tionen an jeder denkbaren Transportroute
durchzuführen.
In nächster Zeit will die Anti-Atom-Be-
wegung die internationale Zusammenar-
beit mit Initiativen aus Grossbritannien,
Frankreich undden Niederlanden intensi-
vieren, um ein gemeinsames Vorgehen
zu koordinieren. Dazu zählen eineAktion
am Castor-Grenz-Bahnhof in Perl-Apach
unter dem Motto "Gib Stoff" (längstes
Transparent der Welt), sowie die gren-
züberschreitende Aktion gegen die
Urananreicherung in Gronau undAlmelo
(Niederlande). Darüber hinaus ist die
KonferenzderMeinung, da das finanziel-
le Engagement der Bundesrepublik und
derEU u.a. zumNeubau von zwei Reak-

toren in der Ukraine den Ausstiegswillen
derBundesregierung als Farceentlarvt.
In einerResolutionwendetsich dieKon-
ferenzgegen denAngriffskrieg derNATO
in Jugoslawien. Nach Meinung der Teil-
nehmerInnen findet hier keine humanitä-
reAktion statt. DiewestlichenGroßmäch-
te zu denen jetzt auch wieder die BRD
gehört, nutzen die nationalistische Politik
Serbiens zumAusbau ihrerglobalen Vor-
herrschaft. Ohne die systematische Ver-
treibungs- undUnterdrückungspolitik der
serbischen Regierung zu negieren, wird
in der Resolution die sofortige Beendi-
gung des Krieges, die Aufnahme aller
Flüchtlinge und die Auflösung derNATO
gefordert. Ausserdem werden alle Solda-
ten aufgefordert, sich dem Krieg zu ent-
ziehen.

Vom 9. April bis 11 . April 1999 haben
sich etwazweihundertfünfzigPersonen zu
der Frühjahrskonferenz der Anti-Atom-
Bewegung in Heidelberg getroffen.
Die Konferenz stellte fest, dass es mit
Rot-Grün noch nicht einmal einen Ein-
stieg in denAtomausstieggebenwird, ge-
schweigedenn die sofortigeStillegung al-
lerAtomanlagen. Deshalb sei der ausser-
parlamentarische Widerstand notwendi-
gerdenn je.
Unter dem Motto "Sofortige Stillegung
aller Atomanlagen - Atomkonsens ist
Nonsens" beschlossen die TeilnehmerIn-
nen der Konferenz eine bundesweite De-
monstration, die im Oktober voraussicht-
lich in der "Expo-Stadt" Hannover statt-
findenwird. AufderExposoll esunteran-
derem einen Themenkomplexzum Euro-
pean PressurizedReactor (EPR) geben.
"UnabhängigvonderDemonstration in
Hannover bleiben die Castor-Transporte
weiterhin Angriffsziel für Aktionen. Sie
richten sich gegen den nächsten
Transportegal wohin erfährtodervonwo

Währenddervergangenen Jahre haben
sich PreussenElektra und die Hamburger
Elektrizitätswerke (HEW) beim südschwe-
dischen Energieversorger Sydkraft ein-
gekauft, währendSydkraftumgekehrtAn-
teile an den deutschen Versorgern erwor-
ben hat. Dadurch ist der Vorstandsvorsit-
zende von PreussenElektra, Hans-Dieter
Harig, Aufsichtsratsvorsitzender bei Syd-
kraft geworden. Sydkraft gibt offen zu,
daß durch die verschachtelten Besitzver-
hältnissederAtomausstieg erschwertwer-
den soll. Es ist deshalb höchste Zeit, daß
auch die Atomkraftgegner international
denken und handeln. Mit unserer Fahr-
radtourunddemgemeinsamen Protest in
Barsebäckwollen wirzeigen, daß derWi-
derstand gegen die Atomenergie keine
Grenzen kennt.
Für Anfang August diesen Jahres pla-
nen wir eine Fahrraddemonstration von
Deutschland nach Schweden und eine
anschließendeGroßdemonstration gegen
dieUralt-Reaktoren Barsebäck I & II. Das
AKW Barsebäck liegt an der schwedi-
schen Küste, nur zwanzig Kilometer vom
Zentrum Kopenhagens entfernt, der
Hauptstadt eines Landes, das ganz auf
Atomkraft verzichtet. Die Barsebäck-Of-
fensive99 soll den internationalen Protest

‰Solidarität mit kommenden Genera-
tionen.
‰MachtdieAlternativen möglich!
‰KeineEntschädigung fürdieAtomun-
ternehmen.

Wersindwir?
Die Barsebäck-Offensive 99 ist eine
GruppevonAktivisten ausSüdschweden,
zum Teil Mitglieder in unterschiedlichen
Umweltorganisationen, Gewerkschaften
und Parteien. Bisher werden wir schon
vom schwedischen Zweig von Friends of
the Earth International (in Deutschland
BUND) und von der schwedischen
"Folkkampanje gegen Kernkraft – Kern-
waffen" unterstützt. Wir hoffen, daß die
Barsebäck-Offensive 99 eine große inter-
nationaleProtestbekundunggegenAtom-
kraft wird, unterstützt von einer Vielzahl
skandinavischer und deutscherOrganisa-
tionen.

DasAKWBarsebäck: Washabenwirmit
derSituation inSchwedenzu tun??Schweden hatwieDeutschland eine rot-grüneRegierung, und in beiden Ländern istderAtomausstieg politisch be-

schlossen, inDeutschland seiteinemhalben, in Schweden schon seit19 Jahren. In keinemderbeidenLänder istaber
bisherauch nurein einzigerReaktoraufgrunddiesesBeschlussesabgeschaltetworden. Politikerund Industrieverfol-
gen dieAusstiegsdebattedes jeweils anderen Landesmitgroßem Interesse, und ein schnellerAusstieg in einem Land
kann dem anderen alsVorbild dienen undwürde sodieAusstiegsbefürworterdortstärken. EineweitereVerflechtung
derSituation inDeutschlandmitder in Schweden (und anderenLändern)entstehtdurch die Internationalisierungder
Atomfirmen undderEnergieversorgungsunternehmen.
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Finanzierung vonRowno-4
undKhmelnitzki-2
Nach Angaben derZeitschrift atomwirt-
schaftausdem Jahre1997 soll dieFertig-
stellung der beiden Blöcke 1,2 Mrd. US-
Dollar kosten . Neuesten Angaben zufol-
gesollen beideBlöckeMittel inHöhevon
1,72 Mrd. US-Dollar erfordern. Für die
beiden Atomanlagen wurde bei der Eu-
ropäischen Bank für Wiederaufbau und
Entwicklung (EBRD) ein KreditalsCo-Fi-
nanzierung beantragt. Die EBRDmöchte
noch1998190Mio. US-DollarzurVerfü-
gung stellen! Die restlichen benötigten
Kosten sollen dann durch Exportkredite
westlicher Banken und aus Rußland ge-
deckt werden. Ursprünglich machte die
EBRDzurBedingung, daßbei denAtom-
kraftwerken der volle westliche Sicher-
heitsstandard erfüllt werden muß. Inzwi-
schen soll der Sicherheitsstandard westli-
cher Atomkraftwerke der 70er Jahre
genügen - derStandardvordenErfahrun-
gen mit dem Atomunfall in Tschernobyl.
Egal welche Banken die Fertigstellung
schließlich finanzieren: Für die Rückzah-
lung der Kredite ist es ausgesprochen
wahrscheinlich, daß Atomstromlieferun-
gen in denWesten undnach Deutschland
festeingeplantwerden (vgl. Fertigstellung
vonMochovce).

Sicherheitsrisiken vonRowno-4
undKhmelnitzki-2
Sowohl bei den beiden Atomkraft-
werksblöcken in der Ukraine als auch in
Rußland handelt es sich um Reaktoren
vom russischen Typ WWER-1000. Die
deutsch-französische atomenergiefreund-
liche Gesellschaft RiskAudit identifizierte
bei den Anlagen die Notwendigkeit für
über 100 sicherheitstechnische Maßnah-
men. Tatsächlich aber soll bis zur Inbe-
triebnahme noch nicht einmal ein Viertel
dieserMaßnahmen durchgeführtwerden.
Gennady Sazonow, der zuständige Pro-
jekt-Direktor der Atomfirma Energoatom,
sagteam11. Mai 1998, daß einigedersi-
cherheitstechnischen Maßnahmen erst
"nach der Inbetriebnahme" durchgeführt
werden sollen. Außerdem gibt es zahlrei-
che konstruktive Mängel, die sich über-
hauptnichtmehrbeheben lassen (Sicher-
heitsdefiziteK2R4).

HochdieInternet-
ionaleSolidarität
Norberts Bookmarks für

engagierte Leute mit
über 15000 gutsortier-

ten Links u.a. zu den The-
men: Anti-Atom,Atom-

waffen,Umwelt,Men-
schenrechte,3. Welt,So-

ziales und Politik ...
http://www.dfg-vk.de/

links/bookmark.htm

Aktuelle Anti-Atom-Infor-
mationen der letzten 30

Tage
http://www.

oneworldweb.de/
castor/aktuell.html

Gorleben - TICKER der
CASTOR-NIXDA-Kampa-
gne mit den aktuellsten

Informationen!
http://www.

oneworldweb.de/
castor/bi_ticker.html

Anti-Atom-Kontakt (sor-
tiert nach Alphabet)

http://mem-
bers.aol.com/JueSie-

bert/adressal.htm

Anti-Atom-Kontakt (sor-
tiert nach Postleitzahlen)
http://members.aol.com/
JueSiebert/adressen.htm

aktualisierte Nachrichten
zum Atomausstieg

http://www.yahoo.de/
schlagzeilen/politik/

atomausstieg.html

Das Jahr-2000-Problem
und die AKWs

http://www.
oneworldweb.de/castor/

diskus/ pc2000/
pc2000.html (incl. Linkli-

ste)

Siemens-Boykott
http://www.

siemens-boykott.de

Anti-Atom,Kosovo-Krieg,
Soziale Verantwortung
http://www.ippnw.de

AutorzumText
links(gekürzt)

T. Rockstroh (Mitarbeiter
der Aktion 3. Welt SAAR)

Khmelnitzki-2 undRowno-4
(K2R4)stattTschernobyl?
Bereits 1996 erhielt Siemens den Auf-
trag, für den in Bau befindlichen ukraini-
schen Atomkraftwerksblock Rowno-4
Komponenten der digitalen Sicherheits-
leittechnik Teleperm XS zu liefern. Nach
Auskunftvon Siemens/KWU-Pressespre-
cherWolfgang Breyerhandeltes sich um
einen Auftrag "im zweistelligen Millio-
nenbereich." Über die Art der Finanzie-
rung wollte er telefonisch keine Angaben
machen. Das ist aber erst ein kleinerEin-
stieg derSiemensAG in diegeplanteFer-
tigstellung von Rowno-4. Siemens ver-
handelt derzeit intensiv über weitere Auf-
träge. Weiterhin erwartet Siemens Aufträ-
ge für die Fertigstellung des Atomkraft-
werkblocks Khmelnitzki-2, ebenfalls in
derUkraine . Im Juni1995hatteSiemens
für die Ukraine ein "konventionell-nu-
klearesKonzept" als Ersatz fürTscherno-
byl vorgestellt, "das den Vorstellungen
der ukrainischen Regierung entsprach".
DernukleareTeil desKonzeptsumfaßtdie
FertigstellungunddieModernisierungder
Atomkraftwerksblöcke Rowno-4 und
Khmelnitzki-2 und den Bau einer zentra-
len Einrichtung für die Entsorgung bzw.
Behandlung radioaktiver Stoffe ein-
schließlich eines Brennelementlagers.
Die Fertigstellung von Rowno-4 und
Kmelnitzki-2 er-
fordert laut Sie-
mens zusam-
men Mittel von
rund 900 Mio.
US-Dollar.

AKW-Fertigstellung inderUkraine

Für die Einen ist es Widerstand,für die An-
deren das längste Transparent der Welt
"Rekord" war die am häufigsten ge-
brauchte Vokabel am 25.4.99 in Schen-
gen/Perl/Apach. Über 4 km lang wurde
das Anti-Atom-Transparent, mit dem die
sofortige Stillegung aller Atomanlagen
gefordert wurde. Damit wurde das ange-
strebte Ziel erreicht. Nach Angaben der
VeranstalterInnen, der"AKTION 3.WELT
Saar", dem "Koordinationskreis gegen
CastorSaar" und der "Katholischen Stu-
dierenden Jugend" im Bistum Trier ist es
damit das längste grenzüberschreitende
Anti-Atom-Transparent. In den letzten
sechs Monaten hatten zahlreiche Grup-
pen aus Frankreich, Luxemburg, Öster-
reich und Deutschland an diesem Mam-
mutprojektgearbeitet. 800Menschen ka-
men schließlich, um in Sichtweite der
Kühltürme des AKWCattenom den Aus-
stieg zu fordern.
Der Ort Perl im Dreiländereck wurde
bewußtgewählt, zum einen hatman sich
noch nicht mit dem grenznahen Atom-

kraftwerk Cattenom/Lothringen (4x
1300 MW) abgefunden, zum anderen
galt der Protest auch dem geplanten
Atommüllendlager in Bûre/Lothringen.
Perl-Apach ist neben Saarbrücken einer
der beiden Hauptgrenzübergänge für
deutsche Atommülltransporte in die Wie-
deraufarbeitungsanlagen nach La Hague
undSellafield.
Politisch ging es darum, das Thema
Atomausstieg auf die Tagesordnung der
rot-grünen Regierungen in Paris und
Bonn zu setzen. Denn der Schmusekurs
der rot-grünen Bundesregierung gegen-
über der Atomwirtschaft bedeutet nichts
anderes als fortlaufenden Weiterbetrieb
derAtomanlagen.

1. bis 6. August
FahrradtourWendland-Barsebäck

(vgl. Artikel "Das AKWBarsebäck")

4. bis 8. August 1999
Atomwaffen-Frei-ZeitinCochem

Sommercamp zur NATO-Politik und Alternati-
ven zu Militär und Rüstung Infos und Flugis bei:
Koordinationsbüro Gewaltfreie Aktion Atom-

waffen Abschaffen,Adresse s.o.

RegelmäßigeTermine

jeden Sonntag:
Gorlebener Gebet 14Uhr an den Gorleben-
Kreuzen,zwischen Erkundungswerk und Sali-

nas-Claims

am 6. jeden Monats:
Mahnwache am AKWBrokdorfzwischen 14

und 17 Uhr Kontakt: A. Dreckmann,Lange Rei-
he 20,25541 Brunsbüttel,Tel: 04852 - 54193

jeden 1. Sonntag im Monat:
Spaziergang UAAGronau 14 Uhr,am Zufahrt-
stor Röntgenstraße Kontakt: AKU,Siedlerweg

7,48599 Gronau,Tel: 02562 - 23125

Spaziergang Garching 14 Uhr,Bushaltestelle
Atomei Garching

jeden 3. Sonntag im Monat:
Spaziergang Ahaus 14 Uhr,Brennelemente-

Zwischenlager Kontakt: BI Ahaus,Tel: 02561 -
961101 oder: WIgAMünster,Tel: 0251 - 521112
jeweils nach dem Sonntagsspaziergang De-

legiertentreffen in Ahaus

Spaziergang Rheinsberg 13:30 Uhr,Bahnhof
Rheinsberg Kontakt: Atomplenum Greifswald,

Tel: 03834- 89 7514

jeden 3. Mittwoch im Monat:
Mahnwache in Morsleben 18 Uhr am Tor an

der Bundesstraße
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Themenredaktion
"Chemie/
Industrie"

Coordination gegen
BAYER-Gefahren
Postfach 150418
40081 Düsseldorf
Tel. 0211/3339-11,Fax-40
co_gegen_bayer@
nadeshda.gun.de

undAtomausstieg
Der Vorsitzende der IG BERGBAU,
CHEMIE, ENERGIE (IG BCE), Huber-
tus Schmoldt, der im BAYER-Aufsichtsrat
sitzt, hat sich sowohl gegen die geplante
Ökosteuer als auch gegen den sofortigen
Atomausstieg ausgesprochen. In den
Chor der Industriebosse einstimmend,
bezeichnete er höhere Energiesteuern als
standortgefährdend und forderte, die ge-
samte gewerbliche Wirtschaft von den
Öko-Abgaben zu befreien. Einen raschen
Atomausstieg nannte derGewerkschaftler
ebenfalls unrealistisch. Umweltminister
Jürgen Trittin bezichtigte er der "Kraft-
meierei", deren einzigstes Ziel es sei, die
"grüneKlientel zusammenzuhalten".

MehrProfit,
wenigerArbeitsplätze
Bis zum September 1998 vernichtete
BAYER 2.600 Arbeitsplätze. 1 .200 Stel-
len wurden in den Werken direkt gestri-
chen, 1 .400 fielen durch die Ausgliede-
rung von Betriebsteilen weg. 1999 wer-
den weitere 500 Arbeitsplätze vernichtet
werden. Zugleich stellte der Vorstands-
vorsitzende Dr. Manfred Schneider auf
der Pressekonferenz zum Dreivierteljah-
resergebnis 1998 in Aussicht, dass im
laufenden Geschäftsjahr das Rekorder-
gebnis von 1997, 5,1 Millarden Mark,
übertroffen werden könnte. So nahm der
Gewinn des Konzerns vor Steuern um
4,2 % auf 4,11 Milliarden Mark zu. Ob-
wohl derUmsatz aufVorjahresniveau sta-
gnierte, kletterte die Umsatzrendite auf

EU-Pharma-PolitikGesetzliche Regelungen im Bereich
"Pharma" fallen immer mehr in die Zu-
ständigkeit der EU. Und die begreift
Pharma-Politik vor allem als Wirtschafts-
förderung. Dafür sorgt schon die Person
desHauptverantwortlichen, Ex-FDP-Wirt-
schaftsminister Manfred Bangemann. In
dem Papier "Über die Leitlinien einer In-
dustriepolitik für den Arzneimittelsektor
in der Europäischen Union" werden als
Hauptaufgaben unteranderem genannt,
‰Die "Schaffung eines günstigeren
Umfelds fürdieBiotechnologie",
‰eine bessere Gewährleistung des Pa-
tentschutzes
‰sowie Harmonisierungen und Dere-
gulierungen von Vorschriften.

In einem Roundtable-Gespräch zwi-
schen EU-PolitikerInnen und Pharma-
VertreterInnen war auch von einer "soci-
al and industrial solidarity" die Rede,
tasächlich handelt es sich dabei vor-
nehmlich um ein "Bündnis für noch
mehr Pharma-Profite". Vor dem Hinter-
grund finanzschwacher Gesundheitssy-
steme hat man nämlich ausgeklügelt,
den lukrativen Selbstmedikationsmarkt
weiter auszudehnen, um BAYER & Co.
so größeren finanziellen Spielraum zur
Suche nach "medizinischen Innovatio-
nen" zu erschließen, die ohne die zu-
sätzlicheGeldspritze unentdecktblieben.

Ärzteprotestieren
Die Hilfsorganisation ÄRZTE OHNE
GRENZEN hatderPharma-Industrie vor-
geworfen, keineMedikamente oder Impf-
stoffe gegen Krankheiten mehr zu ent-
wickeln, die in der "Dritten Welt" auftre-
ten. Weil die ärmeren Länder für BAYER
keine lukrativen Absatzgebiete darstellen,
schloss der Konzern seine tropenmedizi-
nische Abteilung Ende der achtziger Jah-
re ungeachtet der Tatsache, dass jährlich
eine Million Menschen allein an Malaria
sterben.

VerbraucherschützerInnen
gegenAntibiotika
Eine Sprecherin der ARBEITSGE-
MEINSCHAFT DER VERBRAUCHER-
VERBÄNDE forderte ein sofortiges Ver-
bot von Antibiotika-Gaben in der Tier-
mast. "Hier muss dringend etwas getan
werden, sonst ist es in Zukunft nicht
mehrmöglich, ernsthafte Krankheiten zu
behandeln", sagte sie vor der Presse.
Denn immer mehr Krankheitserreger
reagieren aufden Dauereinsatz von Anti-
biotika in derMassentierhaltungmitResi-
stenzbildungen. Über die Nahrungskette
können Bakterienstämme wie etwa Sal-
monellen dann in den menschlichen
Körpergelangen und unbehandelbare In-
fektions-Krankheiten auslösen. Die Ver-
braucherverbände schließen sich damit
einer langjährigen Forderung der
COORDINATION GEGEN BAYER-GE-
FAHREN an. BAYER istmit seinem sog.
"Veterinär-Programm" einer derweltweit
größten Anbieter von Antibiotika für die
Massentierhaltung.

BAYER in derKritik
Presseberichte über BAYERs Drohung,
wegen der geplanten Ökosteuer Produk-
tionen insAusland zu verlegen, haben zu
einerVielzahl von kritischen Leserbriefen
geführt. Im Leverkusener Anzeiger be-
zeichnen die SchreiberInnen BAYERsEr-
pressungsversuche angesichts erneuer
Rekordgewinne als Farce. Sie verweisen
darauf, dass der Konzern schon in der
Kohl-Ära Tausende von Arbeitsplätzen
vernichtet sowie Entgeltkürzungen vorge-
nommen hat. "Ein Herr Schneider wird
wahrscheinlich nicht mehr dazulernen,
dass Unternehmen in eine Gesellschaft
eingebunden sein müssen", lautet das
bittereFaziteinesderBriefe.

Demogegen Servicepool
"Servicepool = Sklavenmarkt" - Mit
dieser Losung demonstrierten die KOL-
LEGINNEN UND KOLLEGEN FÜR EI-
NE DURCHSCHAUBARE BETRIEBS-
RATSARBEIT, eine Liste fortschrittlicher
GewerkschafterInnen in Leverkusen, vor
dem BAYER-Kasino. Unmittelbarer An-
lass der Protestaktion war, dass die Ge-
schäftsleitung Verhandlungen mit dem
Betriebsrat über diese "Flexibilisierungs-
maßnahme" aufgenommen hatte. Die
Belegschaft wendete sich gegen Pläne

des Chemie-Multis, MitarbeiterInnen, die
Rationalisierungen zum Opfer fallen, zu
SpringerInnen-Kolonnen zusammenzu-
fassen. Die Beschäftigten müssten nicht
nur an wechselnden Arbeitsplätzen arbei-
ten und Lohneinbußen hinnehmen, son-
dern sich auch bereit erklären, bei Ar-
beitsmangel unbezahlten Urlaub zu neh-
men.

Frankreich:
ImkerInnen gegen BAYER
Das französische Landwirtschaftsmini-
sterium hat das BAYER-Pestizid
GAUCHO für die Ausbringung auf Son-
nenblumenfeldern verboten. Im Dezem-
ber 1998 demonstrierten in Paris mehr
als 1 .000 französische ImkerInnen in
voller Montur. Die Zahl der Bienen war
seit 1994 durch den Einsatz dieses BAY-
ER-Giftes um fast40% zurückgegangen.
30.000 Pflanzen sind vom Aussterben
bedroht. Die französischen ImkerInnen
wandten sich mit der Bitte um Unterstüt-
zung an die COORDINATION GEGEN
BAYER-GEFAHREN.

BAYER-Studiekritisiert
Eine "wissenschaftliche" BAYER-Stu-
die zu Pyrethroiden verharmlost bzw. ar-
beitet mit Falschaussagen. Wie genau
das funktioniert, wurde umfangreich do-
kumentiert und von der COORDINATI-
ON GEGEN BAYER-GEFAHREN
(CBG) jetzt in Stichwort BAYER veröf-
fentlicht.

IGBCE-ChefgegenÖkosteuern
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1924 schlossen sich die BASF, BAYER
und HOECHSTzur IG FARBEN zusam-
men, die später das Zyklon B für Hitlers
Gaskammern liefern sollte. Jetzt hat der
Ludwigshafener Konzern vier Historiker
damit beauftragt, die Firmengeschichte
von derUnternehmensgründung im Jahr
1860 bis zur Gegenwart zu erforschen,
wobei der IG-Komplex vermutlich einen
Schwerpunktbilden wird. Einfluss aufdie
historisch-kritische Publikation will die
Konzernspitze nicht nehmen, das ist ver-
traglich zugesichert. Wie unabhängig die
Geschichtswissenschaftler dann wirklich
arbeiten konnten, wird sich zeigen, wenn
das Werk im Jahr 2002 erscheint. Die
COORDINATION GEGEN BAYER-GE-
FAHREN fordert die BAYER AG auf, ihre
dunkle Vergangenheit ebenfalls von Hi-
storikerInnen erforschen zu lassen.

SchnellereZulassungen
Während 1990/91 das Zulassungsver-
fahren für ein neues Arzneimittel durch-
schnittlich drei Jahre dauerte, nahm es
1994/95 nur noch anderthalb Jahre in

Anspruch. Die zähe Lobby-Arbeit von
BAYER & Co., die immer wieder auf
"beschleunigte Verfahren" gedrängt hat-
ten, zahlte sich also aus. Durch diese
"Deregulierung" steigt das Risiko von
Arzneimittelschäden. Schon jetzt sind die
bundesdeutschen Prüfkriterien weitweni-
ger streng als die amerikanischen. Die
dortzuständigeBehördeFDAführt regel-
mäßig Betriebskontrollen durch und
macht ihre MitarbeiterInnen persönlich
haftbar, wenn bei zugelassenen Präpara-
ten unvorhergesehene gesundheitsschä-
digendeWirkungen auftreten.

Chemieerwartet
1 % Produktionszuwachs
Der VERBAND DER CHEMISCHEN
INDUSTRIE (VCI) hat den für das Jahr
1999 erwarteten Produktionszuwachs
von 2 % auf 1 % nach unten korrigiert.
Als Grund wird die Asienkrise angege-
ben. Sie führe zu Preisrückgängen, billi-
gen Importen in die Bundesrepublik und
verleite die Abnehmer von Chemie-Pro-
dukten in Erwartung noch weiter sinken-
der Preise zur Kauf-Zurückhaltung. Für
dieUnternehmen, besonders für dieGlo-
bal Player, bedeutet das immer noch stei-
gende Erträge, so hat BAYER-Chef Dr.
Manfred Schneider seinen Aktionären für
1998 wieder ein Rekordergebnis in Aus-
sicht gestellt. Nichtsdestotrotz nahm VCI-
Präsident Hans-Dieter Winkaus die
1999er-Prognose zum Anlass, die Ver-
nichtung von ca. 7.000 Arbeitsplätzen
anzukündigen.

Die Beiträge sind
Veröffentlichungen der

Coordination gegen
BAYER-Gefahren

entnommen.

Eine "echte"
Themenredaktion,die

die Beiträge sichtet,
zusammenstellt,ergänzt

usw.,fehlt noch. Wer
diese Arbeit,möglichst in

enger Zusammenarbeit
mit der CBG,

übernehmen möchte,
sollte sich melden.

10,7 %, was neben sinkenden Rohstoff-
kosten vor allem auf "Rationalisierungs-
maßnahmen" zurückzuführen ist.

Umweltbericht"vorbildlich"
In einer Dokumentation vorbildlicher
Umweltberichte, der ein Geleitwort der
Ex-Umweltministerin Angela Merkel
vorangestellt ist, klopft sich die Industrie
mal wieder selber auf die Schulter. Im
Abschnitt über BAYERs 97er Umweltbe-
richt - ein neuer ist erst für das Jahr
2000 angekündigt - findet man außer
Luftblasen wie "So hat beispielsweise je-
der Beschäftigte in seinem Bereich
darauf zu achten, dass die BAYER-Pro-
dukte bei richtiger Anwendung für
Mensch und Umwelt ungefährlich sind"
nur wenig Handfestes. Auch was das Le-
verkusener BAYER-Propagandazentrum
"Baykomm" oder die BAYER-Nachbar-
schaftspostille direkt mit Umweltschutz
zu tun haben sollen, erschließt sich dem
interessierten Lesernicht.

BASFengagiertHistoriker

BUKOkritisiert
EMEA-Informationen

Die europäische Arzneimittelbehörde
EMEA (EUROPEAN AGENCY FOR
THE EVALUATION OF MEDICINAL
PRODUCTS) mit Sitz in London ist für
die Zulassung gentechnisch hergestellter
oder sog. "innovativer" Medikamente
zuständig. Nach Vorstellungen von EU
und Pharma-Lobby soll die europäische
Pillen-Industrie durch die Zentralisierung,
Vereinheitlichung und Beschleunigung
der Prüfverfahren besonders auf dem
Gebiet der Gentechnik gegenüber der
amerikanischen und japanischen Kon-
kurrenz gestärkt werden. Die BUKO
PHARMA-KAMPAGNE kritisierte jetzt in
ihrem Pharma-Brief Nr.8/9 die Informa-

tionspolitik der EMEA. So publiziert die
Behörde nur1 % der vorhandenen Infor-
mationen über die Arzneimittel, zumeist
unverfängliche Hersteller-Unterlagen.
Damit bleiben auch "vertrauliche Anga-
ben kommerzieller Art" oder etwa wis-
senschaftliche Kritik an den eingereich-
ten Arznei-Studien im Hinblick auf BAY-
ER Verschlusssache. In einem Gespräch
mit der INTERNATIONALEN GESELL-
SCHAFT UNABHÄNGIGER ARZNEI-
MITTELZEITSCHRIFTEN (ISDB) gelob-
te EMEA-Direktor Fernand Sauer jetzt
Besserung. Er versprach sogar die Veröf-
fentlichung derListemitden abgelehnten
Präparaten. Man wird sehen.

Entschädigungsforderung
Zu dem ersten weltweiten Treffen ehe-
maliger IG FARBEN-ZwangsarbeiterIn-
nen kamen in Frankfurt rund 100 Über-
lebende von Buna/Auschwitz. Dort hatte
die IG ein eigenes KZ errichtet. Auf dem
offiziellen Empfang kritisierte das Mit-
glied des ZENTRALRATS DER JUDEN
IN DEUTSCHLAND, Michael Fried-
mann, dass Holocaust-Überlebende und
Angehörige von Opfern immernoch ver-
geblich auf ein Sühnezeichen in Form
von Entschädigungszahlungen warten.
Der Sprecher des Rates der Überleben-

den, Dr. Karl Brozik, erinnerte in seiner
Rede BAYER, HOECHST und BASF an
ihre Bringschuld. Wiewenig die IG FAR-
BEN-Nachfolger BAYER und BASF in-
des bereit sind, sich ihrer historischen
Verantwortung zu stellen, zeigt ihr Ver-
halten gegenüber dem Veranstalter des
Treffens, dem Frankfurter Fritz Bauer-In-
stitut. Die Organisation hatte die beiden
Konzerne um eine finanzielle Unterstüt-
zung gebeten - BAYER undBASF hielten
es nicht einmal für nötig, aufdie Anfrage
zu antworten.
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umschalten e.V.
Nernstweg 32
22765 Hamburg
Tel. und Fax040/394078

Zeitschriftenschau
Photon (Solarstrom-Maga-
zin) II/99
L Richtlinien für 100.000-
Dächer-Programm
L Marktübersicht Solarmo-
dule 0,075-315W
L Wirtschaftlich betriebe-
ne Solaranlagen
L So verkaufen Sie grünen
Strom

Das Solarzeitalter II/99
L Alkohol als Wasserstoff-
speicher für PKW
L Anbau- und Nutzungs-
konzepte für Biomasse
L Markteinführungspro-
gramm mit Solarpfennig
L Strategie zur Förderung
neuer Energien

Das Wassertriebwerk 5/99
L Energielieferung an
Öko-Strom-Anbieter
L Wasserkraftnutzung in
Österreich
L Bürger-Wasserkraftwerk
in Freiburg
L Umbau von Wasserrä-
dern

Neue Energie 5/99
L 200 Mio. DM Starthilfe
für neue Energien
L Wasserkraftwerk in Bre-
men verzögert
L Stromgewinnung aus
Trinkwasser
L Basel entdeckt die Geo-
thermie

Erneuerbare Energien
5/99
L Ökostromhändler im
Vergleich
L Versicherung von Wind-
kraftanlagen
L Solares Klimatisieren und
Kühlen
L Lärmschutz bei Wind-
kraftanlagen

Der Ökostrom-Händler "Ökostrom
Handels-AG" aus Hamburg hat mit den
Hamburgischen Elektrizitätswerken einen
Reservestromvertrag geschlossen. Der
SPIEGEL vermutete daraufhin einen
Öko-Schwindel, da beim Ausfall des
Windparks im Stadtteil Francop die gut-
gläubigen Kunden direkt aus dem HEW-
Netzmit durchschnittlich 75% Atomstro-
manteil beliefertwürden. Diesem Fall soll
nach Angaben desGeschäftsführers Jens
Peters aber durch Stromlieferungen aus
unter Vertrag genommenen BHKW und
Biogasanlagen und einer weiteren Kapi-
talerhöhung zur Finanzierung neuer Ka-
pazitäten vorgebeugtwerden.

WindkraftfürPolensKüste
Ein Anlagenhersteller aus Baden-Würt-
temberg exportierte im April fünf Turbi-
nen mit je 130 kW nach Polen. In Dar-
lowo nordöstlich von Stettin werden die
Anlagen von einem Elektrobetrieb aus
Warschau betrieben. Die Vergütung be-
trägt etwa 9 Pfg./kWh, was bei einer
Förderung von 70% der Gesamtkosten
aus dem Bonner Eldorado-Programm
wirtschaftlich vertretbar ist. Die installierte
Windkraftleistung in Polen erhöht sich
mit dieser Lieferung von 1,85 MW auf
2,5MW.

12% Windstrom in Sulingen
Die elf Windkraftanlagen auf dem Ge-

Gemeinschafts-
SolaranlageinHamburgMitten imWinterwurde in Hamburg ei-

ne der größten Gemeinschafts-Solaranla-
gen fertiggestellt. Die insgesamt14,3 kW
bzw. 105 qm große Anlage hat brutto
234.000 DM gekostet und erzeugt pro
Jahr über 10.000 kWh sauberen Strom.
Die 168 Module der Firma BP Solar ha-
ben einen Wirkungsgrad von 16,5%.
Aus vergütungstechnischen Gründen ist
das Projekt in drei gleich große Teilanla-
gen zu 4,76 kW unterteilt, die an HEW-
Kunden verpachtet sind. Die Besonder-
heiten dieses Projektes sind die Koopera-
tion zwischen der Stadt und einem priva-
tem Betreiber, der für die Renovierung
der Dachfläche aufgekommen ist und
dem dafür das Dach unentgeltlich zur
Solarstromproduktion zur Verfügung ge-
stellt wird, zum anderen der Tatbestand,

daß das Gebäude von 1905 als Kultur-
denkmal eingestuftwurde und dasDenk-
malschutzamt trotzdem der Errichtung
der Anlage zugestimmt hat. Insgesamt
sind nun 35 Menschen mit durchschnitt-
lich 3.000 DM an dem Projekt beteiligt.
Die mögliche Verlustzuweisung beträgt
innerhalb der ersten vier Jahre ca. 40%.
Über den mit derHEWvereinbarten Ver-
tragszeitraum wird die Verzinsung der
Anteile voraussichtlich 1% p.a. betragen.
Da ein großer Teil der Investitionen über
kurzfristige Kredite finanziert wurde, wer-
den weiterhin Beteiligungen ab 1.000
DM angeboten.

EWSSchönau investiert
Mehr als ein Dutzend Solarstromanla-
gen mit insgesamt50 kWsowiemehrere
Blockheiz-Kraftwerkemit 200 kWhaben
die Schönauer Energieinitiativen bislang
mit den Einnahmen aus ihrem Ökostrom
finanziert. Über die Zusammenarbeit mit
BUND, NaBu undEuroSolarhofftdie In-
itiative, ihren Bestand von 800 Kunden
bzw. 1,6 Mio. Kilowattstunden ausbauen
zu können.

Kleinanlagen
vonÖkosteuerbefreit
Eine Alarmmeldung kam von Solar-
energie-Förderverein aus Aachen: Auch
Solaranlagen müßten ab dem 1.4.99 die
neue Ökosteuer bezahlen, wenn der Er-
trag über 700 kWh liegen würde. Kurz
darauf aber kam die Entwarnung: Alle
Anlagen mit bis zu 700 kW Leistung
sind von der Abgabe ausgenommen.
Der Wirkungsgrad von BHKW muß je-
doch mindestens 60% betragen, bei
mindestens 70% erfolgt sogar eine Be-
freiung von der Mineralölsteuer. Beim
Einsatz von Erdgas entsteht somit gegen-
über dem herkömmlichen Heizkessel ein
Preisvorteil von 0,68 Pf/kWh, wobei im
Contracting betriebene Anlagen dem Ei-
genbetrieb gleichgestellt sind. Die Ver-
günstigungen müssen beim zuständigen
Hauptzollamt beantragt werden und wer-
den nachträglich zurückerstattet. Der
Strombezug aus BHKWs ist nun auch
von der Ökosteuer befreit. Dadurch sind
die Rahmenbedingungen für die Nut-
zung dieser Technik jetzt erheblich bes-
sergeworden.

Ökostrom inGroßstädten
In München und Bonn können die
Stromkunden Ökostrom auch von den
jeweiligen Stadtwerken beziehen. Für 3
bzw. 7,9 Pfg./kWh Aufschlag kommt
die Energie in München zu 98% aus ei-
genen Wasserkraft- und Windkraftanla-
gen, diversen Solaranlagen und einer
Deponiegas-Anlage. In Bonn kaufen die
Stadtwerke 500.000 kWh pro Jahr bei
derNaturstrom Rheinland-Pfalz, wohinter
sich die Mann Naturenergie GmbH und
die Koblenzer Elektrizitätswerk- und Ver-
kehrs-AGverbergen.

VirtuelleFachmesse
Windenergie
Seit Mitte März ist die erste virtuelle
Fachmesse zum ThemaWindenergie on-
line zu besuchen. Hier befindet sich ne-
ben rund 550 Unternehmenseinträgen
eine Sammlung von 300 Links weiterer
themenbezogener Internetadressen. In
nur sechs Wochen wurden bereits
12.000 Zugriffe registriert, teil das Ham-
burger Büro "i-s-t Internet Kommunikati-
on" mit.

SolarenergiealsLärmschutz

Ende März baute die Berliner Solon
AG eine 1,2 Kilometer lange Solarstrom-
anlage an derAutobahn zwischen Mann-
heim und Saarbrücken. Die 1 .600 Mo-
dule haben eine Leistung von 100 kW
und erzeugen voraussichtlich jährlich
70.000 kWh Strom. Die Investitionsko-
sten von 5,5Mio. DM werden vom Land
Rheinland-Pfalz und der Pfalzwerke AG
getragen.

NeueLeitungen
= neueWindmühlen
In Niedersachen werden 50 Windmül-
ler selbst für die Verstärkung des
Stromnetzes aufkommen. Zwischen Em-
den und Wilhelmshaven soll an die vor-
handene 110 kV-Trasse eine zweite Lei-
tung angehängt werden. Damit können
rund 100 MW Windkraftleistung zusätz-
lich an das Netz der PreussenElektra an-
geschlossen werden. Die Kosten betra-
gen 13 Mio. DM. Profitieren wird davon
insbesondere ein Windpark vor den To-
ren Emdens mit 42 Windrädern á 1,5
MW. Die Verstärkung der Trasse zwi-
schen Aurich und Norden soll den An-
schluß von weiteren 80 MW ermögli-
chen.

Öko-SchwindelmitÖkostrom?
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werden ab März eine gemeinsame
Vereinszeitschrift herausgeben. Unter-
stützt wird das Projekt vom Bundesver-
bandWindEnergie und demWasserkraft-
verband Dresden. In Sachsen gibt es et-
wa 50-60 Vereine, die sich mit erneuer-
baren Energien beschäftigen, diemeisten
allerdings nur mit wenigen Mitgliedern.
Die Auflage der Zeitung "Energiebün-
del" soll von 500 auf 2.500 Exemplare
erhöht werden. Sie erscheint viermal pro
Jahrundkostet jeAusgabe3,50DM.

DenkmalgerechteSolarmodule
Seit Februar erzeugen zwei neue Solar-
anlagen in Bern Strom auf denkmalge-
schützen Häusern. Die Anlage auf dem
Eidgenössischen Pferdezentrum ist 80,5
kWstark und 835 qm groß, die des Eid-
genössischen Getreidemagazins 200 kW
bzw. 2.050 qm. Die 6.770 und 16.600
einzelnen Elemente werden jährlich etwa
250.000 kWh erzeugen. Durch ihre
Form sind die "Sunslates" der Firma At-
lantis nicht als Module erkennbar. Finan-
ziert wurde die Anlage von der Swissun
AG, die die Anlagen durch den Strom-
verkauf an der Ökostrom-Börse in Bern
refinanziert.

BP kauftSolarex
Das weltgrößte Solarunternehmen mit
20% Marktanteil ist durch die Übernah-
me der Firma Solarex durch BP Solar
entstanden. Die übernommene Firma
gehörte den US-Unternehmen Amoco
und Enron und beschäftigt 600Mitarbei-
ter, bei BP Solar arbeiten bisher 900
Menschen. Die neue Firma wird einen
Umsatz von 150 Mio. US-Dollar haben
und in den USA, Spanien, Indien und
Australien jährlich ca. 30MWGenerator-
leistung produzieren.

Weiden alsEnergielieferanten
Bei Selby in North Yorkshire haben die
Bauarbeiten für ein Holzverbrennungs-
kraftwerk begonnen. Durch eine kombi-
nierte Nutzung von geeigneterTechnolo-
gie und schnellwachsendem sauber ver-
brennenden Weidenholz erscheint die
kommerzielle Stromerzeugung erstmals
in England gewinnbringend. Auf an-
spruchslosen Boden wachsen dieBäume
bis zu 23m hoch. Die FirmaArable Bio-
mass Renewable Energy versucht, die
Bauern im Umkreis von 50 Meilen um
den Standort zu motivieren, auf ca. 500
Morgen die Energiepflanzen anzubauen.
Das Kraftwerk kostet 28 Mio. Pfund und
kann den Strombedarfvon 18.000Men-
schen decken.

Dänen liefernWindkraft
Die Firma MICON aus Dänemark hat

den Auftrag für die Lieferung von 181
Windkraftanlagen mit insgesamt 135,7
MWLeistung ausSpanien erhalten. Süd-
lich von Saragossa sollen sechs Wind-
parks entstehen. Dafür liefert die Firma
BONUS 400 Windkraftanlagen á 2,5
MW nach Japan, die in 20 Windparks
nördlich von Hokkaido errichtet werden
sollen. Der Auftraggeber TOMEN will in
den nächsten 5 Jahren weitere 1.000
Anlagen in Südeuropa errichten. Bahn
fährtmitWasserDieBayernwerkWasser-
kraft AG baut in Bad Abback an der Do-
nau ein neues Wasserkraftwerk, das aus-
schließlich Bahnstrom erzeugen wird. Im
März 2000 soll die Anlage an das Netz
gehen. Derzeit deckt die Deutsche Bahn
AG 12% ihres Strombedarfes aus Was-
serkraft.

Rekordgewinn trotzWindstrom
Den fünften Rekordgewinn in Folge

Literatur
Marktübersicht

Windenergie 1999
Der Bundesverband

WindEnergie hat eine
neue Marktübersicht

herausgebracht. Batte-
rielader,Wind-Pumpsy-

steme und über 100
Windturbinen mit einer
Leistung von 20 Wbis
1.650 kWsind hier mit

Kenndaten,Preisen und
Bezugsadressen aufge-

führt. Zahlreiche Fachbei-
träge zur Planung und

rechtlichen Situation so-
wie nützliche Übersichten

ergänzen dieses Nach-
schlagewerk,das 30 DM

zzgl Versand kostet.
BWE e.V.

Herrenteichsstraße 1
49074 Osnabrück

Fax05 41 / 350 60-30

07.06. in München
"DerStirlingmotor"

Handwerkskammer München/Oberbayern
089/450 981 85

14.06. 19.00 in Hamburg
Landesarbeitsgemeinschaft Energie der

GAL,Geschäftsstelle Speersort

14.06. 19.00 in Hamburg
Vortrag von Herrmann Scheer

ErneuerungderWirtschaftdurchern.
Energien

Hochschule für Wirtschaft/Politik (Großer Hör-
saal),Von-Melle-Park 9,Hamburg

16.06.
Workshop"Energie-Contracting"

Kreditanst. für Wiederaufbau 069/7431 28 88

19.06.-20.06.
"SaubereEnergievonderSonne"

Bildungsstätte Papenburg 049 61/97 88-0

30.06. in Sachsen-Anhalt
MerseburgerSolartag

DGS+ Fachhochschule 0334/6120 0781

01.07.-03.07.
Intern. Fachmesse"SolarEnergy 99"

Berlin (Profair) 051 21 / 524 86

09.07.-10.07.
Hans-E-Mobil 99 (7. Deutsche Solar+ E-

Mobil-Meisterschaft),040/3800143

10.07.-11.07.
Solarfestin Berlin-Köpenick

(IBASolar) 030/65 47-03 37

02.08.-04.08. in Herne,IBA
"VomKohle- insSolarzeitalter" 99

+ EuroSolar 02 28 / 36 12 79 6

biet der niedersächsischen Stadt Sulin-
gen haben 1998 rund 8,1 Mio. KWh
Strom erzeugt und so 1.800 Vier-Perso-
nen-Haushalte ganzjährig versorgen kön-
nen. Vor dem Hintergrund eines stark
rückgängigen Energieverbrauchs von
93,5 Mio. kWh (1994) auf 67,8 Mio.
kWh (1998) deckt der Windstrom inzwi-
schen 12% des Gesamtverbrauches. Zu-
sätzlich erzeugen 29 thermische Solar-
anlagen mit 930 qm Kollektorfläche und
zwei Photovoltaikanlagen mit zusammen
16,3 kWumweltfreundlicheEnergie.

10.000MWWindkraftweltweit
Ende 1998 ist die Windkraft über eine
magische Schwelle geweht: Über
10.000MWWindleistung sind installiert,
zwei Drittel davon in Europa. In einer
Vorhersage für die nächsten fünf Jahre
von BTM Consult ApS bleibt Europa
hierbei Spitzenreiter. Das Unternehmen
schätzt den Zubau bei der Nennleistung
von 1999 bis 2003 auf 21.000 MW,
was die Windenergieleistung auf dem
Globus verdreifachen würde. DasWachs-
tum der neuen Nennleistung betrug
1998 mit 2.500 MW gegenüber 1997
sogar 60%. Der Verkaufswert der bis
2003 zuzubauenden Windstromanlagen
wird laut BTM rund 20 Mrd. US-Dollar
betragen.

Sonnenkollektoren gefördert
Rückwirkend zum 1. Januar fördert die
Bundesregierung thermische Solaranla-
gen mit pauschal 250 DM pro Quadrat-
meter Kollektorfläche. Bei Anlagen über
20 Quadratmeter reduziert sich der Zu-
schuß auf 125 DM. Die Förderanträge
müssen vor der Bestellung der Anlagen
gestellt werden. Der Zuschuß wird nach
Vorlage der Rechnung und Inbetriebnah-
mebescheinigung spätestens bis zum
15.11 .99 gewährt, der Antrag muß aber
bis zum 31. AugustdemAmtvorliegen.

ÖsterreicherbauenWindpark
Ende März begann die Projektierungs-
gesellschaft "Donauwind" in Stein-
berg/Zistersdorf den Bau eines Wind-
parks von 4Anlagen á 600 kWNennlei-
stung. Der Restfinanzierung von 16,8
Mio. Schilling (Gesamtkosten 37 Mio.
ÖS) wurde mit 279 Anteilen von 252
Bürgern aufgebracht. Auf dem 100 Me-
ter hohen Steinberg imWeinviertel sollen
die 70 m hohen Anlagen jährlich insge-
samt 5.268.514 kWh erzeugen und da-
mit den Verbrauch von 1.500 Haushal-
ten abdecken. DasProjektwird vomUm-
weltministerium zu 30% gefördert. Die
Amortisationsdauerbeträgt9-10 Jahre.

"Energiebündel" fürSachsen
Die Energievereine IRES, VEE und IAE

DerTip:
Das besondere Adressenverzeichnis: zum
einen mit thematischen Ansprechpartne-
rInnen und Arbeitskreisen, zum anderen in
vielen Fällen kommentiert. So ist das Heft-
chen der Begleiter für alle, die nach Kon-
takten suchen. Was fehlt: All die ganzen
Pseudo-Umweltorganisationen, die für
konkrete Umweltarbeit aber uninteressant
sind. Dafür finden sich hier aber auch die
Netzwerke z.B. im Anti-Atom- oder Gen-
technikbereich.
52 S.,ca. 800 Adressen,A6. 5DM +Porto

Bestelladresse:
MAUS,Postfach 1818,36228 Bad Hersfeld
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vermeldetdie PreussenElektra. DerEner-
gieversorger hat letztes Jahr sein Ergeb-
nis gegenüber dem Vorjahr um 10,5%
auf 3,4 Mrd. DM gesteigert, und das
"trotz einer Windstrombelastung von
400 Mio. DM", so Unternehmenschef
Hans-Dieter Harig. DieWindkrafteinspei-
sung im Bereich der PreussenElektra (in-
klusive neue Bundesländer) habe sich
um 40% auf 3,2 Mrd. Kilowattstunden
erhöht. Mit 106,2 Mrd. Kilowattstunden
hat der Konzern mehr Strom verkauft als
im Rekordjahr1996.

Energiewende
in Schwäbisch Hall
Ohne Proteste wurde vor zwei Jahren
von der Bevölkerung in Schwäbisch Hall
eine Erhöhung des Strompreises um 0,5
Pfg./kWh akzeptiert. Das Ergebnis kann
sich sehen lassen: Mit Wasserkraft und
Windstrom, Solarenergie, Biogas und ei-
ner Holzvergasungsanlage sollen bald
40 Mio. Kilowattstunden umweltfreundli-
cher Strom gewonnen und damit 22%
des Stromverbrauches von 37.000 Ein-
wohnern gedeckt werden. Schon heute
beläuft sich die Eigenproduktion ausmo-
dernen Blockheizkraftwerken auf 60%.

Die ersten 100 kW Solarstromleistung
waren innerhalb eines halben Jahres er-
richtet, da mit einer Vergütung von 2
DM/kWh ein hoherAnreiz zum Bau be-
steht.

EnergieausbadischemWein
In der Genossenschaft des "Badischen
Winzerkellers" in Breisach werden jähr-
lich etwa 25-30Mio. LiterTraubensaft zu
Wein verarbeitet. Was dabei übrigbleibt,
sind ca. 5.000 Tonnen Trester, also Rest-
stoffe mit einem Wassergehalt von bis zu
70%. Diese Biomasse ist so ener-
giereich, daß 300 Haushalte damit mit
Strom versorgt werden könnten und
gleichzeitig mit der erzeugten Wärme
jährlich 200.000 Liter Heizöl eingespart
werden könnten. Voraussetzung wäre,
daß der Trester zuerst getrocknet wird,
was etwa 20% der Endenergie ver-
braucht. Damit könnte ein Blockheiz-
Kraftwerk von 200 kW Leistung betrie-
ben werden, das Strom und Wärme er-
zeugt. Ein großer Vorteil dieser Techno-
logie ist, daß der Brennstoff problemlos
gelagert und je nach Bedarf verfeuert
werden kann.

Energiewende

Kampagnen: KeineGentechnik
aufkommunale
und kirchlicheFlächen
Angesichts ständig steigender Freiset-
zungen und dem drohenden großflächig-
kommerziellen Anbau genmanipulierter
Pflanzen reicht es in aller Regel nicht
mehr aus, sich vor Ort nur noch passiv
gegen entsprechende industrielle Vorha-
ben zu wehren. Erfolgverprechender
scheint es da schon eher zu sein, die
Kommune und auch die Kirchengemein-
de bereits im Vorfeld dazu anzuregen,
Beschlüsse gegen den Anbau auf eige-
nen Flächen zu fassen.

Gipfel und
Anti-Gentech-Aktionen
Vom 3. bis 4. Juni findet in Köln der
nächste EU-Gipfel statt, 14 Tage später
folgtam gleichen OrtderWeltwirtschafts-
gipfel. Zahlreiche Initiativen haben ge-
meinsam unter derBezeichnung "Bünd-
nis Köln 99" zu Gegenveranstaltungen
aufgerufen, um gegen die Weltwirt-
schaftsordnung und für eine Neugestal-
tung der internationalen Wirtschaftsbezie-
hungen zu demonstrieren. Hinsichtlich
Gentechnik wird ein Stopp jeglicher For-
schung, Produktion und Verwertung
gefordert. Mithilfe gesucht!

Fahrradtour
und SommercampgeGEN
Am 22. Juli startet die diesjährige Fahr-
radtour geGEN in Göttingen mit Ziel
Lüchow im Wendland, wo sich bis zum
1. August ein Sommercamp anschließt.
Die Radtour streift verschiedene Freiset-
zungsfelder einer der weltgrößten Gen-
Saatgutfirmen. Das Camp wird ca. 60
Workshops zu gentechnischen Fragen
und Themen wie Gesellschaftskritik &
Utopien, Widerstand & Ziviler Ungehor-
sam, Frauen &Männerusw. anbieten.

Bestätigung:
Genkartoffel schädlich
Eine internationale Gruppe von Wis-
senschaftlern hat die Erkenntnisse eines
schottischen Biologen bestätigt, wonach
das Verfüttern genmanipulierter Kartof-
feln an Ratten bei jenen Wachstums-
störungen, Schädigung des Immunsy-
stems und eineVeränderung lebenswich-
tigerOrgane hervorruft. Der Biologe war
sofort nach der Veröffentlichung seiner
Ergebnisse im Fernsehen als Betrüger
entlassen worden. Die Gentechnikfirmen
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Themenredaktion
"Gentechnik"

Thomas Schmidt
c/o Umweltwerkstatt

Willy-Brandt-Allee 9
23554 Lübeck

Tel.&Fax0451/7070646

Zeitschriften-
schau:

BioSkop März 1999
L Gentechnik: die landes-
weite isländische Genda-

tenbank (S. 3-4)

GiD 131 Februar 1999
L Schwerpunkt: Embryo-

nenforschung - Jedem
Land seine eigene Em-

bryonenforschung (S. 9-11)

L Das Embryonenschutz-
gesetz. Dokumentation

(S. 12-13)
L Landwirtschaft und Le-

bensmittel – Genkartoffel
hat doch Fehler (S. 17-18)
L Politik und Wirtschaft –
Kontrolle von B-Waffen:

Probleme und Risiken (S.
27-32)

L Mensch und Medizin –
Island: Ein Volk wird ab-
gespeichert (S. 41-44)

GiD 132 April/Mai 1999
Schwerpunkt: Tiere für

Menschen - Mehr Fleisch,
mehr Milch,mehr Krank-
heiten: Tiere in der Land-
wirtschaft S. 7-11 - Gene-
Pharming: Billige und si-

chere Medikamente? Tie-
re für die Pharmaindustrie

S. 12-13
Landwirtschaft und Le-
bensmittel - Freisetzun-

gen in Deutschland:
Übersicht S. 18 - Hochtou-

rig aufden Markt S. 17
Politik und Wirtschaft -

Genomforschung im glo-
balen Überblick S. 40 -

"Die Sitzung ist unterbro-
chen" Biosafety-Protokoll

S.46

Ökologie & Landbau 110,
2/1999

L Gentechnik: Genmani-
pulationen gefährden

Nützlinge (S. 37)

Produktion ihrer Eigenmarken auf Gen-
Soja und Gen-Mais zu verzichten. Skep-
sis dazu aus der Verbraucherinitiative in
Bonn: Die Versprechen würden nichts
kosten. Wesentlich wichtiger sei ein Ver-
zicht auf die chemisch nicht nachweisba-
ren und laut Novel Food Verordnung
nicht deklarationspflichtigen genmanipu-
lierten Zusatzstoffe.

Kennzeichnung
vonGen-Food in England
Seit dem 19. März müssen britische
Restaurants, Cafés, Kioske, Bäckereien
und Delikatessenläden ihre Kunden dar-
über informieren, ob ihre Speisen gen-
technisch veränderte Bestandteile oder
Zutaten enthalten. Die großen Super-
marktketten haben die Kennzeichnung
bereits eingeführt. Zwarmuß dieVerwen-
dung von Gen-Mais und Gen-Soja nicht
auf der Speisekarte von Restaurants auf-
geführt werden. Es genügt ein allgemei-
ner Hinweis auf die Verwendung gen-
technisch veränderter Zutaten. Die Be-
treiber müssen jedoch in der Lage sein,
entsprechende Fragen zu beantworten.
Die Regelung ist in der EU bislang einzi-
gartig. Umwelt- und Verbraucherverbän-
den geht sie trotzdem nicht weit genug,
weil wissenschaftlich nicht nachweisbare
Genmanipulationen (z.B. Speiseöle aus
Gen-Soja) auch nicht angegeben werden
müssen.

Vermarktung einerGesellschaft
Der17. Dezember98 istalsTagmitSi-
gnalwirkung in die Geschichte der Gen-
industrie eingegangen: Erstmals be-
schloß ein Parlament, die Bevölkerung
des gesamten Staates als genetische Da-
tenressourcezu betrachten und sie einem
Unternehmen zur freien, kommerziellen
Verfügung zu stellen. Die Rede istvon Is-
land, wo seitdem der Datentransfer auto-
matisch nach jedem Arztbesuch oderKli-
nikaufenthalt geschieht, falls der Betroffe-
ne nicht ausdrücklich widerspricht. Die
begünstigte Firma deCODE bekommt
die exklusive Kontrolle und Nutzungs-
rechte zugesprochen. Die Protestakti-
vitäten in Island können unterstützt wer-
den perE-mail an dieRegierung.

USA: Streit
ummenschlicheEmbryonen
In den USA ist ein Streit um die Förde-

zur Entlassung: "Wir sind erfreut, daß
diese Art von Falschinformationen im
Namen der Wissenschaft unterbunden
wird."

Bestätigung:
Gefahr imGen-Raps fürBienen
Eine Forscherin des französischen Insti-
tut National de la Recherche Agronomi-
que hat jetzt den Nachweis erbracht, daß
Genraps, in dessen Zellen sogenannte
sogenannte Protease-Inhibitoren herge-
stellt werden, tödliche Wirkung auf Bie-
nen entfaltet. Deren Lebenserwartung
sinkt um 25 % und sie verlieren ihre
Fähigkeit, die Geruchssignale einzelner
Pflanzen zu unterscheiden.

NeuesEU-GesetzzurFreisetzung
Im Februar hat das EU-Parlament einer
Verschärfung der Gesetze zur Freiset-
zung genmanipulierter Organismen zu-
gestimmt. Demnach wird die Freisetzung
zukünftig nur zeitlich befristet erteilt und
alle 7 Jahre nach dem neuesten Stand
der Risikoforschung überprüft. Ferner ist
die laufende Überwachung der Freiset-
zungen vorgesehen. Tauchen neue Be-
denken auf, muß dieZulassung derGen-
saatrückgängig gemachtwerden.

Gen-Wein ausDeutschland
Dieses Jahr sollen in Franken und in
der Pfalz erstmals gentechnisch verän-
derteWeinreben unter Freilandbedingun-
gen getestet werden. Zwischen Veits-
höchstheim undWürzburg sowie bei Sie-
beldingen sollen - vorerst zu Forschungs-
zwecken - jeweils 400 genmanipulierte
Riesling-Rebstöcke angepflanzt werden.
Sie enthalten Gene aus der Gerste, um
Pilzbefall zu verhindern, sowie ein Anti-
biotikaresistenzgen.

Gen-Food amEnde?
Als erster deutscher Lebensmittelher-
steller will jetzt Tiefkühlkostproduzent
"Frosta" aus Bremerhaven auf gentech-
nisch hergestellte Produkte soweit irgend
möglich verzichten. Zuvor hatten bereits
neun der zehn großen britischen Han-
delsketten sowie Unternehmen in Irland,
Frankreich, Belgien, Italien, Österrreich
und der Schweiz angekündigt, bei der

rung der Forschung an Embryonenzellen
mit öffentlichen Geldern ausgebrochen.
Während63NobelpreisträgerInnen diese
fordern, kritisieren 70 Kongreßmitglieder
dieses Ansinnen. Bisher ist eine solche
Förderung verboten, wenn die beabsich-
tigte Forschung zu einer Verletzung oder
Zerstörung der Embryonen führt. Der
Streit entzündet sich an ersten Ausnah-
men von derbisherigen Regelung.

2. - 4.7.99 in Bad Herrenalb
"WareErgut.DieMenschenwürde
unddasGeschäftmitdenGenen"

Tagung der evangel. Akademie Baden. Infor-
mationen unter (0721) 9175-357

22.7. - 1.8.99 von Göttingen bis Lüchow
Fahrradtour99geGEN: für gentechnik-

freie Landwirtschaft von Göttingen nach
Lüchowvom 22. - 25.7. plus nachfolgendes
Sommercamp in Lüchow. Informationen im

Web unter http://members.aol.com/genber-
lin/ oder unter (030)6858030

29. - 30.10.99 in Essen
"ForschungamMenschen -Verspre-
chenundRealität",BioSkop - Tagung zur

humangegentischen Forschung.
Informationen unter (0201)5366706

DerdirekteDrahtzuTausenden
vonBasisgruppen

...eineAnzeigeoderKleinanzeige...
ImmerinderpassendenRubrik!!!

Anzeige: ProSpalteundmm: 2,40DM!
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TotgesagterNationalpark
lebt länger
Nun bleibt der Nationalpark Elbtalaue
doch erstmal erhalten. Wider Erwarten
hat der niedersächsiche Umweltminister
Jüttner (SPD) wenige Tage vor Ablauf
der Einspruchsfrist eine Nichtzulassungs-
beschwerde gegen das Urteil des Lüne-
burger Oberverwaltungsgerichts (Ö-
Punkte 1/99 berichtete) eingereicht.

Themenredaktion
"Landschaftund
Naturschutz"
Jörn Hartje
Institut für Ökologie
Turmstr. 14A
23843 Bad Oldesloe
Tel. 04531/4512
Fax04531/7116
joern_hartje@
public.uni-hamburg.de

Interessante
Internetseite:
Informationen zum For-
schungsprojekt"Raub-
tierakzeptanz"
http://www.wsl.ch/land/
evolution/predator

Zeitschriftenschau
Recht der Natur (Schnell-
brief2/99)
L Novellen zum Bundes-
naturschutzgesetz und
Novellierungsforderungen

Politische Ökologie
L Schwerpunkt: Wa(h)re
Wildnis

Jüttner, der mehrfach betont hatte, kein
Interesse an einer weiteren gerichtlichen
Auseinandersetzung zu haben, möchte
Nationalparke lieber politisch durch Ge-
setzesänderung absichern. Auf Drängen
der anderen Umweltminister aufderUm-
weltministerkonferenz wurde Jüttner zu
diesem Einspruch gebracht. Das Ober-
verwaltungsgericht kann sich aber erst
nächstes Jahr mit diesem Fall beschäfti-
gen.

BestesNationalpark-Foto
Insgesamt 25.000,- DM winken Foto-
grafen, die gute Fotos aus Nationalpar-
ken zu bieten haben. Zusätzlich werden
dieSiegerfotos in Geoveröffentlicht.

Fehmarn-Belt-Querung:
Brückeerzeugtnichthinnehmbare
ProblememitdemVogelschutz28. Januar 1999: In die Diskussion um eine feste Fehmarn-Belt-Querung werden nach Ansicht des Naturschutz-

bundes Deutschland, Landesverband Schleswig-Holstein (NABU) gegenwärtig die negativen Auswirkungen dieses
Projektes fürNaturundUmwelt in dieArgumentation kaum einbezogen und in derBetrachtung deutlich vernachläs-
sigt. Dem Fehmam-Beltkommtnämlich eineSchlüsselfunktion im ZugarktischerWasservögel zu.
Der Name "Vogelfluglinie" für diese
Verbindung zwischen Schleswig-Holstein
und Skandinavien macht dies deutlich.
Alljährlich queren vermutlich 6-10Millio-
nen Enten, Gänse, Wat- und Möwenvö-
gel den Fehmarn-Belt in Längsrichtung
auf ihrem Zug ins Wattenmeer oder in
die arktischen Brutgebiete. An keiner an-
deren Stelle Mitteleuropas bündeln sich
die Zugwege derart stark wie im Feh-
marn-Belt, da zu denWasservögeln auch
etliche Millionen Landvögel aus Skandi-
navien kommen, darunter 20-30.000
Greifvögel.
Wasservögel ziehen meist sehr niedrig
über dasWasser und steigen vorHinder-
nissen, wie sie Brückenkonstruktionen
darstellen, in kräftezehrenden Steigflügen
auf, um das Hindernis zu queren. Unbe-
kannt ist dabei, welche Routen im Belt
die meisten Vögel nutzen, ob nördlich
oder südlich der Hauptschiffahrtsroute
oder in der Mitte des Beltes. Bisher
scheint es, daß vor allemWindstärke und
-richtung den Weg der Zugvögel vorge-
ben. Der Einfluß, der von Brücken aus-
gehen kann, ist bereits sichtbar: Aus dem
Kalmarsund (Öland) ist bekannt, daß et-
wa Eiderenten nicht oder nur in geringer
Zahl unter der Brücke hindurchziehen.

Die Bedeutung dieses Sundes als Zug-
weg hatmit dem Bau der Brücke in die-
sem Gebiet deutlich abgenommen. In-
zwischen mehren sich zudem wissen-
schaftliche Befunde, die belegen, daß er-
heblich mehr Vögel zunehmend an in
größerer Zahl errichteten Großkonstruk-
tionen wie Brücken und Windkraftanla-
gen umkommen als bislang angenom-
men. Dies zeigte sich bei Untersuchun-
gen etwa an Gänsegeiern in Spanien
oder in Hessen, wo jüngst ein seltener
Schwarzstorch an einer Windkraftanlage
verunglückte, sowie im Kreis Plön nach
Zugnächten mit Nebel, als etliche Dros-
seln beim Anflug getötet wurden. Der
NABU gehtdaherdavon aus, daß es auf-
grund der gewaltigen Höhe der Anlage
und unter Berücksichtigung der Tatsa-
che, daß ein Großteil des Vogelzuges
nachts stattfindet, es bei einer Brücken-
konstruktion über den Fehmarn-Belt zu
einer äußerst hohen, nicht akzeptablen
Zahl von Vogelschlagopfern kommt. So-
fern dieVögel nichtmit derBrückenkon-
struktion selbst kollidieren, werden dabei
Einrichtungen gegen starken Wind oder
die auf der Brücke fahrenden Fahrzeuge
zu tödlichen Hindernissen. Schon heute
ist dieser Effekt deutlich zu sehen: Auf

derFehmarn-Sundbrücke, die einen Zug-
weg von vergleichsweise geringer Aus-
prägung kreuzt, liegen in der Regel etli-
che totgefahrene oder anderweitig ve-
runglückteVögel.
Bei den weiteren Planungen zu einer
festen Beltquerung fordert derNABU da-
her, dem Thema "Vogelschutz / Zugvo-
gelschutz" eine besonders hohe Priorität
zuzumessen. Aus Sicht des NABU ver-
bieten sich alle Brückenkonstruktionen
aus Gründen des Zugvogelschutzes da-
her von selbst. Darüber hinaus trägt der
NABU auch verkehrspolitische Beden-
ken vor: Der Bau der Fehmarn-Beltque-
rung zieht den Ausbau von Straßen- und
Schienenwegen in Schleswig-Holstein
nach sich, der sich in den davon betroffe-
nen Bereichen negativ auswirken wird.
Mit dem Bau eines Tunnels als Straßen-
verbindung ist daneben eine weitere er-
hebliche Steigerung des Güterlastver-
kehrs zu befürchten, der Schleswig-Hol-
stein endgültig zum Transitland verkom-
men läßt, da auch Auswirkungen insbe-
sondere im Bereich der Ferieninsel Feh-
marn auf die Attraktivität als Tourismus-
land unvermeidbarsind.
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FreieFahrtfür
Container-Riesen
Der Elbvertiefung steht nichts mehr im
Weg: Gegen das Ausbaggern der Fahr-
rinne für die großen Containerschiffe
zwischen Hamburg undCuxhaven hates
keine Klagen beim Oberverwaltungsge-
richt gegeben. Der BUND betonte er-
neut, das dieses Projekt negative Auswir-
kungen auf die Schutzgebiete an der El-
be haben wird. Wegen der schon ge-
schaffenen Tatsachen hatte der BUND
aber keine Klagemöglichkeit mehr gese-
hen. Somit war auch die einmonatige
Auslage der Planungsunterlagen nurMa-
kulatur.

Seminar:
Naturschutz"von unten"
Bei diesem vom Institut für Ökologie
veranstalteten Seminar gab es eine sehr
interessante Diskussion über die Zukunft
des Naturschutzes. Es wurden Möglich-
keiten überlegt, wie die Akzeptanz des
Naturschutzes erhöht werden könne. In-
teressant war auch, daß ein Teilnehmer
berichtete, daß es bereits einige wissen-
schaftliche Untersuchungen gibt, die die
bisherige Naturschutzstrategie mit Ver-
ordnungen und Schutzgebieten als un-
wirksam entlarven und mehr Mitbestim-
mung der Menschen vor Ort fordern.
Wir werden in den nächsten Ö-Punkten
darüber ausführlich berichten. Ab-
schließend wurde von den TeilnehmerIn-
nen eineweitergehendeDiskussion unter
anderem auch in Form eines eMail-Ver-
teilersvereinbart.

Rechtsprechung
Sperrgrundstücke
Das Oberverwaltungsgericht Rhein-
land-Pfalz hat kürzlich einen Antrag auf
vorläufigen Rechtsschutz im Hinblick auf
die geplante ICE-Trasse Köln-Frankfurt
abgelehnt. Damitmußte sich dieWester-
wälder Bürgerinitiative vorerst geschla-
gen geben: Mit dem Bau des Dermba-
cher Tunnels im Rahmen der Eisenbahn-
Neubaustrecke Köln-Frankfurt muß da-
her gerechnet werden. Das Gericht be-
gründete seine Ablehnung damit, daß
das Sperrgrundstück eine geringe wirt-
schaftliche Bedeutung für die BesitzerIn-
nen besäße und daher gegenüber öffent-
lichen Belangen leichter zu gewichten
seien. Sollte sich diese Rechtsprechung
durchsetzen, wäre dies eine Einschrän-
kung des Verfassungsgrundsatzes auch
Schutz des Eigentums und würde die
Möglichkeiten des Erwerbs von Sperr-
grundstücken stark einschränken.

Waldsterben überwunden?
Immer häufiger ist zu lesen, daß das
Waldsterben nur ein Produkt derMedien
war bzw. mittlerweile überwunden sein.
Nicht zuletzt hat das Buch "Ökooptimis-
mus" diesem Märchen Nahrung gege-
ben. Der "Internationale Waldbericht"
der UN-Organisation für Landwirtschaft
(FAO spricht da eine andere Sprache:
jährlich werden 11,3 Millionen Hektar
Wald vernichtet. Jährlich verschwindet ei-
ne Waldfläche doppelt so groß wie die
Bundesrepublik und im letzten Jahr gab
es die schwersten Waldbrände seit Jah-
ren. Zu diesen Bränden kam esvorallem
wegen "Brandrodung, unfachgerechtem
Holzeinschlag und der großflächigen
Umwandlung vonWald in Agrarland".

Zeitschriftenschau

Artenschutzreport
(8/1998)

L Zur Verstädterung von
Vögeln und Säugetieren

L Wie teilbar ist Land-
schaft?

Umwelt-Informationen für
Niedersachsen (46/1999)

L Bodenschutz und
Nachhaltigkeit

Landschaftspflege in
Thüringen (Heft 4)

L Dörfer im Wandel
L Naturschutz in der Kom-

mune

Natur und Landschaft
(3/1999)

L Geschichte der land-
wirtschaftlichen Moornut-

zung
L Mediationsverfahren in

Naturschutzkonflikten
(4/1999)

L Die Avifauna der Re-
genaue vor und nach

dem Bau der A93

Natur (3/1999)
L Naturschutz: "Verliebt in

Lieberose"

Grünstift (1/2 1999)
L Titel Nationalparke in

Gefahr

naturmagazin (1+2/1999)
L Schwebfliegen

Vogelschutz (1/1999)
L Die Blaue Liste

L Der Vogel des Jahres

Die Vogelwelt(I/99)
L Auswirkungen der Alt-

bausanierung aufdie in-
nerstädtische Brutvogel-

fauna

Naturschutzarbeit in
Sachsen (1/1998)

L Naturschutzgerechte
Bewirtschaftung von

Fischteichen

Geographische Rund-
schau (5/1999)

L Weidewirtschaft und
Ökologie

Nationalpark (1/99)
L Alleen - nostalgische

Relikte vergangener Kul-
turlandschaft

Nationalpark Nachrich-
ten (3-4/1999)

L Ein neues Nationalpark-
gesetz

15-17.10.1999 in Bad Blankenburg
InternationaleNaturschutztagung

Probleme des zoologischen und botanischen
Artenschutzes in Europa

Info: Prof. Dr. Gerken,Uni Paderborn. GH,Abt.
Höxter,FG Tierökologie,an der Wilhelmshöhe

44,37671 Höxter,05271/687236

7.10.1999 in Hamburg
52.DeutscherGeographentag:
"Regionalisierung des Naturschutzes"

Infos: Dr. K.-H. Erdmann,Bundesamt für Natur-
schutz,Konstantinstr. 110,53179 Bonn

13.-18.9. in Bayreuth
JahrestagungderGesellschaftfür

Ökologie
GfÖ,BITÖK-Uni Bayreuth,Pf101251,95440

Bayreuth,tel: 0921/555701,
eMail: gfoe@uni-bayreuth.de

Akademie für Natur- und Umwelt
Schleswig-Holstein

1.-2.10.99
NaturschutztageSchleswig-Holstein

Naturschutz im Wald
Info: ANU,Carlstr. 169,24537 Neumünster,

04321/9071-0

ANL

3.-6.9.99
Naturschutzgrenzüberschreitend

Info: Bayerische Akademie für Naturschutz,
Pf1261,83406 Laufen,0868963-0

NNA

3.-4.11.99 Schneverdingen
EthischeBegründungdesNatur-

schutzes
Info: Alfred Töpfer Akademie für Naturschutz,

HofMöhr,29640 Schneverdingen,Tel:
05199/989-0,Fax: 05100/989-46,

eMail: naturschutzakademie-nna@t-online.
de,Internet: http://www.nna.de

Deutschland fördert
Umweltzerstörung in Indien
Mehrere deutsche Firmen (VEW, Bay-
ernwerk, Siemens, HypoVereinsbank)
wollen in Indien ein Staudammprojekt
verwirklichen, welches insgesamt
20.000 Menschen ihrer Heimat berau-
ben würde. Nun haben die Bauherren al-
lerdings den Zorn der Einheimischen auf
sich gezogen, die die Baustelle besetz-
ten. Jetzt steht das Projekt aufder Kippe.
Möglich wurde dieses Staudammprojekt
erst durch die Gewährung einer Hermes-
Bürgschaft durch die Bundesregierung,
die die Firmen vormöglichen Risiken bei
Investitionen im Ausland schützt. Nun
fordert die Umwelt- und Entwicklungsor-
ganisation "Urgewald", diese Bürgschaft
zurückzuziehen und das gesamte Projekt
aufzugeben.

Rehbergstr. 30, 78464Konstanz
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Themenredaktion
"Localeconomy"
Jutta Sundermann
Koburger Str. 9
10825Berlin
Tel. 030/78709077
Fax-3389

Zeitschriftenschau
Contraste Mai 99:
L Wohnprojekte aufdem
Lande (S. 1,7-9)
L Lesung mit P.M. (S. 5)
L Krieg und Kriegsrhetorik
(S. 10-13)

AndersarbeitenodergarnichtVom23. Bis25. April 99 fand in Berlin derKongreß "Anders arbeiten odergarnicht" statt. NorbertTrenkle, Mitar-
beiterbei "Krisis" veröffentlichtedazu folgendeprovokativeThesen (gekürzt):

auf ein Instrument staatlicher Notstands-
verwaltung reduziertsein.
2. Die sogenannte Krise derArbeitsge-

sellschaft ist nichts anderes als eine fun-
damentale Krise der kapitalistisch ver-
faßten Gesellschaft. (...)
3. Diese (...) Krise ist kein plötzlicher,

auf einen Punkt zusammengezogener
Zusammenbruch, sondern ein sich über
mehrere Jahrzehnte hinziehender Zu-
sammenbruchsprozeß. (....) Ein flächen-
deckender Durchschlag der Krise konnte
zunächst noch aufgeschoben werden,
vor allem mit Hilfe einer gewaltigen
Staatsverschuldung und der Aufblähung
des Spekulationssektors. Die Grenzen
dieserAufschubstrategie sind jedoch mitt-
lerweile erreicht. (...)
4. (...) Wenn die AkteurInnen desDrit-

ten Sektors oderTeile davon ihren eman-
zipatorischen Anspruch ernst nehmen
wollen, wenn sie wirklich ein "Jenseits
von Markt und Staat" anstreben dann
müssen sie sich als erstes von jeder Ver-
harmlosungs-Rhetorik verabschieden
und offensiv-unmißverständlich gegen
das warenproduzierende System und sei-
ne Katastrophendynamik Stellung bezie-
hen. Nur von einem solchen Standpunkt
aus kann überhaupt wieder eine ernstzu-
nehmende emanzipatorische Perspektive
entwickelt werden. Denn es gibt kein
"jenseits von Markt und Staat" ohne ein
"gegen MarktundStaat".
5. Notwendig: Eine klare Abgrenzung

von offensichtlich oder weniger offen-
sichtlich kapitalistischen Strategien (Ar-
beitszeitverkürzung, Existenzgeld...) und
Nachbesserungen am System istnötig.

6. Eine emanzipatorische Perspektive
kann deshalb nur in der direkten Aneig-
nung des gesellschaftlichen Reichtums in
seiner stofflich-konkreten From durch ei-
en soziale Bewegung entstehen. Das
heißt: der kapitalistischen Verwertungs-
maschinerie müssen die Produktions-
und Existenzmittel entrissen werden, um
sie selbstverwaltet, kooperativ und be-
dürfnisorientiert für die Entwicklung ei-
nes reichen und selbständigen sozialen
Zusammenhanges jenseits von Markt
undStaatzu nutzen.
Ich spreche hier nicht von der schlech-

ten Utopie einer "alternativen Marktwirt-
schaft" warenproduzierender Selbstver-
waltungsbetriebe, Genossenschaften und
Tauschringe; ebensowenig von einer lo-
kal bornierten Subsistenzwirtschaft auf
bäuerlich-handwerklicher Basis. Die Per-
spektive muß vielmehr sein, neue For-
men und Institutionen direkter sozialer
Kommunikation und Verständigung über
alle gesellschaftlichen Angelegenheiten
zu schaffen, die dem erreichten Stand
der Produktivität, des Wissens und dem
entwickelten Bedürfnisniveau entspre-
chen. Es versteht sich von selbst, daß
dies nicht aus dem Stand möglich ist,
sondern in einem längeren Prozeß und
in beständiger Konfrontation mit der zu-
nehmend verwildernden kapitalistischen
Gesellschaft entwickelt werden muß.
Zunächst aber kommt es darauf an, eine
solche Perspektive des radikalen Bruchs
mit den kapitalistischen Kriterien und In-
stitutionen überhaupt erst einmal wieder
denkbarzu machen. (...)

KreuzbergerTauschring
und dieKirchen undVereine
Im Tauschring in Berlin Kreuzberg tau-

schen rund 400 Mitglieder seit Jahren
Dienstleistungen wie Kinderbetreuung,
Rasenmähen, Computerreparatur und
vieles mehr. Die Marktzeitung informiert
über die Angebote und Gesuche der
Tauschgemeinde und immer wieder lädt
der Tauschring zum "Tausch-Rausch",
einem Sonntagnachmittag, an dem "li-
ve" getauscht werden kann, ein Kennen-
lernen möglich ist, Infos auch für Neu-
einsteigerInnen angeboten werden und
vielesmehr. Seit einiger Zeit ist in Kreuz-
berg etwasNeuesdazugekommen: Beim
Tauschen sind die ersten Kirchen und
Vereine dabei. Natürlich kann die Kirche
niemandem die Haare schneiden, aber

ihr Angebot ist auch nicht unattraktiv: sie
stellt Tauschringmitgliedern Räume z.B.
für Geburtstags- oder Jubiläumsfeste zur
Verfügung. Brauche kann sie HelferIn-
nen, die fürVeranstaltungen Plakate aus-
hängen u.ä. Die intensivere Zusam-
menarbeitmitVereinen aus dem Stadtteil
istnoch imAufbau. Gedacht isthierauch
daran, daß Organisationen mit eigenen
Geschäftsstellen hierRessourcen zurVer-
fügung stellen und selbst anderswo wel-
che nutzen können.

1 . Die Vorstellung, es könnte ein "An-
ders arbeiten" in einem "alternativen"
oder "dritten Sektor" neben der kapitali-
stischen Verwertungsmaschinerie geben,
war schon immer eine Illusion. Denn der
dritte Sektor steht nicht jenseits von
Markt und Staat, sondern ist deren not-
wendige Ergänzung und Existenzbedin-
gung. Er erfüllt die Systemfunktion, all
die gesellschaftlich notwendigen Tätigkei-
ten und Aufgaben aufzufangen, die sich
betriebswirtschaftlich nicht "rentieren",
die der Staat nicht in eigener Regie orga-
nisieren kann oder will und die auch
nicht (oder nicht in ausreichendem
Maße) auf die Familien (und das heißt
immer noch größtenteils: aufdie Frauen)
abgewälztwerden können.
Diese systemstabilisierende Funktion

gewinnt logischerweise im gleichen
Maße an Gewicht, wie immer weniger
Menschen ein Auskommen in der kapita-
listischen Verwertungsmaschinerie fin-
den, weil ihreArbeitskraftdortnichtmehr
benötigt wird. Je weiter die Krise der Ar-
beitsgesellschaft voranschreitet, desto
größer wird auch der ökonomische und
politische Anpassungsdruck auf den drit-
ten Sektor und desto kleiner werden die
ohnehin schon begrenzten Frei- und
Spielräume, die erbarg.
Wenn er also heute staatlicherseits zu-

nehmend als sozialer Puffer entdeckt
wird (wie etwa im Bericht derBayrischen
Zukunftskommission), dann ist das keine
Willkür und kein Mißbrauch, sondern
politisch einfach nur folgerichtig. Organi-
siert sich dagegen kein Widerstand, dann
wird derDritte Sektor bald völlig aufeine
Form prekärer Überlebenswirtschaft und

3. Hess. Tauschringtreffen in
Wetzlar: DebatteumGeld
undTalente
Immer mehr Tauschringe kommen zu

der Diskussion, ob und wieweit ihre
Tauschwährung mit "harter DM" zu
kombinieren ist. Große Tauschringe
überlegen, bezahlte MitarbeiterInnen ein-
zustellen, von außen kommen Anfragen,
ob Tauschringmitglieder die eine oder
andere Dienstleistung gegen Geld ma-
chen könnten - und sofort kommen
Zweifel an der eigenen (Gründungs-)mo-
tivation, Fragen nach juristischer Hand-
habe und Skrupel, letztlich zum schlim-
meren Ausbeuterzu werden.
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Seniorengenossenschaften
Zeit-RentestattGeldrente
Seniorengenossenschaften sind im

Prinzip nur eine Sonderform der
Tauschringe. Sie unterscheiden sich je-
doch grundlegend in einer Zielsetzung:
Tauschringe beabsichtigen einen mög-
lichst regen Umlauf der Verrech-
nungseinheiten, d.h. kein Horten von
Guthaben. Damit soll eine Blockierung
durch den Spareffekt zwischen den Teil-
nehmerInnen verhindert werden. Dieses
Prinzip wurde bei Seniorengenossen-
schaften umgedreht.
Der Grundgedanke ist: Sich in aktiven

Zeiten als LeistungsgeberIn einzubringen
und diese Zeitpunkte für den Bedarfsfall
anzusparen, wenn bei Krankheit oder im
Alter Hilfe benötigt wird. Die Zeit-Punkte
der Seniorengenossenschaft stellen vom
Ansatzher, ähnlich wie bei derGeld-Ren-
te, eine Zeit-Rente dar. Gravierende Un-
terschiede: Die Zeit-Rente wird nur dann
in Anspruch genommen, wenn ein aktu-
eller Bedarf besteht. Darüber hinaus ist
die Zeit-Rente weder von einem Wäh-
rungsverfall noch einem Preisverfall oder
ähnlicher Minderungen durch instabile
Wirtschaftssysteme bedroht. Eine Stunde
hat heute den Wert einer Stunde und in
fünfzig Jahren ist sie immer noch eine
Stundewert. (...)
Im Gegensatz zu den Tauschringen ist

in den existierenden Seniorengenossen-
schaften das Thema Bewertung von Hil-
feleistungen nur selten ein wichtiger Dis-

kussionspunkt. Hier geht es vielmehr
darum, die eingesetzte Zeit, ohne Rück-
sicht auf die Bewertung der ehemaligen
Leistung, später auch wieder in der glei-
chen Anzahl von Zeitäquivalenten zurück
zu bekommen. DieMitglieder derSenio-
rengenossenschaften halten diese Form
der Gegenseitigkeit für viel wichtiger als
den Austausch von Leistungen gleicher
Qualität. Da sich die Wertschätzung von
Leistungen (Hilfen und Betreuung) in
Zeiten von Alter undKrankheit ändert, ist
diese Frage von untergeordneter Bedeu-
tung.
Die Bedeutung von Seniorengenos-

senschaften wird in Zukunft wachsen.
Gerade in einerZeit, wo derAnteil älterer
Menschen im Verhältnis zu jüngeren
wächst, ist es wichtig, neue Formen der
Gestaltung der Altersvorsorge zu finden.
Bekanntlich kann die bestehende Alters-
vorsorge so nicht mehr aufrecht erhalten
werden. Deutlich wird dies beim Abbau
kommunaler Leistungen. Eine sinnvolle
Kommunalentwicklung sollte unter dem
Gesichtspunkt der Zukunftsvorsorge
sowohl Tauschringe als auch Senioren-
genossenschaften als wichtige Partneror-
ganisationen in Sicherungssysteme ein-
beziehen. (...)
Dadurch wäredie Stärkung der lokalen

Ökonomie in einem ungekannten Aus-
maßmöglich. (...)

Ein starkesTrio:
Atomausstieg, Energiewende
und local economy
Atomausstieg hierund jetzt
Das dramatische Trauerspiel der rot-

grünen Bundesregierung um den
Atomausstieg hat einmal mehr deutlich
gemacht, daß das Ende der Atomkraft
weitweg istund nichtvon oben kommen
wird. Natürlich sind die Menschen vor
Ort genauso wie die PolitikerInnen vor
Ort nicht direkt befugt, den Atomausstieg
anzuordnen. Aber sie können ihn "von
unten" ein Stück weit wahrscheinlicher
machen und das große Lügengebilder
von den vielen Sachzwängen in wichti-
gen Stützpfeilern zum Wanken bringen.
Der Atomausstieg beginnt vor Ort, wenn
dasThema Energie konsequent in die ei-
genen Hände genommen wird. In einer

Region können kleineSolarfirmen entste-
hen, die Sonnenkollektoren weiterentwik-
keln und auf die Dächer montieren oder
helfen, daß möglichst viele Menschen es
selbst tun können. Regionale kleine En-
ergiebetriebe können in vielen Ebenen
mitmischen: beim Renovieren und Neu-
bauen von Häusern, bei Energieversor-
gungsplanungen etc. Die Energieversor-
gung jeder Gemeinde kann anders lau-
fen: Es muß noch viele "Schönaus"
mehr geben! In dieser kleinen Stadt im
Schwarzwald kämpfte eine BürgerInneni-
nitiative erfolgreich gegen die Atomstro-
manbieter: Schließlich kauften die
Schönauer Energie Initiativen das
Stromnetz der Stadt und entwickelten ei-
nen sehr schnellen Ausstiegsplan aus
dem Atomstrom für ihre Gemeinde: de-
zentrale regenerative Energien stehen im
Mittelpunkt - ein kleiner, aber wichtiger
Sieg gegen die großen Kapitalisten, hier
die skrupellosen Atomstromer. Wer "lo-

Autor
Klaus Kleffmann,dt.

Tauschringarchiv

3.-6. Juni in Kärnten
Vernetzungstreffen
subsistenzorientierter

OrganisationenundLebensweisen
Kontakt: Reinhard Pichler,Bildungshaus,A-

9313 St. Georgen,++43(0)4213/2046-39 e-
mail: a8801920@unet.univie.ac.at

25. Juni in Hannover
WasfördertdieEU imnächsten

Jahrtausend?
Seminar für Betriebe und Initiativen

Info: netz,0421/794904-4,Fax-6

28. August in Marburg (10-17 Uhr)
HessischesTauschringtreffen

Kontakt: Marburger Tauschring,Univer-
sitätsstr. 60,35037 Marburg,Gabi Hoppach,

06421/15270

24.-26. September in Rostock
BundesweitesTauschringtreffen

Kontakt: Tauschringbüro,E.-Schlesinger-Str.
21,18059 Rostock,0381/4052923

24.-26. September in Berlin
BeyondGrowth

Wachstum,Effizienzsteigerung und
Umweltschutz – paßt das zusammen?

Info. Johannishöhe,Tel. 035203/37181

cal economy" ernst nimmt, kann sich
auch an ein solches Feld heranwagen
und viele Menschen und Gruppen zu-
sammenbringen, die gemeinsam eine In-
itiative starten.

Tausch-System-Nachrichten:
"DasRechtzu tauschen!"
Die DIN-A-5-Broschüre führt ein in die

Rechtsfragen, die Tauschring-Aktiven be-
gegnen können. Über Vorwürfe der
Schwarzarbeit, Besteuerung von Tausch-
Leistungen bishin zu Arbeitsförderung,
DatenschutzundBankengesetz.
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ReferatzumÖkolandbau
imMinisterium
Zum Jahresbeginn 1999 wurde im

Bundesministerium fürErnährung, Land-
wirtschaft und Forsten ein eigenesReferat
für die Bereiche "Ökologischer Land-
bau, extensive Bewirtschaftungsverfah-
ren" eingerichtet. Die wichtigsten Aufga-
bengebiete des Referates umfassen: All-
gemeine und grundsätzliche Angelegen-
heiten des ökologischen Landbaus und
extensiver Bewirtschaftungsverfahren ein-
schließlich spezifischer Forschungsange-
legenheiten, EU- und nationale Angele-
genheiten des ökologischen Landbaus,
insbesondere die Rechtsetzung und Um-
setzung der europäischen Öko-Verord-
nung, Förderungsfragen des ökologi-
schen Landbaus, extensive Bewirtschaf-
tungsverfahren und fachliche Angelegen-
heiten der Absatz- und Vermarktungsför-
derung ökologisch erzeugter Produkte
einschließlich ihrerKennzeichnung.

Kriterienkatalog zurBewertung
der"guten fachlichen Praxis"
Das Institut für ländliche Strukturfor-

schung an der Universität Frankfurt ent-
wickt in Kooperation mit der Universität
Marburg einen Kriterienkatalog zur Be-
wertung der "guten fachlichen Praxis".
Ziel ist es, den wissenschaftlich gesicher-
ten Erkenntnisstand über die direkten
und indirekten Einflüsse der Landwirt-
schaft auf Flora, Fauna und Lebensräu-
me zu dokumentieren, qualitativ und
quantitativ einzuschätzen sowie darauf
aufbauend einen naturschutzfachlichen
Kriterienkatalog zur Bewertung der
"guten fachlichen Praxis" auf Anwende-
rebene zu entwickeln.

Verbraucher fragen vermehrt
Bio-Schweinefleisch nach
Es gibt zu wenig ökologisch gehaltene

Schweine in der BRD. Es wird derzeit
mehr Öko-Schweinefleisch nachgefragt,
als die Ökobauern vermarkten können.
Die Anzahl der Bio-Schweine belief sich
1998 auf rund 0,2 % (gemessen an der
Gesamtzahl). Als Gründe für die bislang
geringe Anzahl von gehaltenen Schwei-
nen gelten die Futtermittel, die bei
Biobauern überwiegend vom eigenen
Hofkommen müssen. Futter vom Grün-
land, das beispielsweise Rindern gefüttert
wird, können Schweine kaum verwerten.
Biofuttergetreide, das Schweine anson-
sten fressen, ist sehr teuer. Unbefriedi-
gend ist die Preissituation. Auch wenn
für Bio-Schweine ein besserer Preis zu
erzielen ist, reichtdieserbei derVermark-
tung über den Lebensmitteleinzelhandel
oftkaum aus, um den Betriebszweigwirt-
schaftlich interessantzu gestalten.

Themenredaktion
"Ökologischer
Landbau"
Johannes Richter
c/o Umweltwerkstatt
Willy-Brandt-Allee 9
23554 Lübeck
Tel.&Fax0451/7070646
jupluebeck@t-online.de

Zeitschriftenschau
bio-land 2/99
L Ziegen und Schafe im
Ökolandbau

Naturlandmagezin 1/99
L Ökologische Aquakultur
L Öko-Buchweizen aus
Rußland
L Lebensmittel ohne Gen-
technik
L Ökologische Waldnut-
zung

Ökologie & Landbau 2/99
L Boden
L Kann Ökologischer
Landbau die Ernährung si-
chern?
L Reines Trinkwasser durch
Ökologischen Landbau

Unabhängige Bauernstim-
me 3/99
L Agenda 2000
L Bauernproteste in Polen
L Ökosteuern und Land-
wirtschaft
L Käfigbatterien
L Preiskampfim Handel
L Regionalentwicklung
L Welthandel/ WTO
L Bio-Getreidemarkt

Unabhängige Bauernstim-
me 4/99
L Agenda 2000
Nationalpark Elbtalaue
L Positionen zum Welthan-
del
L Entschädigung von NS-
ZwangsarbeiterInnen in
der Landwirtschaft

Öko-Prüfzeichen
Die ArbeitsGemeinschaftÖkologischer

Landbau (AGÖL) und die Centrale Mar-
keting Agentur der deutschen Agrarwirt-
schaft (CMA) haben sich Anfang des
Jahres auf die Eckpunkte bei Zusam-
menarbeit erständigt. Die CMA stellt in
den nächsten drei Jahren für die Einfüh-
rung des Öko-Prüfzeichens 5 Mio DM
und der Freistaat Sachsen 1 Mio DM be-
reit. Das Prüfzeichen steht für die Her-
kunft der Erzeugnisse aus ökologischer
Landwirtschaft. Die Vergabe des Zei-
chens erfolgt nach den AGÖL-
Rahmenrichtlinien, AGÖL-Ver-
arbeiterrichtlinien und derEU-
Verordnung über den ökolo-
gischen Landbau. Das Öko-
Prüfzeichen wird zusätzlich

zu den bereits am Markt vorhandenen
Zeichen verwandt Das Prüfzeichen kann
für landwirtschaftliche Rohwaren und
ebenso für verarbeitete Erzeugnisse aus
ökologischer Landwirtschaft verwendet
werden. Es ist als Instrument gedacht, ei-
ne grundsätzlich interessierte, aber bis-
weilen skeptische Verbrauchergruppe zu
gewinnen. Ein einheitliches Zeichen ist
ein Schritt zu mehrAnonymität und Aus-
tauschbarkeit der Erzeuger - dies in Zei-
ten, in denen "Herkunft" als Kaufargu-
ment immer mehr an Bedeutung ge-

winnt. Das Prüfzeichen dient allen-
falls den Lebensmittelketten und
kurbelt die Rationalisierung
an.

ÖkolandbaubeziehtStel-
lungzurAgenda2000

Die deutschsprachigen IFOAM-Regio-
nalgruppen (International Federation of
Organic Agriculture Movements) bezie-
hen Stellung zur Agenda 2000. IFOAM
fordert, daß in den Mitgliedstaaten Akti-
onsprogrammezurFörderung desökolo-
gischen Landbaus eingerichtet werden.
Förderbereiche mit geringer Umweltwir-
kung wie beispielsweise integrierte Pro-
duktion sollten aus den Agrarumweltpro-
grammen herausgenommen werden.
Außerdem sollte in der Agenda 2000
verankert werden, daß der ökologische
Landbau auch in Zukunft ohne Gentech-
nik wirtschaften kann. Dafür müssen

ökologische Züchtung und die Herstel-
lung ökologischer Betriebsmittel finanzi-
ell unterstützt werden. Insgesamt wurden
die Agenda 2000-Vorschläge als halb-
herzig bewertet. Mit der Umsetzung der
Agenda 2000 geraten auch die Preise
für Ökoprodukte verstärkt unter Druck.
Jedoch erbringt der ökologische Land-
bau gesellschaftliche Leistungen in Form
von Umwelt- und Ressourcenschutz, die
auch zukünftig durch staatliche Transfer-
zahlungen honoriertwerden müssen.

BauernunruheinChina
Bauern machen ernst gegen Unrecht

und Korruption in China. In manchen
Regionen haben Tausende von Bauern
demonstriert und wurden durch massive
Polizei-Einsätze von einem Marsch in die
Städte abgehalten. Bei Schlachten mit
der Polizei wurden hundert Bauern ver-
letzt, 80 inhaftiert und sogar ein Bauer
getötet. Der Widerstand richtet sich vor
allem gegen lokale Funktionäre, die will-
kürlich hohe Zusatz-Abgaben verlangten,
Pachtland wegnehmen und widerspensti-

ge Bauern mißhandelten. Nach Auflö-
sung der Volkskommunen erhielt jede
Familie 0,6 ha Land. Von derErntemuß
ca. 1/3 zu Niedrigpreisen an den Staat
abgeliefertwerden, derRestkann frei ver-
kauft werden. Die Erlöse der Bauern rei-
chen nur zum Allernotwendigsten - für
Krankenversicherung, Kauf von Maschi-
nen, Baumaterial oder hochwertigem
Saatgutbleibtnichtsübrig.

DerTip:
Handbuch Angewandter Biotopschutz - dick und recht
teuer ist es, aber das lohnt sich auch. Umfangreiche
Sammlung für den praktischen Biotopschutz,mitökologi-
schen Grundlagen, Kartierungs- und Planungsmethodik,
Durch- und Umsetzung einschl. Rechtsfragen und Finan-
zierungstips, Kartierungsbögen, Gesetze und Beispiele.
Die Loseblattsammlung wird halbjährlich aktualisiert.

Ca. 1100 S., in 2 farbigen Ordnern ... für 178 DM
(bei Abo der Nachlieferungen)

ISBN 3-609-75490-7. Autor: Jörg Bergstedt.

Schnäppchen: Die zentralen Kapitel in einem Hefter! Für
30 DM beim Büchertisch,Ludwigstr. 11,35447 Reiskirchen.
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Großfusion beim Biogetreide
"Der zunehmenden Internationalisie-

rung der Warenströme" haben die Ver-
marktungsgesellschaft Bioland Schles-
wig-Holstein GmbH & Co KG und die
Erzeugergemeinschaft Biokorntrakt
GmbH Rechnung getragen und fusio-
nierten zur Bio-Produkt-Nord-Ost OHG
mit 20.000t ökologisch erzeugtem Spei-
se- und Futtergetreide aus 120 schles-
wig-holsteinischen, niedersächsischen
und brandenburgischen Betrieben. In der
Vermarktungsgesellschaft Bioland
Schleswig-Holstein war bereits der Ge-
treidevermarkter der niedersächsischen
BiolandNordGmbH aufgegangen.

BrunoFischervon
De-Vau-Geübernommen
DieNaturkostfirmaBruno Fischerwur-

de von dem Lüneburger Reformwaren-
hersteller De-Vau-Ge Gesundkostwerk
GmbH übernommen. Nach Angaben
von Bruno Fischer waren keine wirt-
schaftlichen Zwänge ausschlaggebend.
"Den Ausverkauf der Branche" befürch-
tet allerdings Susanne Schöning Ge-
schäftsführerin von Zwergenwiese. De-
Vau-Ge hat mit der Neuform-Marke gra-
noVita in der Reformbranche einen
Marktanteil von rund 10%, die bereits
1998 Martin Evers Naturkost aufgekauft
hatte. Neben dem damitweiter fortschrei-
tenden Konzentrationsprozessen in der
Naturwarenbranche "nervt" auch die
Nähe von De-Vau-Ge zu der Religiösen
Sekte "Gemeinschaft der Siebenten-Ta-
ges-Adventisten"

Nordmilch durch Großfusion
Nach einer Großfusion entsteht eines

der 15 weltweit größten Molkereiunter-
nehmen in Norddeutschland. Im Juni
diesen Jahres soll rückwirkend zum
1.1 .99 der Fusionsvertrag der 5 Molke-
reifirmen für das neue Unternehmen
Nordmilch eG unterzeichnet werden.
Bisher arbeiten in den 17 Betriebsstätten
4.000Menschen. In Niedersachsen wird
derzeit um die Bio-Molkerei Extertal-Ha-
meln eG gebangt. Hameln ist mittlerwei-
le die einzige größere Molkerei in Nie-
dersachsen, die Biomilch getrennt verar-
beitet, nachdem die Wendlandkooperati-
ve im April 98 von der Wendland-Milch
eG in Lüchow nach Hameln gewechselt
ist. 1997 hatten sich die Molkereigenos-
senschaften Extertal und Hameln zusam-
mengeschlossen und bereiten jetzt eine
Fusion mit der Humana Milchunion vor.
Das Werk Hameln wird vermutlich ge-
schlossen, die Biomilch in Extertal und
die überschüssige Milch im Humana-
Werk Herford zu Bio-Milchpulver verar-
beitet.

Pestizidebelasten
Bauernkinder
Eine Studie, die in der Zeitschrift des

National Institut of Environmental Health
Science (USA) vorgestellt wurde, zeigt,
daß Kinder deren Eltern auf einem land-
wirtschaftlichen Betrieb arbeiten und de-
ren Wohnung sich in unmittelbarerNähe
zu landwirtschaftlich genutzten Flächen
befinden, einem erhöhten Risiko der Be-
lastungmitPestiziden ausgesetztsind. Im
Hausstaub von Vergleichsfamilien wur-
den wesentlich weniger Pestizidrückstän-
de gefunden. Eine beträchtliche Menge
von Pestiziden können sich im Haus-
staub von Haushalten in ländlichen Re-
gionen anreichern: Der Innenraumstaub
enthält sehr viel mehr Pestizidrückstände
alsBodenproben außerhalb desHauses.

Pestizidverbrauch steigt
Nachdem in der ersten Hälfte der

neunziger Jahre der Einsatz von Pestizi-
den in derLandwirtschaftderEU zurück-
gegangen war, hat er 1996 wieder zuge-
nommen. Die kürzlich von dem Statisti-
schen AmtderGemeinschaften veröffent-
lichten Zahlen zeigen, daß Belgien und
die Niederlande den höchsten Verbrauch
bezogen auf die Anbaufläche hatten. Die
belgische Landwirtschaft hatmehr als 12
kg Pestizide je Hektar Anbaufläche ver-
braucht, die Niederlande liegen noch
über 10 kg. Weit dahinter folgen
Großbritannien mit knapp 6 kg gefolgt
von den andern Staaten. In den Jahren
1991 bis 1996 war der Verkauf von Pe-
stiziden vor allem in denjenigen EU-Län-
dern zurückgegangen, die konsequente
Maßnahmen zur Reduzierung ihrer An-
wendung verabschiedet hatten: Finnland,
die Niederlande, Dänemark und Schwe-
den.

Insektizidemachen
Schafzüchterdepressiv
Tausende von Schafzüchtern in

Großbritannien leiden unter schweren
Depressionen, Gedächtnisschwäche und
Schlaflosigkeit. Ursache sind offenbar
chemische Mittel, mit denen sie ihre
Schafe gegen Parasitenbefall behandeln.
Möglicherweise beeinträchtigen in den
Insektiziden enthaltene sogenannteOrga-
nophosphate das menschliche Gehirn
und lösen die Leiden aus. Bislang könne
den Betroffenen medizinisch nichtausrei-
chend geholfen werden, da es unklar sei,
wie die richtige Behandlung aussehen
solle.

Weitere Informationen
im Internet unter:

www.soel.de/aktuell

17. & 18.6. in Eichenhof/ Rommersheim (RLP)
DieAckerkratzdistel - "Problemun-
kraut" imÖkolandbau?&Ökologi-
scheBodenbewirtschaftung

Seminar mit Vorträgen,Feldbegehung und
Maschinendemonstration. Stiftung Ökologie

& Landbau,Ulrich Hampl,06322-8666

19.- 20.6. in Neumünster
Ökowein inTheorieundPraxis

Akademie für Natur und Umwelt,
04321-9071-0

22.- 23.6. in Schöntal/Jagsttal
RegionalentwicklungfürNaturund

Landschaft
Perspektiven und Erfahrungen in der

Regionalvermarktung
Fritz-Gerhard Link,Akademie für Natur- und

Umweltschutz,0711-126-2816

12.- 17.7. in Stücken
HeuerntemitZugpferdeinsatz

Erich Degreif, ,033204-356-48

18.-23.7. in St. Gallen
7. Europäischer Vegetarierkongreß

European Vegetarian Union,Bluetschwitzer-
weg 5,CH-9443 Widau/ St. Gallen

11.- 13.8. in Grünberg /HES
ÖkologischerZierpflanzenanbau

Seminar
Ulrike Fischer,06441-9289256

Ab September in Bad Filbel
WeiterbildungsjahrimBiologisch-

DynamischenLandbau
für GärtnerInnen und Landwirte

Landbauschule Dottenfelder Hof,
06101-529618

UnsereSpezialitäten:
UmfassendeGutachten
undKonzepte, indenen
dieverschiedenen
Umweltbereiche
verknüpftwerden.

ZumBeispiel für:
Gemeinden
Kirchengemeinden
Firmen
VerbändeundVereine
LandwirtInnen
undvieleandere

Außerdem: Beratung für
Umweltgruppen,Vorträge und
Seminare. Veröffentlichungen.
Umweltbildung.

Gegen 2,20 DM in Briefmarken
schicken wir Ihnen unsere
Angebote zu.

Institutfür Ökologie
Turmstr. 14 A
23843 Bad Oldesloe
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Themeredaktion
"Politikvonunten"
Jörg Bergstedt
Ludwigstr. 11
35447 Reiskirchen-Saasen
Tel. 0171/8348430 und
06401/90328-3,Fax-5
projektwerkstatt_sa@
apg.wwbnet.de

Zeitschriftenschau
mitarbeiten 1/99
L Bürgerstiftungen (S. 1+2)
L Von der Erwerbs- zur
Tätigkeitsgesellschaft
(S. 3)

zeitschrift für direkte
demokratie 1/99
L Zukunft von Mehr
Demokratie? (S. 4-5)
L Rot-grün (S. 6-7)
L Berichte von
Entscheiden
(international,S. 13-17)
L Berliner Senat lehnt
Volksinitiative ab (S. 18+19)
L CSU führt Klauseln ein
(S.20+21)
L Die sanfte Revolution
der Bürgerbewegungen
(S. 27-30)

Rundbrief
Bürgerbeteiligung 1/99
L Berichte aus versch.
projekten
L Agenda-Arbeit
L Expo als
Bürgerbeteiligung
L Bürgergesellschaft
Regionen der Zukunft

Euopäisches
Demokratienetzwerk
Unter dem Titel ICC ("Inter Citizen's

Conference") wurde 1995 ein Verband
gegründet, dem zur Zeit 35 Nichtregie-
rungs-Organisationen aus 10 Ländern
angehören. Aus Deutschland sind die
Stiftung Mitarbeit, die Humanistische
Union undMehrDemokratie e.V. dabei.
Der Name lehnt sich bewußt an die

Namensgebung ICC= InterGovenmen-
tal Conferences an, um der Regierungs-
seite ein Gegengewicht entgegenzuset-
zen. Die Koordination des Netzwerkes
liegt zur Zeit bei Mehr Demokratie in
Berlin.

Zukunftsdebatte
bei MehrDemokratie
Recht frühzeitig beginnt bei Mehr De-

mokratie e.V. eine Zukunftsdebatte für die
Zeit nach der Durchsetzung des bundes-
weiten Volksentscheids als Mittel demo-
kratischer Abstimmungen. Als Idee wur-
de jetzt die Umwandlung in eine Stiftung
vorgestellt – das Ganze wurde für das
Jahr2003 (!) abgeschätzt.

NeueMehr-Demokratie-
Landesverbände
In Sachsen und Schleswig-Holstein

gibt es neue Adresse und Zusammen-
schlüsse. Während der sächsi-
sche Verband bereits am 10.
Oktober gegründet wurde, steht
die in Schleswig-Holstein für
den 29.5. an, also kurz nach
Druck der"Ö-Punkte".

Kontaktadressen sind:

Kein
AusländerInnen-Abstimmrecht
Auf der Frankfurter Bundes-Delegier-

tenversammlung von Mehr Demkratie
e.V. wurde der Vorschlag, auch das Ab-
stimmrecht für AusländerInnen bei der
Volksinitiative zu berücksichtigen, ver-
worfen. Damit wird der Vorschlag für die
Einführung eines Volksbegehrens in
Deutschland die auch für das normale
Wahlrecht typische Zweiteilung in Wahl-
berechtigte und Nicht-Wahlberechtigte
enthalten.

Berichte von Entscheiden
DerAppetitkommtbeimEssen?Der Blick auf die Erfahrungen mit BürgerInnenentscheiden ist weiterhin das beste Werbemittel für dieses Instru-

ment. Während oftKritik geäußertwird, daß Volksabstimmungen (rechte) populistische Positionen stärken könnten,
zeigt sich in der Praxis dasGegenteil: Aufgrund dermeist intensiven Diskussion setzen sich Argumente gegen Paro-
len und gezielt geschürteÄngste durch. Besser als dort, wo am Ende Parlamente oder undurchsichtigeMachtkreise
entscheiden, kann bei Entscheiden eine breite Debatte inganggesetzt werden und sich so auch politische Meinung
bilden.
BürgerInnenbegehren gegen
Fixerstuben vordem Scheitern
Die Ö-Punkte 1/99 berichteten über

die drei Verfahren in Hamburg. Während
sich eines durch das finanzielle Aus der
Einrichtung erledigt hat, hat ein anderes
Begehren die notwendige Unterschriften-
zahl nicht zusammenbekommen. Und
auch beim dritten ist diese nur knapp
überschritten worden, so daß durch dop-
pelte Eintragungen und ungültige Unter-
schriften auch hier das Ende noch vor
derAbstimmung eintreten kann.

RettetdasElbufer
Die BürgerInneninitiative ist in der

Endphase des Unterschriftensammelns,
mit dem nicht nur der Vorschlag der In-
vestoren zum Altonaer Holzhafen abge-
lehnt werden soll. Die BürgerInnen ha-
ben eine eigeneAlternativplanung vorge-
legt und werben für diese unter anderem
mit einem großen Modell. Auch hier hat
die Möglichkeit eines Entscheids eine
breitereöffentlicheDebatte bewirkt.

Aids-Hilfe für
männlicheProstituierte
Heiß umstritten war die Idee der Stadt

Zürich für eine Kampagne zur Aids-Auf-

klärung. Jetzt sprachen sich die Bürge-
rInnen mehrheitlich für das "Stricherpro-
jekt Herrmann" aus, mit dem männliche
Prostituierte über die Aids-Gefahren auf-
geklärt werden sollen. Damit verlor die
(rechte) populistischePosition.

PuertoRicobleibt
außerhalb derUSA
Zum dritten Mal lehnten die BürgerIn-

nen der Karibikinsel ihren völligen An-
schluß an dieUSAab.

KeineweitereLiberalisierung
derDrogenpolitik
Abgelehnt haben die SchweizerInnen

mit 73,9 Prozent das Volksbegehren
"Für eine vernünftige Drogenpolitik".
Hier setzte sich die konservative Linie
durch – was im parlamentarischen Raum
jedoch auch derFall gewesen wäre.

OceanParknichtgestoppt!
In Bremerhaven sollte der teure Frei-

zeitpark per BürgerInnenentscheid ge-
stoppt werden. Bei der Abstimmung be-
teiligten sich 49,2 Prozent der Stimmbe-
rechtigten, davon votierten 56 Prozent
für den Park. Das reichte nicht, um die
Zustimmungsklausel von 30 Prozent zu

überspringen. Für die parkbefürworten-
den PolitikerInnen jedoch reichte dieses
Votum. Sie fühlten sich bestätigt, der
Park soll gebautwerden.

BürgerInnen-Aus für
FRM inGarching
Eine hauchdünne Mehrheit der Gar-

chinger BürgerInnen votierte gegen den
Atom-Forschungsreaktor in ihrer Stadt –
und zeigten damit, daß auch hier eine öf-
fentliche Debatte Meinungen verändern
kann, die Überlegenheit der mit Beste-
chungs- und PR-Geldern ausgestatteten
Atomlobby einbrechen kann. Leider ist
der Beschluß wenig wirksam, da die
StadtnurbegrenzteKompetenzen hat.

Schuldenabbau inMünchen
Die Initiative, die einen Plan zur Ent-

schuldung von Münschen vorschlägt, hat
inzwischen die Unterschriften gesam-
melt. Voraussichtlich im Juni soll abge-
stimmtwerden. Das Begehren ist ein un-
gewöhnlicher Vorgang: Erstmals mi-
schen sich BürgerInnen konsequent in
das komplexe Thema der Buchhaltung
einer Gemeinde ein – sicher ein Ent-
scheidmitSignalwirkung.
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Materialien

Im Sommer wird das Insti-
tut für Ökologie,Fachbe-

reich "Politik und Wirt-
schaft" ein Positionspapier

zur Direkten Demokratie
einschließlich der Kritik an

anti-emanzipatorischen
Ausformungen vorlegen.

Bezug gegen 3 DM in
Briefmarken beim Institut
für Ökologie,Turmstr. 14A,

23843 Bad Oldesloe.

Außerdem dort zu be-
kommen:

direkte demokratie
Broschüre zu Hintergrün-

den,Verfahren usw. – gut
geeignet für

PraktikerInnen
A4,5 DM.

Ö-Punkte mit Schwer-
punkt "Direkte Demokra-

tie" (Heft 2/1998)
Praxistips und Beispiele

A4,5 DM

Aktionsmappe Umwelt
Praxisleitfäden,u.a. auch

zu Beteiligungsrechten
usw.

A4-Ordner,29,80 DM

Reader "Politik von unten"
Material- und Textsamm-

lung zum Thema
A4,12 DM

Transrapid: 123.000
Unterschriften ohneWirkung?
Die Berliner ParlamentarierInnen se-

hen mehrheitlich keinen Grund, über
den Transrapid neu nachzudenken. Nur
Grüne und PDS stimmten dem Ansin-
nen der Volksinitiative gegen den Trans-
rapid zu, obwohl einige SPDlerInnen so-
gar mit Unterschriften gesammelt hatten,
nun aber im Abgeordnetenhaus gegen
ihreigenesAnliegen stimmten.
Da es in Berlin keine Möglichkeiten

zumVolksentscheid gibt, sind die Rechts-
mittel mit dieser Volksinitiative ausge-
schöpft. Der Transrapid kann damit nur
noch an wirtschaftlichen Fragen oder po-
litischen Mehrheitsänderungen scheitern.

Bayern: CSUführtQuorum ein
Nachdem das bayrische Verfassungs-

gericht den 1995 mehrheitlich von den
BürgerInnen abgestimmten Volksent-
scheid aufgehoben hatte, führte jetzt die
CSU eine Neuregelung ein, nach der
auch in Bayern in Zukunft eine Mindest-
wahlbeteiligung erreicht werden muß.
Dabei hatte in derVergangenheit die Be-
teiligung durchschnittlich über 50 Pro-
zent gelegen, war also überraschend
hoch und auch konstant.
Mit der Einführung von Quoren wer-

den vor allem Manipulationsmöglichkei-
ten geschaffen. Wer einen Entscheid ver-
hindern will, stimmt künftig nicht mehr
mit "Nein", sondern ruft zum Boykott
auf oder verhindert eine öffentliche Wer-
bung fürdieAbstimmung, legtdiese zeit-
lich in die Sommerferien usw. Quoren
bieten vor allem Möglichkeiten für
politischeTricks, sie sind, keine Stärkung
der Demokratie. Mehr Demokratie in
Bayern will einen neuen Volksentscheid
darüber einbringen, wie das Abstim-
mungsrecht in Bayern künftig geregelt
werden soll.

25. Juni in Bremen
Symposium "Volksentscheide"

PolitischeErfahrungenundrechtliche
Möglichkeiten

Info: Mehr Demokratie,0421/24217-8,Fax-2

25.-27. Juni in Bergneustadt
Tagung"Initiativwerden fürmehr

Demokratie"
(Open Space)

Mehr Demokratie,0234/973020-6,Fax-7

3./4.7. in Frankfurt
BundesvorstandMehrDemokratie

(offen auch für Nicht-Mitglieder)
Info: Bundesbüro,089/8211774

30.7. bis 8.8. nahe Hannover
AnarchistischesSommercamp
Inhaltliche Auseinandersetzungen zur

Anarchie als Reinstform der Gesellschaft von
unten

Info: 0531/82909,Fax896677

26.-28. November in Loccum
Bundestagung"Modellederlokalen

Bürgerbeteiligung"
Stiftung Mitarbeit,0228/60424-14,Fax-22

BerlinerSenat
lehntVolksentscheideab
Am 2. Februar hat der Berliner Senat

auf Empfehlung des Innensenators Eck-
hardt Werthebach den vorgelegten Ge-
setzentwurf zum landesweiten Bürgerent-
scheid als verfassungswidrig abgelehnt.
Streitpunkt ist ein Artikel in der Berliner
Verfassung, der Volksbegehren zur Ver-
fassung verbietet. Damit ist das alleinige
Entscheidungsrecht des Parlamentes ge-
sichert einschließlich der Frage, dieses
nur selbst in Frage stellen zu können.
Mehr Demokratie hatte deshalb per Ent-
scheid einen Diskussionsprozeß erzwin-
gen wollen, damit die Regierung über
Öffentlichkeitsarbeit zu einer Debatte
über Volksabstimmungen gezwungen
werden sollte. Nach der Ablehnung
werden sich nun wohl Gerichte mit der
Angelegenheitbefassen müssen.

Bundesregierung
vergißtVersprechen
Die Einführung des Volksentscheids ist

in den Koalitionsvereinbarungen der rot-
grünen Bundesregierung festgelegt wor-
den – unter Jubel der dafür streitenden
Organisationen. Doch die Koalitions-
vereinbarung verkommt immer mehr zu
einer Liste, was alles nicht geschehen
wird. So hatAußenminister und Grünen-
Boß Joschka Fischer jetzt die Zurückstel-
lung diesesVolksentscheidsgefordert.

Bürgerbeteiligungs-Protago-
nistInnen proExpo!
Seit Jahren nähert sich die Bürger-

rechtsbewegung immer mehr den Herr-
schenden an. Die auf bundesweiten Tref-
fen immer in vorderster Linie auftreten-
den VertreterInnen der Akademie für
Technologiefolgeabschätzung in Baden-
Württemberg haben nun begonnen, Öf-
fentlichkeitsarbeit für die Expo 2000 zu
machen. Obwohl die Weltausstellung
selbst eine krasse Symbolik für antide-
mokratische Zukunftsmodelle bieten,
schrieben Ortwin Renn, Anja Knaus und
Hans Kastenholz an dem Expo-Werbe-
buch "Agenda 21" (Hrsg.: Expo-Chefin
Birgit Breuel, Verlag: Campus) mit. Un-
ter den AutorInnen finden sich zudem
Martin Jänicke, Günter Altner und weite-
re, die den Schulterschluß zwischen Bür-
gerrechtlerInnen und Kapital zeigen.
Auch im Rundbrief Bürgerbeteiligung
kommtdieExpozuWort.

Internet-Zensur?
EU und Bundesregierung planen seit

einiger Zeit die Kontrolle über das Inter-
net – offenbar ist es für PolitikerInnen
schwer erträglich, daß es Medien gibt,
die sich komplett ihrer Kontrolle entzie-
hen. Mit neuen Regelungen soll das voll-
ständige Überwachen ("Abhören") von
Internet-Verbindungen ermöglicht wer-
den. Verschlüsselungwürdeverboten.

Rechterund
neoliberalerEinflußauf
Demokratiebewegung?

Vom Mehr-Demokratie-Büro in Ham-
burg aus wird das bundesweite Aktions-
bündnis für das geplante Volksbegehren
"Mehr Demokratie in Deutschland" vor-
bereitet. In der noch kurzen Unterstütze-
rInnen-Liste finden sich neben Bürger-
rechtsgruppen vor allem die neoliberale
ASU (Arbeitsgemeinschaft Selbständiger
Unternehmen, die seit Anfang der 90er
Jahre massive politische Lobbyarbeit für
den Abbau von Beteiligungsrechten be-
treiben) sowie mehrere (!) rechte Organi-
sationen: Zum einen zwei freiwirtschaftli-
che Gruppen, nämlich die Christen für
gerechteWirtschaftsordnung (CGW) und
die Initiative für Natürliche Wirtschafts-
ordnung (INWO). Beide berufen sich auf
die Lehren des Rassisten Silvio Gesell,
propagieren neoliberale Wirtschaftsansät-
ze (Frei(!)wirtschaft) und haben auch
heute noch enge Kontakte zu rechten
Parteien und Einrichtungen. Zum zwei-
ten sind die Jungen Ökologen, die Ju-
gendorganisation derÖDP, mit im Mehr-
Demokratie-Boot.
Auch die STATT-Partei und die Jungen

Liberalen (Jugendorganisation der F.D.P.)

zeugen nicht gerade von einer demokra-
tischen Ausrichtung. Das gilt auch für
Einzelpersonen, die einen "Aufruf für
Mehr Demokratie" unterschrieben ha-
ben, darunter anti-emanzipatorische Leu-
tewieOttoSchily, Ernst-Ulrich vonWeiz-
säcker oder der umstrittene Martin Wal-
ser.
Offensichtlich wird erfolgreich ver-

sucht, die Mehr-Demokratie-Bewegung
als Türöffner für rechte und neoliberale
Ideen zu mißbrauchen. Daß inzwischen
Mehr-Demokratie-Funktionäre (z.B. Tho-
mas Mayer) in rechten Kreisen agieren,
rundet das Bild nur ab. Auch die zweite
wichtige Organisation im Demokratiebe-
reich, die Stiftung Mitarbeit, hat zahlrei-
che Kontakte zu Organisationen im rech-
ten, esoterischen oder neoliberalen Be-
reich (z.B. wirkt sie im Netzwerk Zukunft
mit, das sich für die Expo 2000 enga-
giert und ZEGG-VertreterInnen eine
Plattform bietet).
Auffällig ist zudem noch etwas: Basis-

demokratische Gruppen und emanzipa-
torische Ideen fehlen in derMehr-Demo-
kratie-Debatte fastvöllig.



Radikal leben

44

Der Infodienst für
UmweltakteurInnen

Sommer '99

•Kurz
notiert

Leipzig: Auftaktfete
in derGießerStraße
DerProjektstart ist erfolgt – EndeApril

feierten einige Hundert Leute inmitten
des alten Industriestadtteils Plagwitz ein
Wochenende lang, um einen der Indu-
striekomplexe in die eigene Hand zu
nehmen. Schon seit einigen Tagen woh-
nen ca. 20 Menschen in einem Gebäu-
deteile, die anderen wurden während der
Fete für Ausstellungen, Auftritte von
Bands oder Cafe genutzt. Vor allem die
Ausstellung zeigte: Hier kommen Leute
zusammen, die eine politische Praxis ha-
ben und nicht eine Lebensidylle inmitten
der Großstadt suchen. Selbst während
desEinweihungsfestes gab es immerwie-
der Diskussionen über die Neigung sol-
cher Projekte zu Elitenbildung, Etablie-
rung oder Kommerzialisierung. Insofern
kann das Leipziger Projekt auch als
spannenderModellfall gesehen werden.
Nach etlichen Jahren ausschließlicher

Orientierung an "Schöner Wohnen" in
der Alternativ-Leben-Szene der Republik
startet mal wieder ein Versuch, von dem
aus politische Veränderung ausgehen
soll. Ob das gelingt oder nur eine neue
Befriedungseinrichtung für ehemals radi-
kaleGruppen entsteht, wird sich zeigen.
Die Größe des Gebietes ist beachtlich.

Neben Wohnhäusern sind Kulturstätten
undpolitischeArbeitsräumegeplant. Ver-
schiedene Teilgruppen wollen sich um
die einzelnen Bereiche kümmern. Der
Ausbau soll Stück für Stück und weitge-
hend aus eigener Kraft erfolgen – ein
durchaus nicht unumstrittener Punkt,
denn es gibt auch die Möglichkeit zu
Krediten und den Druck der Stadt zu
schnellem und z.T. teurem Ausbau, denn
der Stadtteil, in dem das Gelände liegt,
soll zu einem Vorzeigeprojekt für Leipzig
werden, das auch auf der Expo 2000
präsentiertwird. Inmitten davon liegt nun
dieGießerStraße, eine spannende Situa-
tion. Vielleicht entsteht hier der Ge-
genentwurf zu den kommerzialisiert-an-
gepaßten Anders-leben-Projekten der
Marken Verden, Groß Chüden, UFA
oderNiederkaufungen.

FrauenLesben-Kommune
geplant
Folgender Text erreichte die Ö-Punkte:

"Wir sind fünf FrauenLesben zwischen
26 und 35 Jahren alt und ein Kind, 3
Jahre jung. Wir wollen kein Haus, kein
Äffchen und kein Pferd, sondern wirwol-
len ein FrauenLesbenhofprojekt und su-
chen noch interessierte Frauen und Kin-
der." Im weiteren wird ausgeführt, daß
"keine idyllische Linse auf dem Land"
geschaffen werden soll, sondern eine
mögliche politische Praxis immer wieder
diskutiert wird. Bei den konkreten Vor-
stellungen sieht es aber im Textetwas an-
ders aus: "Es soll ein Lebens-&Ar-
beitsprojekt werden. Arbeitsbereiche wä-

Neue Ideen, neuesTreffen
Der Begriff "FreiRäume" steht inzwi-

schen für mehreres. Im Mittelpunkt steht
eine politische Idee – nämlich Räume zu
schaffen, die möglichst frei sind von
staatlichen und ökonomischen Zwängen
unddie sich alsoffensiveAlternative (also
nicht als Rückzugsidylle) zu der realen
Gesellschaft begreifen. Solche FreiRäu-
me können Infoläden, Projektwerkstät-
ten, Wagenplätze, besetzte Häuser oder
politischeKommunen sein.

FreiRäume-Austauschtreffen
Am 1. August soll es aufdem A-Camp

(nahe Hannover) zu einem bundesweiten
Treffen aller Zentren, Infoläden, Wagen-
plätze und Kommunen kommen, die
sich als politische FreiRäume begreifen,
d.h. bewußt aus der Normalität dieser
Gesellschaft ausscheren, um alternative
und autonome Strukturen aufzubauen,
gleichzeitig aber die offene Auseinander-
setzung mit den herrschenden
Strukturen suchen. Das
Treffen beginnt um 11
Uhr (Anreise am Tag
vorher kein Pro-
blem). Das A-
Camp dauert
vom 30.7. bis
8.8. und bietet

noch allerhand andere spannende Inhalte
(Anti-Expo-Vernetzung, Diskussion um
"Umweltschutzvon unten" usw.).

Gießener Infoladen
aufRaumsuche
Vorbei soll es sein mit der Südanlage,

dem langjährigen Treffpunkt autonomer
Gruppen in Gießen. Der Infoladen und
die WGs im Vorderhaus müssen nun
nach neuen Orten suchen. Dabei kon-
zentrieren sie sich auf die Öffentlichkeits-
arbeit, um zu erreichen, daß ihnen neue
Möglichkeiten angeboten werden. In Fra-
ge kommen nurzentral gelegeneGebäu-
de, um weiterhin in der Gießener Stadt-
politik spürbarzu sein. ZurZeit istder In-
foladen Treffpunkt verschiedener Grup-
pen wie der Antifa und der Roten Hilfe
sowie etlicher Cafe (FrauenLesben,
Schwule, Antifa) und der Volxküche am
Freitagabend.

Hinweis: Auch der
Bauwagenplatz in
Gießen (Schlan-
genzahl) suchtein
neuesDomizil.

Stiftung in Vorbereitung
FreiRäumesichern!Noch immer im Gründungsprozeß isteine Stiftung, deren Ziel es sein soll,

Eigentum zu sichern für politische Projekte und die sich als FreiRäume be-
greifen – alsobesetzteHäuser, Plätze, Zentren oderKommunen.
Der einfache Trick: Die Stiftung wird

Rechtsträgerin (also z.B. Eigentümerin
der Flächen oder Gebäude) und schließt
mit der Gruppe, die dort wohnt oder
agiert, einen Autonomievertrag ab. Der
muß hieb- und stichfest sein, damit die
Stiftung keinerlei Mitspracherecht hat ...
mit einerAusnahme: Eine Privatisierung,
Kommerzialisierung oder staatsabhängi-
ge Arbeitsform ist in den öffentlichen
Räumen des jeweiligen Projektes, die im
Autonomievertrag festgeschrieben wer-
den, nicht ohne Zustimmung der Stif-
tung möglich. So soll verhindertwerden,
daß ständig politische Räume reprivati-
siert werden. Menschen und Projekte,
die an dieser Diskussion mitwirken wol-
len, sind herzlich dazu eingeladen. Zu-
dem können sich alle Projekte schon mal
melden, die eine solche eigentumsrecht-
licheAbsicherung suchen.

Es wäre schön, wenn es möglichst
bald ein paar erste Projekte gibt, für die
ganz besondere Absicherungen in Sa-
chen Autonomie der jeweiligen AkteurIn-
nen vor Ort gefunden werden müssen,
da es zunächst eine Ausprobierphase
geben wird. Denn: Nichts darf gesche-
hen, das die Autonomie der Handelnden
in Frage stellt. Zentralisierung hat diese
Gesellschaft genug. Die Stiftung muß so
arbeiten, daß sie keinerlei Koordinations-
und Kontrollfunktion hat – mit der Aus-
nahme, Privatisierung politischer Räume
zu verhindern.

Themenredaktion
"Radikal leben"

Nicht besetzt.

Wer hat Lust,regelmäßig
aus Häusern,politischen
Kommunen oder von
Wagenplätzen zu
berichten? Von reisenden
Projekten oder solchen im
Aufbau?

Wir freuen uns,wenn das
mal jemand übernimmt ...
oder gerne auch ein paar
zusammen.

Diesmal stellte Jörg
Bergstedt diese Seite
zusammen.
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ren z.B. Garten, Kinder, Tischlerei, Bau-
kollektiv, Küche&Backstube, Fahrrad-
werkstatt, Erfinderinnenwerkstatt, Ta-
gungshaus". Benannt werden zudem die
Nähe zu einer Stadt, um dort in politi-
schen Strukturen mitwirken zu können,
sowie Cafe, Infoladen und Bibliothek –
die Klassiker des Anders-Leben also. De-
finitiv abgelehnt wird die Tierhaltung:
"Wir möchten entgegen dem Bild vom
schönen Landleben keine Nutztierhal-
tung, da z.B. Zucht immer dasTöten un-
nützer Jungtiere beinhaltet". DerHofsoll
möglichst ökologisch und rolligerecht
ausgebaut werden.

ProjektwerkstattSaasen
Es gibt sie, es gibt sie nicht, es gibt sie,

es ... – so oder ähnlich könnten die letz-
ten Monate beschrieben werden. Das seit
1993 bestehende Projekt wollte sich im-
mer bewußt unterscheiden von den vie-
len eher entpolitisierend wirkenden Ge-
meinschaften und selbst politisch radikal
arbeiten. Zudem war und ist es eine ein-
malige Mischung aus autonom-radikaler
Politik und ökologischem Leben. Das je-
doch hat die ursprünglicheWG nur eine
Zeit lang überstanden, dann setzte eine
zermürbende Debatte über Etablierung,

Radikalität usw. ein. Inzwischen steht das
Hausmeist leer und eine einmalige Sub-
stanz (Gebäude und Ausstattung mit Ta-
gungshaus, Arbeitsräumen, Wohnhaus
usw.) könnte verlorengehen. ZurZeit gibt
es eine InteressentInnengruppen vor al-
lem mit Interesse im Bildungsbereich so-
wie einige Einzelpersonen aus dem auto-
nom-radikalen Spektrum, die sich über-
legen, das Projekt zu übernehmen. Alles
ist noch unsicher, daher ist jetzt die richti-
ge Zeit für vorhandene Gruppen, die et-
was aufbauen wollen, oder auch Einzel-
personen, die etwas suchen, sich zu mel-
den.

DieserRubrik fehlt
esan allem ...
Es ist schade, daß nur ganz wenige

Projekte Berichte an die"Ö-Punke" ge-
schickt haben. Dazu kommt, daß es
noch gar keine feste Themenredaktion
gibt – viel Grund also, einiges zu verbes-
sern. Wer in diese Redaktion einsteigen
will, um regelmäßig aus politischen Le-
bensgemeinschaften und laufenden Dis-
kussionen zu berichten, sollte sich an die
Ö-Punktewenden.

Anzeigen
Die "Ö-Punkte" erreichen

ca. 12.000 Basis-Umwelt-
gruppen,Umweltzentren

und UmweltberaterInnen.

Das ist eine einmalige Sa-
che – Mediadaten schik-
ken wir gern aufWunsch

zu.

Wer hier inseriert,erreicht
die,die mit den "Ö-Punk-

ten" arbeiten und wie-
derum viele andere

erreichen.

Ö-Punkte
Ludwigstr. 11

35447 Reiskirchen

11.-13. Juni,27.-29. August und 1.-3. Oktober in
Niederkaufungen

Anders leben–andersarbeiten
Seminar zum Leben in der Kommune
Info: Tagungs- und Begegnungshaus,

05605/8007-30,Fax-40

9.-11. Juli in Steyerberg
24.-26. September in Hausen (Schwarzwald)
Gemeinschaftssuche/-gründung

Seminare zur Motivation und Umsetzung von
Anders-leben-Projekten ... allerdings spirituell

orientiertsowie für unpolitische Idyllen.
Info: Ökodorf-institut,07622/671322

12.-16. Juli in Soest
BauwocheimAnders-leben-Projekt

16.-18. Juli in Soest
Anders-leben-Seminar

Hintereinander finden zwei Veranstaltungen
im seit zwei Jahren bestehenden Projektstatt.

Dabei werden Mitarbeit und Theorie
verbunden.

Kontakt: WG Feldmühle,59494Soest,
02921/341001

1. August nahe Hannover (aufdem A-Camp)
FreiRäume-Vernetzungstreffen

Austausch und Absprache konkreter Aktio-
nen (gegenseitiger Hilfe,FreiRäume-Stiftung)
zwischen politischen Zentren und politischen
Wohnprojekten. Diskutiert werden soll auch

über die kniffligen Punkte,z.B. Elitenbildung,fi-
nanzielle Abhängigkeiten,Rechtsformen usw.

Info: 0171/8348430

............ AktionsmappeUmwelt
29,80 DM

............ JugendaktionsmappeUmwelt
24,80 DM

............ Naturerlebnismappe
24,80 DM

............ AlleMappenzusammen
Gesamtpreis 60 DM
(jeweils plus Versandkosten)
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DeutschesPelzinstitut(DPI)
"gefaked"

DasDPI hateine im Internetpublizierte
"Fake"- Homepage sperren lassen. Die
Seite klärt im Stil von offiziellerPelz-Wer-
bung über den Terror der Pelzindustrie
auf. Bislang war sie unter "www.pelz.no-
trix.de" im Internet zu finden. Dank der
Vielseitigkeit des Netzes kann die Seite
jetzt unter folgender
Adresse gefunden wer-
den: http://pelz.tsx.org/

InternationalerGerichtshof
gegen denVogelmord inGenf
Angeklagt waren die Regierungen von
Italien, Malta, Belgien, Spanien, Frank-
reich undGriechenland. Dortwird immer
noch millionfacher Mord an Vögeln be-
gangen. Als Experte war auch TUN-Mit-
streiterHansJürgenLutzeingeladen. Seit
1982 setztTUN sich für dieAbschaffung
desVogelfangs ein. Auch durch jährliche
Expeditionen in dieHauptfanggebiete, bei
denen direktdagegen vorgegangen wird.
Im Beisein internationaler Pressevertreter
wurde unter anderem festgestellt, daß die
EG-Konvention ("Vogelschutz-Richtli-
nie") vom31.12.1979 nurvöllig unzurei-
chend umgesetztwurde.

Nato-Krieg trifftauch dieTiere
Bei jedemBombenangriffregnetesVö-
gel vom Himmel. "Herrenlose" und ver-
hungerndeHaustiere irren in derGegend
herum; Wild und "Haustiere" werden
von Bombensplittern getroffen und nie-
mand hilft ihnen angesichts des großen
Leids, das dieser Krieg auch den Men-
schen zufügt. Luft, Wasser undErde sind
auf Jahrzehnte hinaus verseucht. Eine
Schweizer Stiftung hat nun 8 Mutige ge-
funden, dievorOrtnach demRechten se-
hen wollen und insbesondere auch den
geschundenen Tieren helfen wollen.

Uni BochumquältTiereDieUniBochumexperimentiertimZugeihrerSonderforschungsbereiche NeurovisionundKognetanGehirnenvon
Katzen, Affen, Ratten. DenTierenwird dieSchädeldeckeaufgesägt, MeßelektrodenwerdenaufdemSchädel befestigt
und MeßspulenausMetall inAugen implantiert. DannbeginnendieTests, beivollem BewußtseinderTiere.DieTiere
sind inBändigungsapparategeschnalltund müssenBewegungsmusteraufeinemBildschirmverfolgen. Dies isteiner
von vielen Tierversuchen, diederzeitan derUni Bochum durchgeführtwerden. (abzufragen bei der"datenbank tier-
versuche": www.tierrechte.de/datenbank/datenbank/abfrage)
Es sind aber nicht nur die Eingriffe
selbst, die die Tiere belasten, sondern
auch das Leben zuvor: eingesperrte Ge-
fühle, keine Bewegungsfreiheit, keine
EntscheidungsfreiheitüberdieGestaltung
desLebens, psychische Schmerzen, erz-
wungene "Kooperation", Angst. Gewalt
gegen Tiere hat viele Gesichter, an der
Uni Bochum sindesmindestens20 , die
der TierexperimentatorInnen. Diese ver-
schweigen, woher sie genau ihre Tiere
beziehen. Nur Charles River ist als Bei-
spiel genannt, ein europaweit agierender
Konzern, der viele Tierarten – auf
Wunsch auch voroperiert – liefert. Eines
aber ist ganz sicher: wohin die Tiere ge-
hen. Kein Tier verläßt das Versuchslabor
lebend. DerTodeinesTieres wird als un-
bedenklich gesehen, Tiere werden nach
ihrem Nutzen für die Menschheit bewer-
tet, ihreLebensinteressen ignoriert. Skep-
tikerInnen werden mit demSlogan abge-
fertigt, daß Tierversuche für den Fort-
schritt für die Menschen unerläßlich sei-
en. Tierversuche schaffen somitkünstlich
Wertigkeiten von Leben. Denn von einer
Güterabwägung sprechen die Tierexperi-
mentatorInnen. Das Tier wird zum Ge-
brauchsgut, zumVersuchsmodell.
TierrechtlerInnen lehnen es jedoch ent-
schieden ab, Tiere, zu derenGruppeauch
der Mensch gehört, nach Kriterien wie
"wertvoll", "weniger wert" oder "wert-
los" einzuteilen. Diese Einteilung führt
immer zur Unterdrückung, immer zur
AusbeutungundTötungvon Individuen.
Mindestens 6.000 Tiere wurden 1997
an derUni Bochum imbzw. fürden Tier-
versuch mißbraucht bzw. umgebracht:
neben Affen und Katzen auch Tauben,
Meerschweinchen, Ratten, Mäuse, Frett-
chen, Schweine, Schafe, Frösche u.v.m.

Für die medizinische, biologische, psy-
chologische und chemische Forschung
und für das Studium der Biologie und
Medizin.

Mehrfach versuchten Studierende ge-
richtlich gegen den Zwang, Tierversuche
im Studium durchführen zu müssen, an-
zugehen. Erst kürzlich im März diesen
Jahres erstattete ein Biologiestudent An-
zeigegegeneinenProfessorderRUBwe-
gen Tierquälerei. Schon längst haben
mancheanderen Universitäten in undv.a.
außerhalbderBRDTierversuchevonder
Studienordnung gestrichen. Doch die
Uni Bochum sperrt sich. Dies sollte sich
ändern, wenn es nach dem Willen der
Studierenden gegangen wäre. Am Don-
nerstag, 29. April 1999 wurden von Ver-
tretern der Studierenden im Senat der
RUB Anträge eingebracht, die folgende
Minimalforderungen – als einen ersten
Schritt der Studierenden (die Forderun-
gen der Tierrechtsinitiative der RUB ge-
hen hierweiter) – beinhalteten:
‰Transparenz in der Tierversuchsfor-
schung und -lehre an derRUB
‰Überprüfung von Tierversuchen
durch eine(n) neu zu bestellende(n) Tier-
rechtsbeauftragte(n) an derRUB
‰FreistellungderTeilnahmeanTierver-
suchen im Studium

‰Förderung von tierversuchsfreien Al-
ternativmethoden
‰Ausarbeitung eines Planes, der die
Reduzierung von Tierversuchen bis hin
zur Abschaffung von allen Tierversuchen
an derRUB vorsieht.
Doch derRektorderUni Bochum lehn-
te es ab, überhaupt über die Anträge ab-
stimmen zu lassen–- aus angeblichen ju-
ristischenGründen ("VerstoßgegenGG⁄
5 "Freiheit der Forschung und Lehre").
Daß die Anträge nicht eine Reduzierung
von Freiheit, sondern mehr Freiheit – für
Studierendeundv.a. natürlich für dieTie-
re – bedeutet hätten, wurde vom Senat
ignoriert. VorderSenatssitzunghatten die
Studierenden Anfragen an das Rektorat
der RUB zum Thema Tierversuche ge-
stellt, diediesesan den sog. Tierschutzbe-
auftragten derRUB weiterleitete. DieAn-
fragen wurden nur zur Hälfte überhaupt
beantwortet, wobei dieAntworten in kein-
sterWeisedenAnfragen genügetun, teil-
weisediese sogar ignorieren.
Nur zu deutlich zeigte sich hierwieder
einmal, daß weder ein Interesse noch
Bemühungen von Seiten der Univer-
sitätsleitung und den Lehrenden vorhan-
den ist, Tierversuchen ein Ende zu set-
zen. TrotzderSchwierigkeiten, gegen die
Tierversuchslobby (Sponsoren Bayer,
Sandoz, DFG u.v.m.) an der RUB anzu-
gehen und die ProfessorInnen, die die
Mehrheit im Senat darstellen, trotz des
EinflussesihrerKollegInnen ausdem Be-
reich der Biologie, Medizin, Psychologie
und Chemie für die Interessen der Tiere
zu gewinnen, wird die Kampagne an der
Uni Bochum gegen Tierversuche fortge-
setzt. Um Unterstützung wird dringend
gebeten.

Themenredaktion
Tierschutz -Tier-
rechte-Tierbefrei-
ung(TTTT):
Briefe:
RAGE c/o Umweltzentrum,
August-Bebel-Str. 16-18,
33602 Bielefeld

Fax& Telefon:
TUN e.V. (Postfach 1420,
65764 Kelkheim)
Hans-Jürgen Lutz: 06195/
65118 und 0172-6712118

xhummer@geocities.com

Zietschriften
GEGENGIFT - Zeitung für
tierliches und schwarz-
grünes ChaotInnentum,
c/o Infoladen M99,Man-
teuffelstr. 99,10997 Berlin

TIERBEFREIUNG - die aktu-
elle Tierrechtszeitung,
Schmilinskystraße 7,
20099 Hamburg,Tel: 040
/ 28 05 19 46,Fax: 040 /
28 05 19 38,
email: redaktion@
tierbefreier.de,http://
www.tierbefreier.de/eV/

No Hierarchy! - anarchisti-
sche,antipatriarchale,ra-
dikalökologische Zeitung
von TierrechtlerInnen,c/o
RAT,Gneisenaustr. 2a,
10961 Berlin

VOICE - das Tierrechtsma-
gazin,Hauptstraße 68,
64560 Riedstadt,
Tel. 06158-976026,
Fax06158-976027,
Mobil 0171-1202299,
E-Mail redaktion@
voice-online.de,http://
www.voice-online.de

FELLBEISSER - Für Tier-
schutz und Tierrechte
(Spezialgebiete: Pelzwirt-
schaft und Pelztierzucht),
Herausgeber: Volker Wöhl,
Tel./Fax: + 49 (0)
7335/5070,eMail: Volker.
Woehl@t-online.de,
http://www.tierbefreier.
de/fellbeisser/

VOHAN NEWS INTERNA-
TIONAL (Nachrichten des
biologisch-veganen Land-
bau-Netzwerks),Ananda-
van,58 High Lane,Chorl-
ton-cum-Hardy,Manche-
ster M21 9DZ,England,
Tel/Fax:
0044-161-8604869,Email:
vohan@net-work.co.uk,
www.veganvillage.co.uk
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Tierexperimentatorbekam
hessischenKulturpreis
Der mit 30000 DM dotierte hessische
Kulturpreis wurde an den Experimentator
Prof. Singer übergeben. Singer istDirek-
tor am "Max-Planck-Institut für Hirnfor-
schung" in Frankfurt a.M.. Anläßlich der
Preisverleihungkamesvordem"Städel"
zu vehementen und lautstarken Protesten
von ca. 200 TierrechtlerInnen und Tier-
schützerInnen ausdergesamten Bundes-
republik. Die Medien berichteten aller-
dingsnuramRandeüberdieProteste.

RadikalerTierschutz
Tierschützer nahmen ihre Tätigkeit of-
fenbar allzu ernst, als sie sich am Oster-
sonntag gegen 22Uhr zum Einsammeln
von Fröschen auf dem Ortsverbindungs-
weg von Mittelstreu nach Frickenhausen
befanden. Während in einem Fall gegen
einen Pkw, der die gesperrte Straße be-
fuhr, getreten wurde, setzte es im zweiten

Fall sogar eineOhrfeige gegen den Fahr-
zeugführer, weil dieser der Anweisung,
umzukehren, nicht Folge leistete. In bei-
den Fällen erfolgt Anzeige wegen Sach-
beschädigung beziehungsweise Körper-
verletzung.

"VEGANQUOVADIS?–
Eine immanenteKritik
an derTierrechtsbewegung"
Dies ist der Titel einer Textsammlung
die auf den Tierrechts-Aktions-Tagen (im
April in Mülheim) das Licht der Öffent-
lichkeiterblickte. Die kritischen Texte von
drei Autoren befassen sich mitGeschich-
te, jetzigem Zustand und Argumentation
der Bewegungen für Veganismus und
Tierrechte/Tierbefreiung. Bemängelt
wird hauptsächlich die mangelnde Aus-
einandersetzung mit Philosophischen
Grundlagen und das Nicht-Durchdenken

Adressen
Tierrechtsinitiative an der

Ruhr-Uni Bochum
c/o AStA,Universitätsstr.

150,44801 Bochum,Inter-
net: "www.free.de/tie-

rechtsini",email: "tierrecht-
sini@koma.free.de"

Archivfür Tierrechte
& Radikalökologie

Uhlandstr. 8,39108 Mag-
deburg,Tel: 0391 7329218,

Fax: 0391 7315982

TUN - Tier und Naturschutz
e.V.,

Postfach 1420,65764 Kelk-
heim i. Ts.,Tel/Fax:
06195-65118 und

0172-6712118,
Spenden: 500 09-602,

Postbank F,
BLZ 50010060

"radikal leben" (Versand
für vegan-öko-fairtrade-

Produkte)
Christiane Pein,Christian

Mohr,Zylbergstr. 23,22457
Hamburg,Tel/Fax

04106-82787

Thought Crime c/o Grü-
nes Büro (Textsammlung

"Vegan quo vadis?")
Am Ramsberg 44,58509

Lüdenscheid

BAG Stadttauben,
c/o RudolfReichert,Pflug-

str. 30,86179 Augsburg

Im Internet:
Datenbank Tierversuche:

http://tierrechte.de/
datenbank/

Aktions und Demotermine:
http://www.tierbefreier.

de/Termine/

Tierrechtsthemen-
Nachrichten-Archiv:

http://www.tierbefreier
.de/fellbeisser/html/

news.html

Animal Farm Investigation:
www.tierrechte.de/afi/

- Tierbefreiungen weltweit:
www.animal-liberation.net

DPI-Fake:
"http://pelz.tsx.org/"

Polizisterlegt
flüchtendeKuhREICHARTSHAUSEN / Auch durch

Flucht vor dem Metzger hat eine Kuh in
Reichartshausen im Rhein-Neckar-Kreis
ihr Leben nicht retten können. Wie die
Polizei mitteilte, hatte sich das Jungtier
beim Anblick eines nahenden Metzgers
am Freitag aufeinem Bauernhofvon sei-
nerKette losgerissen. DieKuh, die offen-
bar ahnte, daß es ihr an den Kragen ge-
hen sollte, flüchtete über Straßen, Vor-
gärten und einen Friedhofaufs freie Feld,
wo sie schließlich von Ordnungshütern
eingeholtundmiteinem gezielten Schuß
erlegt wurde. "Weitere Maßnahmen"
seien von den bereits wartenden Metz-
gern erledigt worden, sagte ein Poli-
zeisprecher. Bei ihrer panischen Flucht
beschädigte die Kuh auch ein Auto und

zwei Gartenzäune. Der Sachschaden be-
liefsich insgesamtauf3500Mark. (lsw)"
Quelle: SÜDWEST PRESSE, Geislinger
Zeitungvom08.05.1999Wiedermal ein
Artikel derdarüberberichtetwiemit"Tie-
ren" umgegangen wird, wenn sie sich
gegen die Verhältnisse bei der "Tierpro-
duktion" zurWehr setzen. Es gibt keine
Statistikendarüber, aberoftlese ich in Zei-
tungen Berichteüber verzweifelteFlucht-
versuche von "Tieren". Beendet werden
sie zumeist von Jägern oderPolizei. Das
Individuum das sich aus seiner Notlage
durch die Flucht selbst befreite, wird oft
mitSalven aus Polizeimaschinenpistolen
hingerichtet. Und in der Zeitung wird
daraus ein unterhaltsamerkurzerArtikel,
der zur Erheiterung der Tierprodukte-
konsumierenden Öffentlichkeitbeiträgt.

6.6.99 in Aachen
VeganesSommerfest

am Klösterchen 52134Herzogenrath (bei Aa-
chen) Beginn: 12.00 Uhr - viel veganes Essen,

live Bands,Infostände zu diversen Tier-
rechtsthemen,Infos über tierversuchsfreie
und tierinhaltstofffreie Produkte. Tierrechts-

gruppen oder Vegan-Shops,die einen Info-
stand machen möchten,sind herzlich ein-

geladen.
Infos: 02406-929279 oder tvg_aachen

@tierrechte.de

17.6.99 in Düsseldorf
Prozesswegen

angeblicherJagdstörung
(Ordnungswidrigkeit) gegen Ulf. Um 12 uhr im

Amtsgericht Düsseldorf. Vorher und evt.
nachher Kundgebung und Demo für die Ab-
schaffung von Blutsportarten wie Jagen und
Angeln. Kommt alle! Erster Prozess dieser Art
seit 2 Jahren! Infos: Tierrechtsinitiative RUB

Aktuelle &offizielle Demo- und Veranstal-
tungs-Termine gibt es auf...

...demTierrechts-Infotelefon:
Termine abrufen: 02 08 - 59 34 02
bekanntgeben: 02 08 - 59 3400

zufaxen: 02 08 - 59 34 01
TierquälerInnen hören mit!

...derTermine-Seiteim Internet:
http://www.tierbefreier.de/Termine/

mancher Forderungen,... Die Texte sind
nicht unbedingt leicht verständlich, aber
aufjeden Fall durch ausführlicheBeschäf-
tigung mit dem Thema entstanden. Sie
sind als Einladung zu einer breiten Dis-
kussion gedacht.

BundesarbeitsgruppeStadttau-
ben suchtMitstreiterInnen
Seit Jahren beschäftigen Stadttauben,
das sind halbverwilderte Haustauben,
Behörden in vielen Städten. Massive
Hetzkampagnen undVernichtungsfeldzü-
ge einzelner Kommunen riefen zuneh-
mend TierschützerInnen und Tierrechtle-
rInnen auf den Plan. Zur Koordination
gründete sich 1996 die Bundesarbeits-
gruppe Stadttauben. Durch Öffentlich-
keitsarbeitundAlternativ-Konzeptewurde
viel bewirkt. Um Tötungsaktionen und
Taubenfeindliche Maßnahmen in den
Städten verhindern zu können, sucht die
BAGweitereMitarbeiterInnen.

Bundesweiter Versand von
Hunde- und Katzenprodukten
ca. 300 Produkte, u.a.:
Futter aus k.b.A., Streuaus Hanf, Pflege ohne
Chemie, Kissen mit Hirse- oder Dinkelspelzfüllung

CatDog Heike Burk OHG
Spreestr. 10 A, 64646 Heppenheim
Tel. 06252/982413, Fax982414für die Zukunft Ihres tierischen Freundes
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NeueThemenredaktion
gesucht
Eine zuverlässige, journalistisch erfah-

rene neue Themenredaktion mit einem
guten Überblick über linke soziale Bewe-
gungen wird zur eigenverantwortlichen
unddauerhaften Betreuung dieserRubrik
gesucht. InteressentInnen bitte melden
bei: oe-punkte@infomagazin.de.

Urlaubs-Repression
Mit einem Bußgeld von bis zu 2.000

DM müssen Eltern rechnen, wenn sie
nichtdafür sorgen, daß ihreKinder recht-
zeitig am ersten Tag nach den Ferien wie-
der ihrer Schulpflicht Folge leisten. Sol-
che Bußgelder wurden 1998 allein in
der Stadt Düsseldorf 1 .018mal verhängt,
gegenüber867 Fällen 1997 und 629 im
Jahr 1996. 80 DM kostete dabei ein Tag
im Durchschnitt. Über die Frage, ob die-
ses eine Repression zuungunsten der
Kinder sei, gibt es unterschiedliche Mei-
nungen. In der Regel machen Kinder

Redaktion "Über
denTellerrand"
Tilman Heller
Postfach 080254
10002 Berlin
t.heller@jpberlin.de
Fon (030)78703388
Fax(030)78703389

Neue Betreuung der The-
menredaktion gesucht!

Zeitschriftenschau
Regenbogen Nr. 24
L Menschenrechtsreport
L Einsatz für ein Züchti-
gungsverbot
L Anfechtung der Bundes-
tagswahl

Kinderrechtliche News
L Wahlalter
L Schulpflicht
L Züchtigungsverbot

Alle anderen hier sonst
ausgewerteten Zeitschrif-
ten berichten in ihren ak-
tuellen Ausgaben
schwerpunktmäßig zum
Kosovo-Krieg

Autor
Tilman Heller

"Ökos" und Krieg:
Die Grüne Liga Berlin und
die BSÖ haben in ihren
Zeitungen Texte veröffent-
licht,die den Krieg klar
ablehnen.

Der BUND-Bundesvorstand
hatbeschlossen,sich nicht
zum Krieg zu äußern
(nach mündlicher Aus-
kunft).

Aufverschiedenen Veran-
staltungen (BUND-Landes-
delegiertenversammlun-
gen,Jugendumweltkon-
greß usw. kam es zu kon-
troversen Debatten zwi-
schen KriegsgegnerInnen
und befürworterInnen.

keinen selbstbestimmten Urlaub und sind
in Ferienclubs, aufMallorca oder auf an-
deren unökologischen Reisen nicht zu-
friedener als zu Hause - trotz Schul-
pflicht.

BigMother iswatching you
In den USA sind schon 330 Schulen

per Internet mit den Eltern verbunden.
Die Eltern haben so zu jederSekunde ei-
nen Einblick in das Betragen ihrer Zög-
linge, denn die LehrerInnen verwenden
einen kleinen Computer mit beschreib-
barem Bildschirm als Notizbuch, der alle
Einträge, wie Anwesenheitsliste, Zensu-
ren und Bemerkungen, ins traute Heim
übermittelt. Die USAwaren uns ja schon
immereinen Schrittvoraus.

Wehrpflicht
verfassungsfeindlich
Das Potsdamer Landgericht ist laut ei-

ner Entscheidung von Ende März der
Meinung, daß die Wehrpflicht verfas-
sungswidrig ist. Es hat die Frage der
Wehrpflicht dem Bundesverfasungsge-
richtzurEntscheidung übergeben. Wehr-
pflichtige sollten jetzt ihren Dienst total-
verweigern, mit den Kriegsbehörden soll-
te nicht mehr zusammengearbeitet wer-
den. Das heißt, Briefe werden nicht be-
antwortet und Einladungen zur Muste-
rung oder zum Dienstantritt ignoriert.
Wer an dem Angriffskrieg gegen Jugo-
slawien teilnimmt, macht sich strafbar. Er
kann als Kriegsverbrecher vom Feind
nachhaltig hingerichtet werden oder vom
BRD-Nachfolgestaat zu mindestens
zehnjähriger Knaststrafe verurteilt wer-
den. Damit das passiert, muß aber erst
das Schröder-Fischer-Regime gestürzt
werden.

Peinlich: Umweltverbände zum Kosovo-Krieg
SiesorgensichnurumdieUmwelt–
GruppeLandfriedensbruchundGreen-

peacehaltendagegen
Der Deutsche Naturschutzring (DNR)

hat sich angesichts der zunehmenden
Umweltzerstörungen für einen Stop der
NATO-Luftangriffe in Jugoslawien ausge-
sprochen. In seiner Presseerklärung
heißt es "Das von der Bundesrepublik
Deutschland unterzeichnete Umwelt-
kriegs-Übereinkommen verbietet eine
Kriegführung, die ausgedehnte, langan-
haltende und schwere Schäden der
natürlichen Umwelt verursacht und da-
durch dieGesundheit und dasÜberleben
der Bevölkerung gefährdet. Die Bom-
ben- und Raketenangriffe auf chemische
und pharmazeutische Fabriken, Dünge-
mittel- und Pflanzenschutzmittelfabriken
können Giftgase im großen Umfange
auslösen unddieGesundheitderBewoh-
ner gefährden. Der Eintrag von Schad-
stoffen in Gewässer kann auch außerhalb
des Kriegsgebietes zu schweren Umwelt-
schäden führen, die z.Z. bereits für das
Donaudelta befürchtet werden." Der
DNR ist der Dachverband der staatsna-
hen deutschen Umweltverbände BUND,
BBU, Naturschutzbund und von noch
schlimmeren.
Nicht vertreten ist dort die Umwelt-

schutzorganisation Greenpeace, die sich

in ihrem Magazin (3/99) deutlich
äußert: "Die NATO hat ihre Militärma-
schinerie in Gang gesetzt, damit der ser-
bische Präsident Milosevic die Unter-
drückung der albanischen Minderheit im
Kosovo beendet. Aus humanitären Grün-
den steht die NATO den von den serbi-
schen Soldateska Verfolgten bei und will
nicht längerwegsehen. (S) Doch da steht
es schlechtumGlaubwürdigkeitundMo-
ral: Beim NATO-Mitglied Türkei etwa
drücken die Bündnispartner seit langem
beide Augen zu. Ähnlich wie in Jugosla-
wien die Kosovo-Albaner, werden in der
Türkei die Kurden mit Füßen getreten.
Ganze Landstriche werden dem Erdbo-
den gleichgemacht, gewählte Abgeord-
nete sitzen im Gefängnis, nur weil sie
kulturelle Autonomie fordern. DieMacht-
haber in Belgrad und Ankara handeln
ähnlich. Zu den Verbrechen türkischer
Militärs gegen die kurdische Bevölke-
rung aber schweigt das Militärbündnis.
Wer so deutlich mit zweierlei Maß mißt,
wie die NATO, verliert an Glaubwürdig-
keit."
Die anarchistische "Gruppe Landfrie-

densbruch", die sich selbst als der "Fin-
ger in derWundederetablierten Umwelt-
bewegung" bezeichnet, greift unterdes-

sen die im DNR zusammengeschlosse-
nen Mitglieder-Umweltverbände heftig
an: "Wer einen Krieg nur ablehnt, weil
dabei auch die Umwelt zerstört wird,
zeigt, daß er mit ökologischen Scheu-
klappen arbeitet. KeinWortzurFrage der
Herrschaftsverhältnisse, der Menschen-
rechte und der Grausamkeit des Krieges
als Mittel der Hegemonialpolitik", kriti-
siertdieGruppeLandfriedensbruch in ih-
rerErklärung. Siewirftden konservativen
Umweltverbänden vor, damit "ihrer dun-
klen Vergangenheit ein neues Kapitel
hinzuzufügen. Schon nach dem ersten
Weltkrieg wurden Generäle Ehrenmit-
glieder, weil derKrieg die deutscheNatur
nicht zerstörte." Der Schutz der Natur
wird aber auch von den AnarchistInnen
in einemAtemzugmitder"Selbstbestim-
mung aller Menschen" genannt. Ihr Ziel
ist die "klare Opposition zu jeder Form
von Herrschaft." Die Gruppe möchte die
Idee eines emanzipatorischen Umwelt-
schutzes entwickeln. Bei diesem Vorha-
ben kann sich "Landfriedensbruch" kei-
ner Unterstützung der linken Bewegun-
gen sicher sein. Für die meisten ist näm-
lich klar, daß dem Umwelt- und Natur-
schutz zwanghaft die konservativ-hei-
matschützende Ideeanhaftet.



Über den Tellerrand

10.-11.7. in Freiburg
EingreifenbeiRassismus

Training
Info: Patchwork,0441/17111,Fax2489661

23.-26.7. in Leiston,England
InternationalAlternativeEducation

Conference
Dieses Jahr in England,Summerhill-Schule:

Konferenz der SchülerInnen,LehrerInnen und
Eltern basisdemokratischer und anderer al-

ternativer Schulen.
Kontakt: AERO,417 Roslyn Rd,Roslyn Heights,

NY11577,USA/E-mail: jerryaero@aol.com

8.-10.8. in Oldenburg
TheChangingFaceoftheMilitary

Info: Patchwork,0441/17111,Fax2489661
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Kriegsinfosausdem Internet
In vielen Medien werden die Propa-

gandalügen der NATO ungeprüftwieder-
gegeben. AlsKontrapunktempfiehlt sich
die Lektüre der Tageszeitung "junge
Welt", der Wochenzeitungen "Jungle
World" und "Freitag" sowie des monat-
lich erscheinenden Magazins "konkret".
Am aktuellsten kann mensch sich aber
aus dem Internet informieren. Doch
auch hier gilt: Nicht alles, was gemeldet
ist, stimmt.

In der Satzung von Bündnis 90/ DIE
GRÜNEN heißt es in Paragraph 2 Abs.
1 : "Bündnis 90/DIEGRÜNEN legt sei-
ne grundsätzlichen Ziele, Werte, und po-
litischen Leitsätze in einem Grundkon-
sens nieder. Änderungen des Grundkon-
senses bedürfen einerMehrheit von 2/3
der abgegebenen Stimmen auf einer
Bundesversammlung." Ob gewollt oder
nicht gewollt, ob bewußt oder unbewußt,
ist gleichgültig: Hier wurde gewisser-
maßen durch die kalte Küche derGrund-
konsens abserviert. Der Beschluß der
Bundesversammlung vom 13. Mai 1999
durfte gar nicht zur Abstimmung zuge-
lassen werden, weil er dem Grundkon-
sens der Partei in eklatanterWeise wider-
spricht. Im Grundkonsens der Partei
heißt es in Abs. 48: "Militärische Gewalt
– zumal die mit hochtechnologischen
und Massenvernichtungswaffen ausgerü-
stete – stellt eine generelle Bedrohung
dar. Krieg und Kriegsdrohung mit sol-
chen Waffen ist schlimmste, illegitime
Gewalt. Deshalb streben wir eine umfas-

sende Abrüstung und Entmilitarisierung
der Gesellschaft an und lehnen Krieg als
Mittel der Konfliktlösung ab." Zweifelsfrei
werden bei dem Angriffskrieg – ohne
UNO Mandat – auf Jugoslawien hoch-
technische Waffen eingesetzt, die – so
der Wortlaut im Grundkonsens – als
"schlimmste, illegitime Gewalt" gewertet
werden. Angesichts dieser Tatsache wäre
nur ein Beschluß auf sofortigen Stop der
Luftangriffe zulässig gewesen, weil eine
befristete Einstellung natürlich beinhaltet,
es dürfe nach Fristablauf weitergebombt
und gleichzeitig die vergangenen Bom-
bardements gerechtfertigtwerden. Es hät-
te also zunächst zumindest mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln der abgege-
benen Stimmen der Absatz 48 des
GrundkonsensesaußerKraftgesetztoder
so verändert werden müssen, um einen
Beschluß zu fassen, der sich nicht
grundsätzlich gegen den Krieg – insbe-
sondere mit hochtechnisierten Waffen –
wendet, sondern zuläßt.

Internet

Beste und aktuellste
Anti-Kriegs-Seite:

http://www.members.
partisan.net/kosovo/
index.html (Partisan)

Termine für
Anti-Kriegs-Aktionen

http://www.
friedenskooperative.

de/kosoterm.htm (Frie-
denskooperative)

Infos aus der
Friedensbewegung:

http://www.
friedenskooperati-

ve.de/themen/kosoin-
ha.htm (Friedenskoope-

rative)

Jugoslawische Quellen
http://www.serbia-in-

fo.com (Jugoslawisches
Informationsministerium)

http://www.gov.yu/
kosovo_facts/ (Jugosla-

wische Regierung)
http://www.tanjug.co.yu/

(offizielle jugoslawische
Nachrichtenagentur

Tanjug)

NATO-Quellen
http://www.bundeswehr.

de/kosovo/index.htm
(Bundes "Wir sind wie-

der" wehr)
http://www.nato.int/

(NATO)
http://195.143.20.53/01/
0108/ticker1.html (Pres-
seerklärungen der Bun-

desregierung)

Linke Zeitungen
http://www.freitag.de/

(Freitag)
http://www.jungle-world.

com/ (Jungle World)
http://www.jungewelt.

de/ (Junge Welt)

Tagesberichte vom Krieg
http://www.gsa-essen.

de/Analysen_inhalt.htm
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RundbriefÖkopädagogik
in neuemGewand
Das Ökoprojekt MobilSpiel in Mün-

chen hat seinen Rundbrief Ökopädago-
gik neu gestaltet. Der Rundbrief ist im
Layout lockerer gestaltet und dadurch
übersichtlicher geworden. Er bietet auch
weiterhin Kurzinfos vor allem aus dem
süddeutschen Raum über aktuelle The-
men, Veranstaltungen, neuen Materialien
und Büchern sowie einemmehrseitigem
Schwerpunktthema. Viele Infos beziehen
sich dabei auf Agenda 21-Arbeit. In der
Runde der Infodienste für die Umweltbil-
dung hat er neben den Ökopädnews,
dem Akademieinfobrief aus Schleswig-
Holstein und den Ö-Punkten seinen fe-
sten Platz.

Themenredaktion
"Umweltbildung"

Peter Szekeres
Liebigstr. 50
35037 Marburg
Tel. 06421/24552
petersz@apg.lahn.de

Zeitschriftenschau
Ökopädnews Nr. 93
L Schulbauernhöfe in
Deutschland
Nr. 94
L Networking in der Um-
weltbildung

RundbriefÖkopädagogik
Febr. 99 L Erleb-
nispädagogik im Winter
März 99 L Umweltausstel-
lungen April 99
L Projekte zur Bildung für
nachhaltige Entwicklung

natur&Kosmos März 99
L Sexim Tierreich
L privates Naturschutzge-
biet Lieberose
L Ameisenlöwen
L Bier
L Naturkost

Wasdenktdie Jugend?
Wer wissen will, was bei der Jugend

Trend ist, schaut in die Shellstudie. Sie
gilt als Klassiker unter den Jugendumfra-
gen und ist jetzt zum 13. Mal erschie-
nen. Jugendgerecht sind die Ergebnisse
nun auch erstmals im Internet abrufbar:

Planspiel "AufdemHolzweg"
Planspiele sind gutgeeignetsich in an-

dere Menschen und Rollen zu versetzen
unddie eigeneSichtweise zu reflektieren.
Das Planspiel ,Aufdem Holzweg" kann
ab sechs Personen gespielt werden und
behandelt Fragen zu den Themen Ener-
gie, Ressourcen, Lebensstil, Welthandel
undÖkologie.

Insektdes Jahres
Erstmals ist 1999 auch ein Insekt des

Jahres bestimmt worden: die Florfliege.
Mit der neuen Jahresgruppe wollen die
InsektenkundlerInnen der BBA - Biolo-
gischen Bundesanstalt für Land- und
Forstwirtschaft - aufdie Insekten als welt-
weit größte Tiergruppe aufmerksam ma-
chen. Florfliegen gelten in der Landwirt-
schaftalsNützlinge, da sieBlattläuse und
andere Schädlinge von Kulturpflanzen
verzehren. Probleme bekommt die Flor-
fliege jetzt durch den BT-Mais, da die
gentechnisch in den Mais gebrachten
Giftstoffe über den Weg durch die Mais-
schädlingeauch dieFlorfliegen töten.

ShortStudyVisions–
KurzeStudienreisen
für JugendbetreuerInnen
DasProgramm Jugend fürEuropa bie-

tet haupt- und ehrenamtlichen Newco-
merInnen in der Jugendarbeit einwöchi-
ge Studienreisen an. Ziel ist es, europäi-
sche Jugendorganisationen kennenzu-
lernen, Kontakte zu knüpfen und Anre-
gungen für eine internationale Jugendar-
beitmit nach Hause zu nehmen. Die 15
TeilnehmerInnen einer Gruppe kommen
aus mehreren Ländern zusammen, Ar-
beitssprache ist meist Englisch. Der Ei-
genanteil beträgt200,- DM.
Studienreisen 1999 im Umweltbereich

sind:
Lettland, 15.8-3.10.99: Environmental

education as tool in youth work
Ungarn, 4.9-11 .9.99: Global environ-

mental education of the youth and
,sustainable development"
Deutschland, 17.9.-26.9.99: North

Sea and Wadden Sea as starting points
for ecological learning with young peo-
ple
Rumänien, 25.10.-31 .10.99: Environ-

mental education through picures ,art
eco mont2000"

BroschüreüberUmwelttheater
Kunst ist seit etwa zwei Jahren ein be-

liebtes Medium in der Umweltbildung
geworden. Dabei wird vor allem mit ge-
stalterischen Aspekten gearbeitet: malen,
mit Naturmaterialen werken, Skulpturen-
bau. Eine lange Tradition hat aber auch
die darstellende Kunst in der Umweltbe-
wegung.

NeueLangeweile:
natur&KosmosDie erste gemeinsame Ausgabe von

natur&Kosmos versucht mit zwei belieb-
ten Themen die LeserInnenschaft zu ge-
winnen: Bier und Sex. DasErgebnis des
Zusammenschlusses ist enttäuschend:
Die Zeitschrift ähnelt nun einem Lifesti-
lemagazin ohne Lifestile. Die faszinieren-
den Reportagen von Kosmos sind verlo-
ren gegangen und auch eine gesell-
schaftspolitische Schärfe für Natur- und
Umweltschutzthemen ist nicht zu finden.
Die Layout- und Artikelgestaltung wirkt,
als habe natur Kosmos geschluckt. Her-
auskommen ist ein langweiliges Blatt,
daß alleNachteile derbeiden Vorläuferin-
nen auf116 Seiten in sich vereint. Urteil:
nichtempfehlenswert.
Die beiden renommierten Zeitschriften

haben eine unterschiedliche Geschichte:
Anfang der 80er wurde natur gegründet.
Unter dem Chefredakteur Horst Stern
wurde sie schnell zur unbequemen Vor-
streiterin derUmweltzeitschriften. Diesen
Rang hat ihr inzwischen wohl am ehesten

Ökotest abgenommen. Nach mehreren
personellen Wechseln rang natur ver-
stärkt in den letzten Jahren um ein neues
Profil. Für viele LeserInnen mit enttäu-
schendem Ergebnis: die Qualität und
Schärfe der frühen Jahre wurde nicht
mehrerreicht.
Kosmos war, obwohl ein Urgestein der

deutschen Printmedien, eine recht unbe-
kannte Zeitschrift. Vor etwa 60 Jahren
gegründet, hatte Kosmos damals den
gelben Klassiker National Geografic zum
Vorbild. Kosmos richtete sich stark an
NaturliebhaberInnen: In Reportagen und
Reiseberichten wurden Natur und Natur-
phänomene beschrieben. Natur-
schutzthemen waren stets nur ein Bei-
werk in Kosmos. Eine gemütliche Zeit-
schrift mit wirklich schönen Bildern zum
Schmökern an einem verregneten
Sonntagnachmittag.
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Themenredaktion
"VerbraucherIn-

nenpolitik"

Nicht besetzt.

Wer Interesse hat,sollte
sich melden!

11.-12.6.99 bei Lübeck
Geschlechtsspezifische
Erlebnispädagogik

Das Seminar wendetsich an MultiplikatorIn-
nen und PädagogInnen in der Jungenarbeit.

Umweltpädagogische Methoden sollen in
Bezug aufdie Jungenarbeit überprüft wer-
den. Das Seminar ist praxisorientiert. Unter-

kunft in Zelten. Kosten ca. 180,- DM.
Kraftprotz,Bildungsinstitut für Jungen und

Männer,Vorderer Mühlenweg 17, 24242 Fel-
de,Tel/Fax. 04340/1884

25.-27.6.99 in Raisdorf
Artd'Eco

Ein Workshop zum Thema Kunst als Medium
in der Umweltbildung. Es werden Beispiele

aus der Praxis vorgestellt. KünstlerInnen leiten
die Übungen an. Kosten 100,- DM (erm. 50,-)

plus Übernachtung.
Koordination Natur im Kreis e.V.,An der

Schwentine 13,24223 Raisdorf,Tel.
04307/236,Fax. 7900

25.-27.6.99 bei Gießen
Berufseinstiegs-und
Berufsorientierung

Was gibt es nach dem Studium jenseits von
Umweltbildung und Naturschutzgutachten
für berufliche Möglichkeiten? Das Seminar

wird hierzu Ideen aufzeigen und umfassende
Informationen vermitteln über: Existenzgrün-
dung, Steuern,Versicherungen,Werkverträ-
ge,Bewerbungsstrategien, ... Weiterhin wird
den eigenen Motivationen,Berufswünschen
und Perspektiven nachgegangen. Kosten:

50,- DM incl Essen/Unterkunft.
Bundeskoordination Studentischer Ökologie-

arbeit e.V. c/o Dipl.-Biol. Peter Szekeres,Tel:
06421/24552,petersz@apg.lahn.de

15.-20.8.99 im Harz
JungenarbeitinderWildnis

Zielgruppe sind Pädagogen/Betreuer und ih-
re Jungen. Es wird Freizeit und Fortbildung

angeboten. Viel wird mit erlebnispädagogi-
schen Methoden draußen gearbeitet. Ko-
sten ab ca. 1000,- DM. Infos bei: Kraftprotz,

s.o.

23.-25.10.99 in Drübberholz
TheaterfürUntalentierte

Ein Workshop für ganz "Normale",die Lust ha-
ben,Theaterspielen auszuprobieren: Spielen,
Körperarbeit,Stimmübungen. Eine gute Mög-
lichkeit für noch theaterunerfahrene Multipli-
katorInnen,sich Anregungen in der darstel-
lende Kunst für die Umweltbildung zu holen.

Kosten: 75-100,- DM incl. Essen und
Unterkunft.

Tagungshaus Drübberholz,Drübber 4,27313
Dörverden,Tel. 04234/94056

FalscherKöder?
Sie sind "in": Ethische Geldanlagen

für Bauernhöfe, Windanlagen, Ökobe-
triebe oder ökologisches Bauen. Doch
inzwischen mehren sich die Zweifel. Ver-
schiedene Windenergiezeitungen berich-
ten, daß die Renditen, in der Werbung
noch sehr hoch angegeben und als si-
cher bezeichnet, inzwischen fraglich ge-
worden sind. Gründe dafür sind das auf
EU-Ebene noch nicht abgesicherte
Stromeinspeisegesetz und zu befürchten-
de Ausfallzeiten aufgrund technischer
Defekte. Der Bruch zweier Rotoren im
Vogelsbergkreis läßt erste Zweifel an der
dauerhaften Laufzeit aufkommen. Das al-
les spricht nicht gegen die Windenergie,
rät aber wohl zur Vorsicht, wenn neben
dem Umweltaspekt auch noch "Super-
renditen" versprochen werden.
Eine kritische Position kommt jetzt

auch zur Finanzierung des ökologisches
Bauens. Das Thema selbst ist seit lan-
gem ein Renner, speziell ökologisches
Bausparen kommt erst jetzt so richtig in
Mode. Im Zuge der Kommerzialisierung
der Umweltschutzbewegung bieten nicht
nur Unternehmen den Ökotarif an, son-
dern auch z.B. der BUND ist unter die
BausparmaklerInnen gegangen. Wer mit
einem neuen Haus die Landschaft ver-
bauen will, kann das in Zukunft direkt
über den BUND machen. Dessen Part-
ner: Die BHW eine der großen Finan-
ziers des ungebremsten Neubaubooms,

der dem Naturschutz zu schaffen macht.
Doch nicht nur gegenüber der Frage, ob
Neubauten überhaupt "ökologisch" sein
können, ist Skepsis angesagt. Die Firma
FAIRinvestberatung hat ausgerechnet,
daß Bauspardarlehen letztlich teurer
kommen als andere Quellen. Ihre Zah-
lenbeispiele zeigen, daß sich Kosten um
bis zu einem Viertel drücken lassen,
wenn statt der Bausparverträge die ver-
günstigten Kreditangebote z.B. der Bun-
desländer, der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau oder öffentliche Kredite in An-
spruch genommen werden.

• Windkraft ab 5.000 DM
• Baufinanzierung
• Renditebausparen bis 7,1%

oder zum Bauen in Zukunft
• Vorsorgekonzepte

(z.B. priv. Haftpflichtab 70,- DM)

Karl-Anton-Str. 17 - 40211 Düsseldorf
T0211-1710012
www.fairinvest.de

Ökosteuer,Agenda,
Nachhaltigkeit...alles
Modethemen?

Wirbietenkritische
Positionenzu
aktuellenThemen!

Gegen 2,20 DM in Briefmarken
schicken wir Ihnen unsere
ReferentInnenlisten zu.

Institut für Ökologie
Turmstr. 14a,23843 Bad Oldesloe
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Nationalpark in
Kulturlandschaft
Das Niedersächsische Oberverwal-

tungsgericht hat durch Urteil vom 22.
Februar 1999 die Verordnung des Lan-
desumweltministeriums über den Natio-
nalpark "Elbtalaue" vom 6. März 1998
wegen Verstosses gegen das Natur-
schutzgesetz für nichtig erklärt. Diese
Entscheidung erging auf einen Normen-
kontrollantrag von Landwirten, die im
Nationalparkgebiet einen Betrieb führen,
dem als Folge der Nationalparkauswei-
sung erhebliche Beschränkungen droh-
ten. In der mündlichen Urteilsbegrün-
dung hieß es: "Die Nationalparkverord-
nung istmit⁄25Abs. 1 desNiedersächsi-
schen Naturschutzgesetzes nicht verein-
bar, weil sich das zum Nationalpark Elb-

AktuelleUrteile
Zusammengestellt und
kommentiert von
RAMatthias M. Möller-
Meinecke

Anschrift:
Matthias M. Möller-
Meinecke,Fachanwalt für
Verwaltungsrecht
Bechsteinstr. 27
99423 Weimar
E-mail: moeller-meinecke
@t-online.de

Themenredaktion
"Umweltrecht"
Carsten M. Herrle
Holtenauerstr. 264
24106 Kiel
Tel. 0431/305371-9
Fax-8
Mobil: 0171/2678900
RA.Herrle@t-online.de
http://home.t-online.de/
home/ra.Herrle

Konkrete Tips für politische Gruppen und Zentren:
1.Prozeßkosten-undBeratungshilfeAnwaltliche Beratungen und Rechtsstreitigkeiten verursachen Kosten. Aus diesem Grund wird häufig, z.B. bei ei-

nem Prozeß, aufeinen Rechtsanwaltbzw. eine eingehendeRechtsberatung verzichtet. Ob sich das im Ergebnis rech-
net, kann dahingestellt bleiben. Wer über ein nur geringes Einkommen verfügtmuß nicht befürchten, deswegen
schutzlos dazustehen bzw. von einer Beratung oder Prozeßvertretung durch einen Rechtsanwalt ablassen zu müs-
sen. Unter bestimmten Voraussetzungen kann Prozeßkosten- (für ein etwaiges gerichtliches Verfahren) bzw. Bera-
tungshilfe (bei außergerichtlichen Fragen undAuseinandersetzungen)erteiltwerden.
Prozeßkostenhilfe
Grundsätzlich kann jede natürliche

Person Prozeßkostenhilfe beantragen.
Um Prozeßkostenhilfe aber auch zu er-
langen, muß der Nachweis erbrachtwer-
den, daß die persönliche und wirtschaft-
liche Situation die Prozeßführung nicht
ermöglicht. Zudem muß für die Rechts-
verfolgung bzw. -verteidigung eine hin-
reichende Erfolgsaussicht bestehen; sie
darfnichtmutwillig erscheinen.
Wer erfüllt nun aber die wirtschaftli-

chen Voraussetzungen zur Erlangung
von Prozeßkostenhilfe? Dies orientiert
sich grundsätzlich an dem einzusetzen-
den Einkommen. Folgendes Beispiel ei-
ner Familie mit zwei Kindern soll dies
verdeutlichen:
Die Familie erzielt ein Nettoeinkom-

men von DM 3.000,00 (bei Arbeitstätig-
keit des Vaters und / oder der Mutter
nach Abzug von Steuern, Werbungsko-
sten, Vorsorgeaufwendungen ...). Von
diesem Nettoeinkommen sind bestimmte
Freibeträge pauschal abzuziehen. Diese
Freibeträge werden jeweils zum 01. Juli
eines jeden Jahres neu festgesetzt. In der
Zeit vom 01. Juli 1998 bis zum 30. Juni
1999 giltalsFreibetrag

‰DM 663,00 für den Antragsteller
unddessen Ehegattin
‰DM 466,00 für jede unterhaltsbe-

rechtigtePerson
Insgesamt summieren sich die Frei-

beträge bei dem obigen Beispiel aufDM
2.258,00. Dieser Betrag wird nunmehr
von dem Nettoeinkommen abgezogen.
Es verbleibt DM 742,00. In einem
nächsten Schritt sind von den verbliebe-
nen DM 742,00 die Kosten der Warm-
miete abzuziehen.
Würde die Warmmiete z.B. DM

700,00 betragen, verbliebe ein "einzu-
setzendes" Einkommen von DM 42,00.
Das Gericht ermittelt nun anhand einer
Tabelle die Auswirkungen der Höhe des
einzusetzenden Einkommens aufdie Ge-
währung der Prozeßkostenhilfe. Liegt
das einzusetzende Einkommen unter
30,00, wird Prozeßkostenhilfe gewährt
(soweit die anderen Voraussetzungen
natürlich vorliegen), ohne daß der jewei-
lige Antragsteller mit monatlichen Rück-
zahlungsraten belastet werden würde.
Liegt das einzusetzende Einkommen
über 30,00, wird Prozeßkostenhilfe
zwar gewährt. Der Antragsteller hat aber
die Prozeßkosten in monatlichen Raten
(deren Höhe sich wiederum nach der

talaue erklärte Gebiet nicht", wie es das
Naturschutzrecht als zwingende Voraus-
setzung für eine Nationalparkausweisung
fordert, "in einem vom Menschen nicht
oder nurwenig beeinflussten Zustand be-
findet. Daraufhatschon dasBundesmini-
sterium fürUmwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit, das bei dem Erlass der
Verordnung zu beteiligen war, in einer
eingehenden Stellungnahme hingewie-
sen. Mehr als 40 % des Gebiets werden
als Grün- und Ackerland bewirtschaftet;
bei diesen Flächen handelt es sich um ei-
ne der Flusslandschaft abgerungene, von
Menschenhand gestaltete und gewachse-
ne Kulturlandschaft und damit um von

Menschen mehr als nur wenig beeinflus-
ste Landschaftsteile. Nichts anderes gilt
für den größten Teil der im Nationalpark
liegenden Wälder und Gehölze, die auf
24,5 % der unter Schutz gestellten Flä-
che stehen. In einem vom Menschen
mehrals nurwenig beeinflussten Zustand
befinden sich auch die Gewässer, die
22,1 % der Nationalparkfläche einnah-
men. Die Elbe, bei der es sich um eine
Bundeswasserstrasse handelt, ist seitdem
Wiener Kongress in mehreren Etappen,
zuletzt im Jahre 1931, ausgebaut wor-
den, um sie alsWasserstrasse nutzbar zu
machen. Zur Erhaltung der Schiffbarkeit
der Elbe sind allein im Zeitraum von
1957 bis 1991 fast 2 Mio m3 Sand aus-
gebaggert worden. Darüber hinaus sind
im Laufe von Jahrhunderten umfangrei-

Höhe des einzusetzenden Einkommens
richtet) zurückzuzahlen.
In dem Beispielsfall müßte der Antrag-

steller mit einer monatlichen Ratenzah-
lung von DM 30,00 rechnen, wenn die
weiteren Voraussetzungen vorliegen. Lä-
ge die Warmmiete lediglich bei 600,00,
müßten DM 60,00/Monatgezahltwer-
den.

Beratungshilfe
Anders als die Prozeßkostenhilfe wird

die Beratungshilfe zur Wahrnehmung
von Rechten außerhalb eines gerichtli-
chen Verfahrens gewährt. Das Amtsge-
richt, bei dem derAntrag aufBeratungs-
hilfe zu stellen ist, erteilt dem Antragstel-
ler einen Beratungsschein, wenn dies
die persönlichen und wirtschaftlichen
Verhältnisse erfordern (entsprechen den
Voraussetzungen der Prozeßkostenhilfe).
Auf der Grundlage des Beratungssch-
eins kann der Antragsteller von einem
Rechtsanwalt seiner Wahl eine schriftli-
che odermündliche Beratung bzw. eine
außergerichtliche Vertretung bekommen.
Ermuß dem Rechtsanwalt lediglich eine
Gebühr in Höhe von maximal 20,- DM
zahlen.
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che Deichbau- und Entwässerungsmaß-
nahmen durchgeführt worden, um der
Überflutung der gesamten Elbniederung
zu begegnen, den Abfluss von Hochwas-
ser zu verbessern und Kulturland zu ge-
winnen. DieDeichstrecke im Bereich des
Nationalparks ist weitgehend geschlos-
sen und unterliegt ständigen Unterhal-
tungs- und Pflegemaßnahmen, Bereiche
ohne Deichlinie gibt es nur dort, wo die
Aue an die Geest oder an Geestinseln
stößt. In dem unter Schutz gestellten Ge-
biet befinden sich ausserdem neben St-
rassen, Wegen und Parkplätzen eine Elb-
brücke, Splittersiedlungen, Hofstellen,
Häfen, Fähranlagen, Bodenabbaustellen,
Klärteiche und Campingplätze sowie ein
Friedhof. Von einem von Menschen
nicht oder nur wenig beeinflussten Ge-
biet kann danach keine Rede sein. Für
den Bereich, der von derVerordnung er-
fasstwird, liegen die gesetzlichen Voraus-
setzungen für eine Unterschutzstellung
alsNationalpark danach nichtvor."

DasBundesnaturschutzgesetz und ihm
folgend alle Landesnaturschutzgesetze
stellen die gleiche Anforderung an Flä-
chen, die als Nationalpark ausgewiesen
werden sollen: Sie müssen "sich in ei-
nem vom Menschen nicht oder wenig
beeinflussten Zustand" befinden. Diese
Anforderung ist nun erkennbar erstmals
von einem Gericht untersucht worden.
Im Ergebnis fordert das OVG Lüneburg,
daß der vorgefundene Zustand sich in ei-
nem von Menschen wenig beeinflussten
Zustand befinden muß; das zukünftige
Entwicklungspotential des Gebietes ist
auch nach demGesetzeswortlautkein er-
satzweise erhebliches Ausweisungskriteri-
um. In Mitteleuropa und speziell auch im
wiedervereinigten Deutschland finden
sich kaum "großräumige" (⁄14 Abs. 1
Nr. 1 BNatSchG) Gebiete, die "sich ei-
nem vom Menschen wenig beeinflussten
Zustand befinden"; das Urteil wirft daher
indirekt auch die Frage auf, ob nicht
auch andere aus dem Dutzend anderer
deutscherNationalparks wegen Nichtein-
haltung dieses gesetzlichen Auswei-
sungskriteriums rechtlich als "nichtig"
zu bewerten sind. Denn in vielen dieser
Nationalparks fanden sich bei der Aus-
weisung weite Flächen in einem vom
Menschen mehr als nur wenig beeinflus-
sten Zustand. So werden beispielsweise
erhebliche Teile des Nationalparkes
Müritz land- und fischereiwirtschaftlich
bewirtschaftet, hier finden sich Kiefern-
Plantagen, der Einsatz schwerer Rücke-
fahrzeuge und ein Netz von Forststrassen
vermittelt den Eindruck einer auf Ertrag
gerichteten Forstwirtschaft, der Specker
See ist seit der Nazi-Zeit künstlich aufge-
staut, um Bäume flössen zu können und
im Park wohnen 800Menschen. Im Na-
tionalpark Niedersächsisches Watten-
meer werden 40 % der Deichvorländer
(Salzwiesen und Sommerpolder) durch
die Landwirtschaft genutzt, Bauwerke
des Küstenschutzes genießen Vorrang

Eine politischePartei hatte die Einsicht-
nahme in die Behördenakten über die
Gewährung eines Finanzzuschusses aus
einem Landesfonds erstrebt. Der Zu-
schuss war einem Unternehmen zur Er-
richtung einer als umweltdienlich beur-
teilten Anlage zur thermischen Verwer-
tung halogenhaltiger organischer Pro-
duktionsabfälle (Reststoffverwertungsanla-
ge) gewährtworden.
Das Bundesverwaltungsgericht hat im

Urteil vom 25. März 1999 entschieden,
daß der im Umweltinformationsgesetz
des Bundes (UIG) geregelte Anspruch
des Bürgers gegen den Staat auf freien
Zugang zu Umweltinformationen auch
auf die Einsichtnahme in Akten über die
staatliche finanzielle Förderung eines um-
weltverbessernden Produktionsverfahrens
gerichtet sein kann. Zur Begründung
verweist das Gericht darauf, daß der ge-
setzliche Anspruch des Bürgers auf frei-
en Zugang zu Umweltinformationen
nicht nur die bei den Behörden vorhan-
denen Angaben über den Zustand der
Umwelt umfasse, sondern der Bürger

könne "auch Informationen über staatli-
che Tätigkeiten oder Maßnahmen zum
Schutz der Umwelt beanspruchen". Zu
diesen Tätigkeiten oder Maßnahmen
zähle auch die Förderungstätigkeit des
Staates. Denn staatliche Umweltsubven-
tionen, mit denen Unternehmen bei der
Realisierung umweltpolitisch erwünschter
Vorhaben finanziell unterstützt würden,
bezweckten ebenso wie andere Instru-
mente des Umweltschutzes die Verbesse-
rung der Umweltsituation. Mit ihrer Hilfe
könne der Staat ein Maß an Umwelt-
schutz verwirklichen, das auf andere
Weise, insbesonderemitdem klassischen
Instrumentarium des Ordnungsrechts,
nicht, nicht so schnell oder nicht so si-
cher erreichbar wäre. Nach Sinn und
Zweck des Umweltinformationsgesetzes
istderdortverankerteAuskunftsanspruch
nicht auf direkte Maßnahmen der Ver-
besserung der Umweltsituation be-
schränkt.

Dieses Urteil ermuntert
und verpflichtet Planfest-

stellungsbehörden,Aus-
gleichsmaßnahmen auch

dann anzuordnen,wenn
sie erheblich in die Belan-

ge der Landwirtschaft ein-
greifen. Bislang weichen

zahlreiche Planfeststel-
lungsentscheidungen die-

sem Konflikt zugunsten
von Ersatzmaßnahmen,

von Ausgleichszahlungen
oder eines Defizits an

Kompensation aus,was
nach dieser Grund-

satzentscheidung dazu
führt,daß der Planfeststel-

lungsbeschluss wegen
Verstoss gegen das Ab-

wägungsgebot rechtswid-
rig ist.

AnspruchaufInformation
überstaatliche
Umweltförderung

vor einer natürlichen Dynamik der Ufer
und auf einer Fläche von 180 ha findet
eine Campingnutzung statt. Die Wald-
flächen des Nationalparks Jasmund auf
Rügen werden ebenso wie im National-
park Müritz durch traditionelle Forstwirt-
schaft geprägt. In beiden Parks versie-
geln ehemals militärisch genutzte Anla-
gen wertvolle Landschaftsteile. Entwässe-
rungsgräben und Trinkwasserbrunnen
trocknen Feuchtgebiete aus. Entwässe-
rungsgräben prägen dasBild des Schles-
wig-Holsteinischen Wattenmeeres, hier
wie in anderen Nationalparks finden sich
vom Menschen gestaltete Kulturland-
schaften und von der Forstwirtschaft ge-
staltete Wälder, ebenso wie Straßen, We-
ge, Parkplätze, Siedlungen, Hofstellen,
Bodenabbaustellen, Klärteiche und Cam-
pingplätze, allesamt Zeugnisse des Ein-
flusses von Menschen auf die Gebiete
und damit Indizien gegen eine Auswei-
sung einesNationalparkes.
Auf das Urteil reagierte ein Natur-

schutzverband mit heftiger Richterschel-
te. Bei genauerem Hinsehen liegt die
Verantwortung für diese Niederlage des
Naturschutzes aber nicht bei den Rich-
tern, weil diese nur das Naturschutzge-
setz angewandt haben. Verantwortlich für
die Pleite ist der Gesetzgeber des Bun-
desnaturschutzgesetzes; der Bundesum-
weltminister ist aufgrund des Urteils
gefordert, in einerNovellierung des Bun-
desnaturschutzgesetzes als Kriterium für
einen Nationalpark auch solche Gebiete

aufzunehmen, in denen zumindestens
ein naturschutzfachliches Entwicklungs-
potential zugunsten eines vom Men-
schen zukünftig unbeeinflusstes dynami-
schen Ökosystemsvorhanden ist. Anson-
sten würde dieAusweisung von National-
parks in Kulturlandschaften stets angreif-
barsein.

Ausgleich fürNatureingriffe
trotzExistenzgefährdung
Das Bundesverwaltungsgericht mußte

aus Anlaß der Autobahnplanung von
Dresden nach Prag auf die Klage eines
Landwirtes entscheiden, ob dieser durch
solche auf seinen Wirtschaftsflächen fest-
gesetzte Maßnahmen des Ausgleichs für
den autobahnbedingten Natureingriff in
seiner Existenz gefährdet werden durfte.
Der Landwirt hatte daraufverwiesen, daß
bei Auswahl einer mit noch erheblich
stärkeren ökologischen Beeinträchtigun-
gen verbundenen Alternativtrasse sein
Grundeigentum hätte verschont werden
können. Das Bundesverwaltungsgericht
hat in seinem Urteil vom 18. März 1998
entschieden, daß die privaten Belange
gegenüber erheblichen ökologischen
Beeinträchtigungen bei anderer Trassen-
führung zurückzutreten hätten. Das gelte
selbst dann, wenn - wie hier - der Auto-
bahnbau letztlich die Existenzfähigkeit
desBetriebesvernichten werde.
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KeineKlagebefugnisdes
Einzelnen zum Schutz
desOrtsbildes
"Die Rechtsordnung erkennt dem

Grundbesitz gegenüber ästhetischen Be-
einträchtigungen eines Ortsbildes durch
den Ausbau einer Bahnstrecke keinen
Schutzzu."
Zur Entscheidung stand eine Klage ei-

ner Anliegerin gegen den Ausbau einer
S-Bahnstrecke um ein zweites Gleis. Das
Bundesverwaltungsgericht begründete
seinen Leitsatzwie folgt: "Soweit sich die
Klägerin schließlich gegen die "optische
Verunstaltung eines dörflichen Kerns"
zur Wehr setzen möchte, ist ihr zuzuge-
ben, daß sie damit zumindest einen Be-
zug zur eigenen "Lebensqualität" auf-
zeigt. Dieser private Belang ist aber
rechtlich nicht geschützt, und zwar auch
nicht, soweit die Klägerin als Eigentüme-
rin und Bewohnerin eines Hauses, das
zu diesem Ortskern zählt, ein gesteiger-
tes Interesse an dessen unveränderter Er-
haltung haben mag. Die Rechtsordnung
erkennt dem Grundbesitz gegenüber
"ästhetischen" Auswirkungen der ge-
nannten Art keinen Schutz zu. Vielmehr
überantwortet sie gemäß ⁄1 Abs. 5 Satz2
nr. 4 des Baugesetzbuches den Schutz
des Ortsbildes weitgehend der Planungs-
hoheit der Gemeinde. Wenn die Ge-
meinde im Rahmen ihrer örtlichen "Ver-
kehrspolitik" eine Beeinträchtigung des
Ortsbildes durch die überörtliche Fach-
planung in Kauf nimmt, weil aus ihrer
Sicht anderen öffentlichen Belangen -
hier dem Interesse an der Vermeidung
unzumutbar langer Schranken-
schließungszeiten an dem Bahnüber-
gang größeres Gewicht zukommt, eröff-
net der Rechtsweg Privaten keine Mög-
lichkeit zur Überprüfung dieser Entschei-
dung."

ZumKasten
rechts:
Das Schicksal der
Projektwerkstatt, in der
bisher die Ö-Punkte
gemacht wurden,ist
immer noch unklar. Gibt
es eine Gruppe oder
Einzelpersonen,die dieses
Haus als politische WG
übernehmen wollen?

Ob Kaufoder eine andere
Variante ... da ist vieles
denkbar,wenn nur der
Wille da ist,dieses
einmalige Gebäude mit
neuem radikalen Leben zu
füllen!

Ein Besuch ist nach
Absprache möglich.

Infotelefon:
06401/903283 und
0171/8348430.

2.HinweisezumMietrecht
DieKündigungdes
Wohnungsmietverhältnisses
Das Mietverhältnis endet grundsätzlich

entwedermit Zeitablaufoder durch Kün-
digung eines Mietverhältnisses, das auf
unbestimmte Zeit geschlossen wurde.
Bei der Kündigung wird wiederum zwi-
schen einer ordentlichen und außeror-
dentlichen unterschieden. Eine ordentli-
che Kündigung bedeutet nichts anderes,
als daß bis zur Räumung der Wohnung
bestimmte Fristen eingehalten werden
müssen, welche von derDauer derMiet-
zeit abhängen. In der Regel beträgt die
Kündigungsfrist 3 Monate. Nach 5, 8
bzw. 10 Jahren seit Einzug in die Woh-
nung verlängert sich die Kündigungsfrist
um jeweils 3 Monate. Wer also seit 10
Jahren in einer Mietwohnung wohnt,
kann sich auf eine einjährige Kündi-
gungsfristberufen.
Gilteine dreimonatigeKündigungsfrist,

muß die Kündigung spätestens am drit-
ten Werktag eines Monats für den Ab-
lauf des übernächsten Monats erklärt
werden. Ist dabei der dritte Werktag ein
Samstag, endet die Frist am nächsten
Werktag, d.h. am Monat. Kündigt der
Vermieter, muß die Kündigung schriftlich
unter Angabe von Gründen erfolgen.
KündigtderMieter, istkeineBegründung
notwendig. Sinnvoll ist es, den Briefum-
schlag aufzuheben, mit dem die Kündi-
gung zugesandt wurde, da sich darauf
derPosteingangsstempel befindet.
Die außerordentlichen Kündigung er-

folgt zumeist fristlos; die Mietwohnung
muß dann unverzüglich geräumt wer-
den. Dabei müssen ganz bestimmt Um-
stände vorliegen, welche die Aufrechter-
haltung des Mietverhältnisses für den
Mieter bzw. den Vermieter unzumutbar
machen. Wer dauernd unpünktlich die
Miete überweist, ohne Zustimmung des

Vermieters Haustiere hält, den Vermieter
beleidigt (...), dem kann, wenn derMie-
ter zuvor erfolglos Abgemahnt wurde,
fristlos gekündigt werden. Besonders
häufig sind fristlose Kündigungen bei
Zahlungsverzug. Eine Kündigung kann
bereits ausgesprochen werden, wenn
z.B. der Mieter zweimal hintereinander
mit der Miete oder einem nicht unerheb-
lichen Teil derMiete in Verzug ist (in der
Regel zumindest in Höhe einer Monats-
miete). Für den Mieter ist dabei interes-
sant, daß z.B. durch nachträgliche Zah-
lung der Miete die Kündigung abgewen-
detwerden kann.
Beruft sich der Vermieter in seiner

Kündigung auf Eigenbedarf, benötigt er
also die Wohnung z.B. für seine Famili-
enangehörigen, muß genau geprüft wer-
den, ob die gesetzlichen Voraussetzun-
gen einer solche Eigenbedarfskündigung
überhaupt vorliegen. Werden Gründe
vorgeschoben, ist die Kündigung unwirk-
sam.
Gegen die Kündigung kann derMieter

(wenn er sich mit der Kündigung nicht
abfinden möchte) Widerspruch einlegen.
In diesem Widerspruchsschreiben muß
dargelegt werden, aus welchen Gründen
der Auszug aus der Wohnung unzumut-
bar ist. Eine bevorstehende Examen-
sprüfung, eine Entbindung (..) können
dazu führen, den Zeitpunkt desAuszugs
weiter hinauszuzögern. DerWiderspruch
sollte spätestens zwei Monate vor Ablauf
der Kündigungsfrist dem Vermieter per
Einschreiben zugesandt werden. Auf die
Möglichkeit des Widerspruchs muß der
Vermieter den Mieter hingewiesen ha-
ben (zumeist aufgrund einer Klausel
Mietvertrag). Unterläßt er das, kann der
Widerspruch gegen die Kündigung auch
noch zu einem späteren Zeitpunkt er-
klärtwerden.

Das Haus besteht aus Scheune,Zwischenge-
bäuden und Haupthaus. Alle sind baubiolo-
gisch renoviert,gedämmt und eingerichtet.

Wohnhaus mit ...
... großen Dachraum
... Küche,Bad,WC getrennt
... Keller
... großer Terrasse (im Bau)
Tagungshaus mit ...
... Seminar− und Arbeitsräumen
... Platz für Bibliothek,Archive usw.
... 2 Bettenräumen mit 18 Betten
... Gruppenküche und −sanitärräume
... schallisolierter Feten−/Probenraum
... Werkstatt

Alles mit ...
... neuen Elektro− und Sanitärinstallationen
... Telefonanlage
... Zentralheizung (Solar und Holzkessel)
Garten mit ...
... Sitzecken,Liegewiese
... Gewächshaus,Wohnhütte
Das Dorf ...
... mit eigenem Bahnanschluß
... 18km östlich von Gießen

Preis (Verhandlungsbasis):
... 400.000 DM oder
... 300.000 DM als "politischer Preis",wenn das Tagungshaus offen bleibt für Initiativen
Alles Näheres wäre zu besprechen,auch z.B. Ratenzahlung oder noch andere Finanzie-
rungsmodelle. Kontakt: Projektwerkstatt,06401/903283
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3.-6. Juni in Königswinter
Umweltmanagement
inderDrittenWelt

Wie die Multis aus Müll Geld machen
Infos: AZK,02223/73161

11.-13. Juni in Hannover
Sami,dieIndianerNordeuropas

Einblicke in die Lebensweise der Samis,die in
Skandinavien und im russischen Sapmis

leben.
Info: JANUN,0511/3940415
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Themenredaktion
"Umweltund
Entwicklung"

Nicht mehr besetzt!

Wir suchen eine neue
Crewoder Person,die für
jede Ö-Punkte-Ausgabe
zusammenstellt,was im

Bereich Umwelt &
Entwicklung,d.h. im

Übergang zwischen
diesen beiden Themen,

läuft.

Autor
Eduard Fritsch

Dieser Text ist gekürzt
entnommen aus der Zeit-
schrift "ila" der Informati-

onsstelle Lateinamerika.
Probehefte und Abos
gibt es bei Ila,Heerstr.

205,53111 Bonn,
0228/658613

Zeitschriftenschau
iz3w-Blätter Mai '99:

L Krieg und neue NATO
(S. 3-9)

L Zivilgesellschaft in Mexi-
ko und Nicaragua (S.

13-15)
L Schwerpunkt Stadt-

staaten (S. 17-35)

BUKO22Perspektiven gegen dieschöne
neueEXPO-Welt

Der 22. Bundeskongreß entwicklungs-
politischer Aktionsgruppen (BUKO) fin-
det vom 28. bis 31. Oktober 1999 in
Hannoverstatt. Ernimmtdie Internationa-
le Weltausstellung EXPO 2000 (1 .6. -
31 .10.2000) zum Anlaß, die Debatten
über emanzipatorische Politik jenseits der
herrschenden Weltordnung weiterzufüh-
ren.
Die Entwicklung solidarischer Lebens-
zusammenhänge steht im Zentrum vieler
sozialer und politischer Bewegungen in
Deutschland, Europa und in anderen
Kontinenten. Für sie will der BUKO 22
ein Diskussionsforum schaffen. Die Leit-
fragen entwickeln sich aus der prakti-
schen Arbeitderbeteiligten Gruppen und
Organisationen und artikulieren ihre
grundlegende Kritik zu den Mainstream-
Perspektiven, wie sie die EXPO2000 in-
szeniert. 172 Regierungen und 14 inter-
nationale Organisationen haben sich bis
Februar1999 aufEinladung derBundes-
regierung als "offizielle Teilnehmer" zur
EXPO 2000 angemeldet. Diese werden
den größten Teil der Ausstellungen auf
dem EXPO-Messe-Gelände bestreiten.
Als "nichtoffizielleTeilnehmer" sindmul-
tinationale Konzerne, NGOs u.a. Institu-
tionen im Spiel. Die EXPO2000GmbH
managt das Großereignis. Ob es um
Hunger in derWelt geht, um Armutoder
Umweltzerstörung, dieEXPOGmbH ver-
spricht in "atemberaubenden Ausstel-
lungsbeiträgen" "Lösungsvorschläge für
die Probleme der Zukunft anschaulich,
aktiv und mit allen Sinnen erlebbar" zu
machen (www.expo2000.de). Die Aus-
stellenden sollen sich am Konzept nach-
haltiger Entwicklung der Agenda 21 ori-
entieren. Nach diesem Konzept wäre es
möglich, gleichzeitig Wirtschaftswachs-
tum, Ressourcenschonung und den Ab-
bau der weltweiten sozialen Ungleichhei-
ten zu erreichen - unter Beibehaltung
bzw. Intensivierung der bestehenden pa-
triarchal-kapitalistischenWeltordnung.

VierForen
Für den BUKO 22 werden vier Foren
organisiert, die jeweils in einzelnen Ar-
beitsgruppen zentrale Fragen, praktische
Erfahrungen und Perspektiven diskutie-
ren. Anknüpfend an zentrale Positionen
desKonzeptes"Expo2000" wird am er-
sten Tag die kritische Bestandsaufnahme
derherrschenden Verhältnisse imVorder-
grund stehen. Am zweiten Tag dreht sich
die Diskussion um Zukunftsentwürfe
"von unten" undPerspektiven emanzipa-
torischerPolitik.

AmRioLempa
wollendieLeutemehrals
Katastrophenhilfe

EinHurrikan isteineNaturkatastrophe–
weit gefehlt. Die Natur hat bei derMitch-
Katastrophe allenfalls als Opfer der glo-
balen Klimaveränderungen und von
Strukturen eine Rolle gespielt, die Men-
schen zumRaubbau undzumLeben und
Arbeiten an Standorten zwingen, die für
beides nicht geeignet sind. Die Naturge-
waltgeselltsich allenfalls zurstrukturellen
Gewalt – mit den bekannten verheeren-
den Folgen. AmBeispiel desRioLempa,
des größten Flusses El Salvadors, zeigt
sich, wasaußerdemHurrikan an sich zur
eigentlichen Mitch-Katastrophe geführt
hat: die ungleiche Landverteilung mit ih-
rem Zwang zum Minifundismus an
Hanglagen; ein Wirtschaftsmodell, das
die Landwirtschaft vernachlässigt; eine
nuraufRenditezielendeEnergiewirtschaft
unddienachhaltigeHerrschaft ... derRei-
chen.
Die Schwestern vom Pastoral-Team am
östlichen UferdesLempa-Unterlaufes ha-
ben seitvergangenemNovemberLebens-
mittel, Medikamente und Kleider an die
etwa 26000 Opfer der großen Über-
schwemmung im Gefolge des Mitch ver-
teilt. Jetzt – im Februar bei einer Ver-
sammlung der 26 Gemeinden in dieser
Region – sagt eine von ihnen: "Nah-
rungsmittel zu verteilen, ist notwendig.
Aber das laugt uns regelrecht aus. Wir
werden derartig damitbeschäftigt, da uns
keineEnergiemehrdafürbleibt, weiterzu
gehen, das Problem an der Wurzel zu
packen." In der Tat. In der Region liegt
Vieles im Argen. Der traditionelle Land-
bau wurdedurch kurzfristig profitträchtige
Monokulturen abgelöst, großflächige Ro-
dungen taten ihr übriges: derErosion ste-
henTürundToroffen. DieKonsequenzen
tragen immer zuallererst die Armen, die
Menschen, die sowieso nie gefragt wer-
den und die von den Brüchen mit den
Traditionen von Anbeginn nichts als
Nachteile hatten. Auch der Hurrikan und
die Überschwemmung traf die Armen.
Und das nicht nur aufgrund jahrelanger
Zerstörung der natürlichen Wasserrück-
haltung und der Umsiedlung in unzurei-
chendgesicherteStädte etc.

DieÖffnungderStauwehre
Ein andererZusammenhang liegt ihnen
nach der letzten Erfahrung näher. Die
Niederschläge im vergangenen Oktober
waren heftig und in den unmittelbar am
Fluß und in Küstennähe gelegenen Ge-
meinden setzte eine leichteÜberschwem-
mung ein. Außerdem war Mitch im An-
flug. Am 21. Oktober in der südöstlichen
Karibik entstanden, schwoll er am Sams-
tag, den 24. Oktober vor der hondurani-
schen Atlantikküste zu einem Hurrikan
mit einer Geschwindigkeit von fast 300
km/h an. Dann brach er über Honduras

und den Norden Nicaraguas herein und
zog, schon schwächer geworden, durch
den Golf von Fonseca nach El Salvador.
Noch am Freitag hatten die Elektrizitäts-
gesellschaftCEL, welchedieWasserkraft-
werke am Rio Lempa betreibt, und das
Nationale Notstandskomitee COEN be-
sorgteAnrufervomBajoLempaberuhigt:
man lassezurZeiteineWassermengevon
500 m3/sek. ab (nach der großen Über-
schwemmung von 1995 hatteCELzuge-
sagt, niemehrals1500m3/sek. abzulas-
sen). Am frühen Morgen des Sonntag
aber, um 2.00 Uhr, als die vom Regen-
sturm des Mitch ansteigenden Wasser-
massen auf die Staumauern der Wasser-
kraftwerke drückten, öffnete CEL die
Wehre und entließ 12.500 m3/sek. Jetzt
drang wortwörtlich in Windeseile das
Wasser in die Gemeinden, in die Häuser
und kroch unterTisch und Betten. Selbst
in der relativ günstig gelegenen Gemein-
de Nueva Esperanza blieb gerade noch
Zeit, ein paar Hühner aufs Dach zu wer-
fen und einige Kranke in den Kirchturm
zu bringen, dann mußten die Leute
schleunigst fliehen. Natürlich hat der
CEL-Präsident die Schuld auf den Hurri-
kan und auf das Notstandskomitee ge-
schoben. Aber die Betroffenen erinnern
sich an das, was CEL 1995 versprochen
hatte und was einem Eingeständnis
gleichgekommen war, die Wehre zu
schnell undzu weitgeöffnetzu haben. Ri-
cardoVsquez von FUNDALEMPAkann
auch den Zusammenhang erklären: Die
vier Stauseen, die in den fünfziger und
sechziger Jahren am Lempa gebautwur-
den, sind nie gepflegtworden. Durch die
alljährlichen Erosionsschübe verlanden
sienach undnach, esgibtimmerweniger
Platz fürNiederschläge undZuflüsse und
die Sedimente drücken gewaltig auf die
Staumauern. Wenn derWasserspiegel bei
heftigen Niederschlägen steigt, liegt es
nahe, einfach die Wehre aufzumachen.
Ergo istmitAbhilfe nichtzu rechnen.
Doch langsam kommt Wut auf. Mit
schönen Worten lassen sich den Men-
schen am Rio Lempa nicht mehr hinhal-
ten. Jetzt müssen weitergehende Verän-
derungen her, Versprechungen, die nicht
eingehaltenwurden, gabesschongenug.

Mensch Natur Technik
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NeuestenGerüchten zufolgesollenUm-
weltbundesamt und Bundesumweltmini-
sterium im April einen ersten Entwurf ei-
nes Fluglärmschutzgesetzes vorlegen
bzw. vorgelegt haben. Damit Ihr den Ent-
wurf des Gesetzes an den Forderungen
aus der Oppositionszeit messen könnt,
wollen wir hier nochmal kurzdiewichtig-
sten Punktedes"grünen" Fluglärmgeset-
zes aufführen. Die Kritik am alten war
hart: "In der vorliegenden Form schützt
das Fluglärmgesetz mehr die Flughäfen
vor den Menschen als umgekehrt." Prio-
rität sollte demnach der Schutz der Ge-
sundheit vor allen Verkehrs- und Wirt-
schaftsbelangen haben. Zu den einzelnen
Punkten:
‰Das Gesetz muß gegen jeden unzu-
mutbaren Fluglärm schützen. Deshalb
sind Regionalflughäfen, Landeplätze, all-
gemeine Luftfahrt, Sportfluggeräte und
militärische Tiefflug- sowie andere
Übungsgebiete in dasGesetz einzubezie-
hen.
‰Das bisherige Verfahren zur Ermitt-
lungdesLärmpegelsüber6Monatemuß
durch den Beurteilungspegel ersetztwer-
den, der in anderen Bereichen längst üb-
lich ist. Maximalpegel sind in die Ermitt-
lungen einzubeziehen.
‰Schlafzeiten von Kindern undKernru-
hezeiten sindbesonderszu schützen. Der
Schutz vor Nachtfluglärm ist deshalb
voranzutreiben.
‰Die Schutzzonen rings um die Flug-
häfen müssen so ausgewiesen werden,
daß dieFlughäfen auch tatsächlich fürdie
Lärmsanierung aufkommenmüssen.

Themenredaktion
"Vekehr"

Umkehr e.V.
Exerzierstr. 20
13357 Berlin-Wedding
Tel. 030/4927473
Fax4927972

Kontakt
IBF
Angerstr. 8
82290 Landsberied
Fon 08141/26710
Fax34176

Fluglärmmalus
gerichtlich bestätigt
Das Urteil des OLG Koblenz vom
6.5.98 (1 U 1568/93), das einen
Fluglärmmalusvon10dB(A)einführte, ist
rechtskräftig geworden, nachdem der
Bundesgerichtshof die Annahme der Re-
vision der Bundesregierung im Novem-
ber 98 abgelehnt hat. Das Gericht hatte
bei 17maliger Überschreitung von Spit-
zenpegeln über 90dB(A) die enteig-
nungsrechtliche Zumutbarkeitsschwelle
als eindeutig überschritten gesehen. Das
Gericht ließ offen, ob schon Mitte-
lungspegel ab65dB(A) fürdieseBestim-
mung als entscheidend anzusehen sind.
Es wurde kein Unterschied zwischen mi-
litärischen und zivilen Düsenflugzeugen
gemacht. Die Kläger haben nun An-
spruch aufEntschädigung. DasUrteil hat
sehrgroßeBedeutung, weil solchePegel
in Deutschlandoftüberschritten werden.

WirtschaftsfaktorFluglärm
Wie schon berichtet, will die EU Flug-
zeuge, die mit hush-kits ("Lärmdamp-
fern") ausgerüstet sind, ab dem Jahr
2002 verbieten. Bisher dürfen sie als lär-
marm eingestuft werden, obwohl sie so
nicht empfunden werden. Daraus scheint
jetzteinWirtschaftskampfUSA-EUzu ent-
stehen, dadieUSAdaseinzigeLandsind,
in dem hush kits hergestellt werden. Die
USAwollen ihre kränkelnde Boeingwer-
ke stützen und vermuten eine Bevorzu-
gung von Airbus. Daher drohen die USA
ein Landeverbot für das europäische
Überschallflugzeug Concorde an. Das
Europarlament hat die Entscheidung
nochmals bekräftigt, die Kommission sie
dagegen vorläufig ausgesetzt.

Benzinpreise
Niedrige Benzinpreise haben viele
Nachteile, nicht nur den vermehrten Ver-
brauch des Treibstoffs. In den USA steht
der Spritpreis inflationsbereinigt auf ei-
nem historischen Tiefststand. Das US-
Kriegsministerium hatdeswegen allein im
vergangenenHaushaltsjahrfastachtMilli-
arden DM eingespart. Das eingesparte
Geldfließtabernichteinfach so in den all-
gemeinen Haushalt zurück. Vielmehr
darf sich das Pentagon vom größten Teil
neue Waffen besorgen. Mithilfe dieser
Waffen kann dann wiederbei outofarea-
Einsätzen fürbilligenSpritin denUSAge-
sorgtwerden.

Hochgeschwindigkeitsverkehr
einspurig
Im kommenden Sommerwird die ICE-
Neubaustrecke zwischen Hannover und
Würzburg teilweise nur einspurig zu be-
fahren sein, lautet eine Information des
Geschäftsbereichs Fernverkehr der DB
AG. Demnach müssen die Talbrücken
und derOberbau aufder erst zehn Jahre
alten Strecke erneuert werden. Die Bela-
stung der Strecke ist offensichtlich völlig
unterschätztworden.

‰Für Neu- und Erweiterungsgenehmi-
gungen von Flughäfen muß als Beurtei-
lungsgrundlage dermaximal abwickelba-
re Flugverkehr anstelle einer 10-Jahres-
Durchschnittsprognosegelten.
‰Technische Fortschritte im Flugzeug-
bau, die zu einer Lärmminderung führen
können, müssen den Betroffenen mög-
lichst umgehend zugute kommen. Die
Schutzvorschriften des Gesetzes sind im
Abstand von zwei Jahren zu überprüfen
und den neuen technischen Möglichkei-
ten anzupassen.
‰Konkrete Verpflichtungen zur Ab-
wicklungdesFlugverkehrs(einschließlich
Platzrundenflüge) müssen im Gesetz im
Hinblick aufeinen optimalen Lärmschutz
festgeschrieben werden.
Die Stellung der Fluglärmbeauftragten
ist zu stärken. Eine Zuordnung zu den
Umwelt- oder Gesundheitsministerien
statt zu den Luftfahrt- und Wirtschafts-
behörden istnotwendig.
‰Die einzuführendeKerosinsteuer soll-
te den Lärmschutz (mit)finanzieren.

Aktivitäten von unten
Auf die Aufforderung, mit dem Druck
von unten nicht nachzulassen, haben al-
lerdings auch etliche Inis nicht gewartet.
Hierein Beispiel:
Die Interessenvereinigung Bayerischer
Fluglärminitiativen hat einen Aspekt des
Fluglärmgesetz-Entwurfes der Bündnis-
grünen aus der letzten Legislaturperiode
aufgegriffen. AndieBundesregierungwie
auch an die Parteispitzen wurde die For-
derung gerichtet, sich für eine(n) unab-
hängige(n) Bürgerbeauftragte(n) einzu-
setzen. Wir dokumentieren aus dem
Schreiben Auszüge:

Fluglärmgegnerwerden
lauter

"Im Kampf gegen den Lärm gibt es kaum Erfolge. Die Gründe liegen neben wirtschaftlichen
Prioritäten im mangelnden Lärmbewußtsein der Verursacher und in einem Ungleichgewicht der
Interessenwahrnehmung zu Gunsten der fliegerischen Zunft. Wirstellen in diesem Zusammenhang
fest:

- Unsere gewählten Volksvertreter sollten Anwälte für die Rechte aller Bürger sein. Sie bleiben je-
doch zu oftdieser Pflichtzu Gunsten von Vertretungen in Aufsichtsräten,Personal- und Finanzaus-
schüssen schuldig. DieVerantwortung wird im Kreiseherumgereicht. Der Bürgerstehtvor einer ge-
schlossenen Phalanx aus politischen Institutionen (Bundesminister für Verkehr, Landesministerien
für Wirtschaft, Verkehr und Technologie, Bezirksregierungen) einschließlich der Deutschen Flugsi-
cherung sowie den Betreiber- und Luftfahrtunternehmen.-DiePraxis zeigtweiterhin,daß dieAnwohner von Flughäfen und -plätzen den aus Sichtder Bür-
ger oft einseitigen Entscheidungen von Landesregierungen, Behörden und Justiz zu Gunsten der
Flieger oft hilflos ausgeliefert sind. Um seine vom Gesetzgeber garantierten Rechte im Prozeß zu
verteidigen oder wiederzuerlangen, muß er tief in die Tasche greifen. Die Verursacher von Lärm
und Emissionen können dagegen daraufbauen,daß Behörden und einschlägige Ministerien den
Streit ohne Kosten für sie durchfechten.Die vom Grundgesetz garantierte ‘Waffengleichheit stellt ein Menschenrecht dar und ist in der
von der Bundesrepublik Deutschland unterzeichneten Menschenrechtskonvention verankert. Die-
se Waffengleichheit existiert im Bereich der Luftfahrt nicht. Nach Aussage eines renommierten
Rechtsanwaltes ist das Luftverkehrsrecht in Deutschland weitgehend Richterrecht,das besonders
der Fliegerei zugute kommt.

- Die Beweislast hinsichtlich der zahlreichen lärmrelevanten Verstöße in der Luftfahrt liegt bei
dem von unvermeidbarem Lärm ohnehin betroffenen Bürger. Es gibt keinerlei polizeiliche und
kaum amtliche Kontrolle. Das Beibringen belastbarer Beweise ist dementsprechend schwierig.Unter Berücksichtigung dieser Feststellungen treten wir an Sie persönlich mitder Bitte heran,sich
für eine(n) unabhängige(n) Bürgerbeauftragte(n) einzusetzen, wie es ihn in anderen Bereichen
unseres täglichen Lebens gibt... Der/die Bürgerbeauftragte muß bereits im Vorfeld mit den Rech-
ten ausgestattet werden, die es ermöglichen, den Landesregierungen, den Behörden bzw. der
FliegerlobbyParoli bieten zu können. Er/sie muß in jeder Hinsichtabsolutunabhängig sein (Klage-
berechtigung!) und dafür Sorge tragen können, daß vor allen Dingen die zum Schutz der Bürger
erlassenen Gesetze und Verordnungen eingehalten werden. Insofern muß der/die Bürgerbeauf-
tragte auch einen absolutanderen Stellenwertbekommen als die an vielen Flughäfen eingerich-
teten Lärmschutzbeauftragten,die im Dienst der Landesministerien tätig sind. Bitte geben Sie uns
von Ihren Aktivitäten Kenntnis."
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Interessantwird dieseAngelegenheit je-
doch insbesondere vor dem Hintergrund
dergeplanten Streichungen im Interregio-
verkehr. Da die Trassenpreise für ICE, In-
terregio und Nahverkehrszüge nurwenig
differenziertsind, findeteineQuersubven-
tionierung fürden ICE statt. Dies führt zu
unternehmerischen Fehlentscheidungen
wie den geplanten Interregio-Streichun-
gen, daderBahnvorstanddieKosten und
Erlöse seiner Produkte völlig unzurei-
chendwahrnimmt.

Freizeitverkehr:
UnsportlichesVerhalten
Eine schweizer Studie belegt, daß
Sportler zwar Körper- und Gesundheits-
bewußtsein haben, sich im Verkehr aber
absolutunsportlich bewegen lassen: 78%
von ihnen fahren mitdemAuto zum Trai-
ning oder zum Wettkampf. Der Autor
schätzt, daß in der Schweiz jährlich 10
Milliarden Personenkilometer zum Zwec-
ke des Sports zurückgelegt werden. Den

größten Anteil daran haben mit je 15%
Wandern und Skifahren. Mit weitem Ab-
stand folgen erst andere Sportarten.
Fußball ist z.B. die einzige nennenswerte
Mannschaftssportart mit drei Prozent.
Überhaupt sind es in ersterLinie die indi-
viduellen, unorganisierten Sportarten, die
den großen Verkehrverursachen.
Das einzig entlastende Moment ist der
Umstand, daß die "sportlichen" Autos
besser ausgelastet sind als im durch-
schnittlichen Freizeitverkehr. Verblüffend
ist, daß der An- und Abreiseverkehr der
Funktionäre und Zuschauer fast vernach-
lässigbar ist; es sind die Sportler selbst,
diezu ihrenTrainingsmitAutosfahren. Je
"exotischer" eine Sportart ist, umso wei-
ter sind auch die Distanzen. Zur Motor-
radrennstrecke sind es zum Beispiel 226
Kilometer, zum Sportklettern selbst in der
Schweiz immer noch etwa 50. Die
"natürlicheren" Sportarten Radfahren
undJoggen sindnatürlich von derAnzahl
der Sportler weit stärker vertreten. Seltsa-

merweise benötigen schnelle Fußgänger
im Schnitt4,6 Autofahrtbevorsie den er-
sten Schritt wagen und Rennradler runde
sechs Kilometer vor dem ersten eigenen
Tritt.

Bahnindustrieunter
KontrollederAutolobby
DaimlerChrysler scheint zumindest in
einer Hinsicht den amerikanischen Lö-
sungsweg einzuschlagen. In den dreißi-
ger Jahren wurde dort die Bahnindustrie
durch die Autobranche aufgekauft und
dann zerstört. Daimler hatte sich schon
vorlängeremdurch denAufkaufvonAEG
ins Bahngeschäft eingeklinkt. Mit ABB
zusammen wurde der weltweit führende
Bahntechnik-Hersteller Adtranz gebildet.
Durch eine Reihe von Managementfeh-
lern wurde das Unternehmen so ge-
schwächt, daß 1999 als "Schicksalsjahr
für Adtranz" angekündigt wurde. So
konnte DaimlerChrysler im Januar die
restlichen 50% vonAdtranz-wahrschein-
lich recht günstig - übernehmen und hat
jetzt die alleinige Kontrolle über das Un-
ternehmen. Wenn Adtranz erfolgreich in
den Sand gesetzt wird, gibt es kaum
Chancen mehr für eine eigenständige
Bahnindustrie, die der Autolobby Paroli
bieten kann.

6.6. in Berlin
Radsternfahrt

Info: ADFC,Benno Koch,030/4484724

9.-23.6. in Bonn
Ökoführerschein

Aufdem Weg zum fünf-Liter-Fahrer in Theorie
und Praxis

(mit praktischen Auto-Fahrstunden)
Wissenschaftsladen Bonn,0228/20161-0,Fax

-87

14.-16.6. in Berlin
FunktionsstärkungderCity

Inst. für Städtebau,030/230822-0,Fax-22

17.-18.6. in Göttingen
Verkehrs-Entwicklungs-Planung

Tagung zu praxisorientieren Aspekten einer
optimierten Verkehrsplanung. 235DM.
BU?/VEP-Netzwerk,Fax0551/5470717

20.6. überall
Mobil ohneAuto

Bundesweiter Aktionstag
(16.6.: Autofreier Hochschultag)

MOA-Koordination,069/702012

22.+23.6. in Schwerin
Freizeitlärm

Lärmkontor,040/389994-0,Fax-44

24.-31.7. von Lübeck bis Usedom
DieA20machtdieSeeluftranzig

5. Radtour gegen die A20
ADFC,03834/897412,Fax894523

31.7.-11.8. in Hessen/Thüringen/Bayern
tourdeNatur'99

Radtour gegen die Thüringer Waldautobahn
Tour de Natur,Tel.&Fax0361/2251734

SindFußgängerEngel?Sicher nicht (alle). Sie sind aber die einzigen Verkehrsteilnehmermit halb-
wegs direkter Bodenhaftung. Wenn sie durch die Luft fliegen, endetesmeist
sehrgrausam, denn siesind gleichzeitig dieeinzigenVerkehrsteilnehmer, die
sich ohne schutzbietende Gegenstände in einem gesundheitsgefährdenden
und gefährlichenUmfeld fortbewegen.
Solltesich derMensch vorsichts-
halbermitBlech ummanteln?
Die Frage ist durchaus berechtigt, ein
nicht unerheblicher Anteil des Autover-
kehrs ist auf das Sicherheitsbedürfnis
zurückzuführen. Deutlich erkennbar ist
dieserZusammenhangbei den elterlichen
"Kutschfahrten" für ihre Kinder, die aus
Verkehrssicherheitsgründen ganz bewußt
nicht zu Fuß zurSchule, zum Sport usw.
gehen sollen. Motorisierte Verkehrsteil-
nehmer aber leben keineswegs gesünder
alsdiezu FußGehenden. DasTodesfallri-
siko fürMitfahrerentsprichtetwadem der
Fußgänger und Radfahrer, das Verlet-
zungsrisiko ist sogar doppelt so hoch.
Noch viel ungünstiger schneiden die Au-
tofahrer ab, ihr Todesfallrisiko ist doppelt
so hoch, ihr Verletzungsrisiko etwa vier
Mal so hoch wie das der Fußgänger.
Doch erkrankt oder stirbt der Mensch
nicht nur im Straßenverkehr, sondern
auch an den Folgeerscheinungen vonBe-
wegungsmangel, zu großer Lärmeinwir-
kung, Luftverschmutzung, Streß. Nicht

zufällliggibtesWandelgängeüberall dort,
woMenschen wiedergesundwerden sol-
len und nicht zufällig wird von Ärzten im-
merwiederdasGehen empfohlen.
Zu Fuß Gehen ist die umwelt-
freundlichste und menschenge-
rechteste Fortbewegungsartmit sehr
vielenVorteilen:DerFußgängergefähr-
det keine anderen Menschen, benötigt
keine fremde Energie, erzeugt keinen
Lärm und keineAbgase, ist anspruchslos
im Flächenbedarf und leistet damit sich,
den anderen Verkehrsteilnehmern und
derUmwelteinen guten Dienst! ...
Das Zu-Fuss-Gehen ist wieder an-
gemessen zu berücksichtigen! Die
Fußgänger sind keine ,,Randgruppe",
und wenn sie auch nur gleichberechtigt
behandelt werden sollen, müssen zuerst
viele der Fehlplanungen der letzten 50
Jahre korrigiert werden. ... Die Fußgän-
germüssen sich und ihreBelange selbst-
bewusstereinbringen.
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Themenredaktion
"Wasser":
Harald Gülzow
Verein zum Schutze des
Rheins und seiner Neben-
flüsse
Egmondstr. 5
47608 Geldern
Tel. 02831/9802 81
Fax02831/9802 90
VSR@nadeschda.gun.de
VSR-geldern@T-Online.de

Infodienstzum
Thema:
"Wasserblatt"
Info:
Michael Bender
GRÜNE LIGABerlin
Prenzlauer Allee 230
10405Berlin
Tel: d. (030) 44 33 91-44
Fax: -33
e-mail: gl.wasser@ipn-b.
comlink.apc.org,internet:
http://grueneliga.de/
berlin/havelbuendnis/

Michael Bender ist auch
Autor des Havel-Artikels.

Ein Aktionsbündnis stelltsich quer von
HavelausbauNoch 1992, im Jahre der Verabschiedung des Bundesverkehrswegeplans (BVWP) gründeten Umweltschützer, Ge-

meindevertreter, Bürgerinitiativen, Angler, FischerundKleingärtnerdasAktionsbündnisgegen denHavelausbau, um
dasVerkehrsprojektDeutscheEinheit17 zu verhindern.

Das nunmehr 5. Volksradeln gegen den
Havelausbau begann am 26. April 1998
auf der Glienicker Brücke und führte am
Teltowkanal entlang zur Machnower
Schleuse. Anläßlich des im Sommer
1998 eingeleiteten Planfeststellungsver-
fahrens führten Vertreter des Aktions-
bündnisses Anwohner und Presse über
die mit Baustellenbändern gekennzeich-
neten Abgrabungsflächen und stellten
Strohpuppen alsSchutzgeisteran den ge-
fährdeten Bäumen auf.
Die Öffentlichkeit wird auch mit Stän-
den, Pressekonferenzen, Seminaren und
VorOrt-Begehungen aufdem Laufenden
gehalten. Ausstellung und Faltblätterwur-
den 1997 aktualisiert. Seit 1998 ist eine
homepage im Internet.
Zu FragenderWirtschaftlichkeitundder

Rechtslage gab es Seminare und
Vorträge mit Kirchenvertretern,
Wissenschaftlern und Juristen.
Der Naturschutz in Fließgewäs-
sern und der Einfluß ihres Aus-
baus aufdie Lebensgemeinschaf-
ten wurde auch uns auf den Ta-
gungen "Lebendige Flüsse" und
"Wasser fließt nicht bergauf" so-
wie auf dem 3. Brandenburger
Naturschutztag klarer.

RechtlicheSchritte
ImVorfeldderBauarbeiten finden
übergreifendeRaumordnungsver-
fahren und auf Ausbauabschnitte

bezogene Planfeststellungsverfahren statt,
an denen sich Verbände und Initiativen
beteiligen können. ErstdieAuslegungder
PläneimPlanfeststellungsverfahren bringt
die konkreten Ausbauvarianten ans Licht.
Fundierte Einwendungen erfordern - ne-
ben gründlichemStudium derumfangrei-
chen Unterlagen (Technische Planung,
Lagepläne, Umweltverträglichkeitsstudie,
Landschaftspflegerischer Begleitplan) -
Expertenwissen bis hin zu externen Gut-
achten. Das Aktionsbündnis koordiniert
die Erstellung von Stellungnahmen über

das Büro der anerkannten Naturschutz-
verbände in Potsdam und über die Berli-
ner Landesarbeitsgemeinschaft Natur-
schutz. AufdemErörterungstermin vertei-
digen Umweltverbände und Bürger ihre
Einwendungen gegen dieStellungnahme
des Vorhabensträgers. Die Abwägung al-
lerEinwendungenobliegtin derRegel der
Wasser- und Schiffahrtsdirektion (WSD),
die wie das Wasserstraßenneubauamt
(WNA) dem Bundesverkehrsminister un-
tersteht. Nachdem das zuständige Bun-
desland sein Einvernehmen erklärt hat,
fällt die WSD den Planfeststellungsbe-
schluß - derin derRegel nurunwesentlich
von den ursprünglichen Plänen abweicht.
Das Wissen um die Beteiligung an den
Planungsverfahren bewirkteherschon im
vorhinein eine gründlichere Erwägung
der Umweltaspekte. Die vom Aktions-
bündnis angestrebte Verhinderung des
Gesamtprojekts kann jedoch nur durch
politische Entscheidungen erreicht wer-
den.

Bundestagswahlen und
DirekteDemokratie
Im Vorfeld der Wahlen von 1998 be-
fragte das Aktionsbündnis Direktkandida-
ten der Region Berlin/Brandenburg und
Fraktionen der im Bundestag vertretenen
Parteiennach ihrerPosition zuProjekt17.
WährendBündnis90/GRÜNE, PDSund
einige SPD-Direktkanditaten die Forde-
rungen desAktionsbündnisunterstützten,
lehnten FDP und die SPD-Fraktion ein
Ausbaumoratorium ab. Eine Volksinitiati-
ve mit 36.000 Unterschriften veranlaßte
im Jahre 1995 den Landtag Branden-
burgs, seine Zustimmung zum Projekt
von der erneuten Überprüfung der Wirt-
schaftlichkeit abhängig zu machen. Das
im darauffolgenden Jahr angestrengte
Volksbegehren kam nicht zustande, da
sich nur 58.306 von 80.000 nötigen
Bürgern aufden Meldeämtern in die Un-
terschriftslisten eintrugen. 1997 erreichte
eine Massenpetition mit 6.000 Einwen-

Projekt 17 sieht die Angleichung der
Wasserstraßen von Hannovernach Berlin
an den westdeutschen Standard vor und
soll mit 4,5 Milliarden DM veranschlag-
ten Kosten teurerwerden als derBau des
Rhein-Main-Donau-Kanals. Auf der Bin-
nenschiffahrtsstrecke Hannover-Magde-
burg-Berlin betrifft das 280 km Wasser-
weg. Die gesamte Strecke soll auf 4 m
Tiefeund jenach Profil (Spundwandoder
Böschung) auf eine Wasserspiegelbreite
von 42-55 m (in Kurven bis zu 72 m)
ausgebaggert werden. Dies soll ermögli-
chen, daßhier110m lange2000-t-Groß-
motorgüterschiffe und Schubverbände
von 185 m Länge, 11 ,40 m Breite und
2,80m Abladetiefe fahren und sich auch
begegnen können. FürdenContainerver-
kehr werden alle Brücken mit Durch-
fahrtshöhen unter 4,50 m Höhe auf das

Maß derWasserstraßenklasse V angeho-
ben. Daneben stuft der Bundesverkehrs-
wegeplan von 1992 den Ausbau des
Dortmund-Ems-Kanals, des Mittellandka-
nalsmitWasserstraßenkreuzMinden, des
Oder-Havel-Kanals, sowie der Elbe und
der Saale als vordringlich ein. Damit ist
dieZerstörung einesGroßteils der im ost-
deutschen Raum verbliebenen Flußauen
gesetzlich fixiert.
Das Aktionsbündnis gegen den Have-
lausbau gehtaufmehreren Ebenen gegen
Projekt17 vor:

Öffentlichkeitsarbeit
Wie der Name vermuten läßt, organi-
siert das Havelbündnis Aktionen, die den
MedienMaterial in Bild, WortundTon lie-
fern. Vor dem Gebäude derWasser- und
Schiffahrtsdirektion (Ost) forderten wirdie
Herausgabe unter Verschluß gehaltener
Gutachten, vor dem Landtag in Potsdam
das Einlenken des Parlaments. An den
Schleusen inKleinmachnowundCharlot-
tenburg machten wir aufden Verlust von
Naturschutz- und Erholungsflächen auf-
merksam. Die Ausbauschwerpunkte des
Projekts 17 bilden auch die Start- oder
Zielpunkte von Fahrraddemonstrationen.
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dungen den Deutschen Bundestag. Der
Petitionsausschuß überwies - nach einer
Schiffsbereisung derHavel von Branden-
burgnach Potsdam - diePetition derBun-
desregierung als Material, "damit ein
SchutzderSchlösser- undParklandschaft
Potsdam und eine umweltverträgliche
Realisierung der Projekte sichergestellt
wird." Der Forderung nach einem Ver-
zichtaufProjekt17mochten dieVertreter
der damaligen Regierungskoalition und
derSPD nichtzustimmen. DerneueVer-
kehrsminister Müntefering schein ent-
schlossen, die Ausbauträume unvermin-
dertfortzuführen. DieAusführungenProf.
Seilers von der Stiftung Schlösser und
Gärten hinterließen auf dem "Petitions-
schiff" einen besondersstarken Eindruck.
Das Aktionsbündnis strebt an, die Argu-
mentation mitdemWeltkulturerbe stärker
zu nutzen. Am 29. Mai 1998 führten es
eineBegehung derPotsdamerGärten für
Kandidaten der Bundestagswahl '98 mit
anschließenderPodiumsdiskussion in der
SacrowerHeilandskirchedurch.

Vernetzung
mitanderen Flußbündnissen
Das Havelbündnis verfügt über gute
Kontakte zum Elbe-Saale-Aktionsbündnis
und zum European Rivers Network. Da
Projekt 17 den Ausbaudruck auf Oder,
Warthe (Netze), Weichsel, Bug und Prip-
jatverstärkt, wirddieZusammenarbeitmit
polnischen Umweltorganisationen inten-
siviert; so bei Konferenzen in Krzyzowa
(Sudety) undmitHilfe eines themenbezo-
genen Seminars zurBürgerbeteiligung in
Frankfurt (Oder), welches sich vor dem
Hintergrund der Oderflut regen Zu-
spruchs erfreute. Die Dimensionen der
Wasserstraßen bestimmt letztlich die EU
in ihrem System der transeuropäischen
Netze. DasAktionsbündnisversucht, über
dieWasserkampagnedesEEB (European
Environmental Bureau) sein Anliegen
auch in Brüssel zur Sprache zu bringen.
Dabei wurde deutlich, daß die Verhinde-
rung von Flußregulierungsmaßnahmen
imAllgemeinen undStaudammbauten im
Besonderen auch in Süd- undWesteuro-
pa ein zentrales Anliegen der Flußschüt-
zerdarstellt.

REINWASSERwiederauf
demMainunterwegs

Abbildungen
Foto ganz links:

Jedes Jahr veranstaltet
das "Aktionsbündnis

gegen den Havelausbau"
eine Radtour gegen das

Verkehrsprojekt 17
Deutsche Einheit.

Foto: Steffi Staske

Foto links unten:
Unterschriftensammlung

an der Schleuse
Kleinmachnow

Foto unten:
LaborschiffREINWASSER in

Schweinfurt

August 98 - August 99
DerTeltowkanal -EineLebensader

desBerlinerSüdens
Ausbaufreundliche Ausstellung zur

Kanalgeschichte
Do-So 14:00 - 18:00 Uhr Heimatmuseum

Treptow,Sterndamm 102,Nähe S-Bf.
Schöneweide

Juni 99 in Berlin
Workshop»Maßnahmenplan
NachhaltigeWasserwirtschaft«

Infos: UBA,Tel. 030/8903-2639 und -2206

8. Juli 99 in Berlin
ZweitesWassersymposium
Haus der Kulturen der Welt,Berlin

14.-23. August 99 in Barby
InternationalesElbe-Saale-Camp

August bis 12. September
Floßfahrt vonRobinWoodauf

NeckarundRhein
Infos: Philipp Horstmann,Tel. 030/61286204

DasLaborschiffREINWASSERdesVer-
eins zum Schutze des Rheins und seiner
Nebenflüsse ist in diesem Sommer auf
demMain vonHanau bisSchweinfurtun-
terwegs. Vom19. Juni bis30. Juliwerden
Messungen in Unterfranken durchge-
führt. Gruppen und Einzelpersonen die
an einer Zusammenarbeit oder an Infor-
mationen über die Fahrt interessiert sind,
erreichen die Besatzung während der
Fahrt unter 0177-3561237 oder im Vor-
feld über die Geschäftsstelle in Geldern
unter02831-980281.
Bei der aktuellen Meßfahrt soll die
Stickstoffbelastung der Oberflächenge-
wässer untersucht werden um die Stick-
stoffeinträge aus den verschiedenen Be-
reichen zu ermitteln. Auf diese Weise er-

hält man Informationen über die Ursa-
chen der Belastungen und kann diesen
jetztnachgehen umdieEinträgein unsere
Flüssezu verringern. Durch Informations-
veranstaltungen vor Ort, Presse und Lo-
kalradio wird der Öffentlichkeit die Ge-
wässerbelastung und ihre Auswirkungen
bewußtgemacht. Derhierbei entstehende
Druck soll die Verantwortlichen zwingen
dieBelastungen zu verringern.

Treiben lassen fürdieUmwelt
Unter dem Motto »Dieses Holz stammt
aus den Wäldern« führt Robin Wood im
Spätsommereine Informationstourdurch.
Siesoll am21. Augustin Stuttgartstarten.
Mit dem Floß geht es dann über Neckar
und Rhein bis nach Köln. Hier wird die
Fahrtdann am12. Septemberenden.

Wasserrahmenrichtlinie
Nach der ersten Lesung im EU-Parla-
ment hat sich der EU-Ministerrat am 11.
MärzaufeinegemeinsameErklärung ge-
einigt, deren englischerText (als 200 KB
zip-datei) über e-mail bei dem Europäi-
schen Umweltbüro (eu.policy@eeb.org)
abgerufenwerden kann. DerEUMinister-
ratsbeschluß sieht längere Fristen und la-
schere Regelungen für gefährliche Sub-
stanzen vor. Die2. Lesung im - dann neu
gewählten EU-Parlament wird für Herbst
99 erwartet.

E-lb-Mail Server
Das European Rivers Network hat mit
derDeutschenUmwelthilfezusammen ei-
nen E-Mail-Dienst für Elbe-Aktivisten und
für Freunde des Lachses ins Leben geru-
fen. Die Elbeseiten des Rivernet im inter-
netsindunterhttp://www.rivernet.org/el-
be.htm zu erreichen. In Polen ist gerade
einKonsortiumzumAusbau derWeichsel
gegründetworden. An derSaalekann die
Aussetzung des Raumordnungsverfah-
rens zur Staustufe in Klein Rosenburg als
Erfolg gewertetwerden.
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Themenredaktion
"Widerstand,
DirekteAktion":

LeiaOrgana
c/oJUP
Willy-Brandt-Allee9
23554Lübeck
Tel.+Fax:0451/7070646
jupluebeck@t-online.de

"ZeroTolerance"
in Braunschweig
GegendiezunehmendeFunktionalisie-

rung der Innenstädte als Konsumzone
richtete sich ein weltweiterAktionstag En-
deJanuar. In StädtenwieSydney, LosAn-
geles oder London beteiligten sich Men-
schen an den Protesten undwollten somit
dieEinteilung derStädte in Zonen fürBe-
sitzende sowie das Konzept der "Inneren
Sicherheit" angreifen. ÜberdasMittel der
DemonstrationwirddieStraßealsöffentli-
cher Raum und Ort der Begegnung und
Kommunikation zurückerobert und
gleichzeitig Selbstorganisation und
Selbstbestimmung zum Ausdruck ge-
bracht. Daß diese Meinung nicht in die
politischen Pläne der innerstädtischen
Umstrukturierung paßt, mußten rund 60
TeilnehmerInnen der 4. "Critical Mass"
(siehe unten) in Braunschweig erleben:
Nachdem die letzten 3 Fahrraddemos
friedlich verliefen, wurde dieses Mal der
Zug von der Polizei gestoppt. Im Verlauf

der gewalttätigen Auseinandersetzungen
zwischen DemonstrantInnen und Polizei
wurden 3 Personen festgenommen. Eine
weitere Person wurde durch Würgegriffe
und Faustschläge so schwer verletzt, daß
sie per Rettungswagen in ein Kranken-
hausgebrachtwerdenmußte. Ungeachtet
des überzogenen Einsatzes der Polizei
wies eineDemonstrantin aufdieNotwen-
digkeithin, sich auch in Zukunftnichtda-
von abschrecken zu lassen, die "Critical
Mass" Aktionen bundesweit auszudeh-
nen: "Der zunehmenden Kommerziali-
sierung des sozialen und kulturellen Rau-
mes zugunsten einiger Weniger müssen
wir spontane Aktionen der Ausgegrenz-
ten entgegensetzen! Sie wollen die "sau-
bere Stadt", doch die Stadt - das sind wir
alle! " Jeden letzten Freitag imMonatfin-
den in Braunschweig weiterhin "Critical
Mass"-Radtouren statt.

Braunschweig:DerKampfum
den Parkgehtweiter!
Der Widerstand gegen die geplante

VW-Mehrzweckhalle, welche im Rahmen
derEXPO in eineEckedesBraunschwei-
ger Bürgerparks gebaut werden soll
(siehe letzte Ö-Punkte) ist gewachsen!
Die "Direkte Aktionsgruppe Braun-
schweig DABS" hatMitte Märzmehrere
bedrohte Bäume besetzt, Hütten und
Plattformen gebaut, Netze und Seilbrük-
ken gespannt. Seitdem sind die Bäume
rund um die Uhr "bewohnt" und die lo-
kale Bevölkerung nimmt beträchtlichen
Anteil an der Aktion. Noch ist unklar,
wann gefällt werden soll. UnterstützerIn-
nen aufdem Boden, im Büro und in den
Bäumen werden dringendst gesucht!!
Kletterzeug undSchlafplätze sindvorhan-
den.

17.

Widerstands-Netzwerke
GewaltfreieKlettergruppe
c/oJUMP inderRoten Flora
Schulterblatt71,20357Hamburg
jump_hamburg@hotmail.com
AktionengegenCastorundAutobahnen.
Themenredaktion
"Widerstand"derÖ-Punkte
c/oUmweltwerkstatt
Willy-Brandt-Allee9,23554Lübeck
Tel&Fax.0451/7070646,jupluebeck@t-online.de
VierteljährlicheÜbersichtundBerichtevon
Aktionen inderZeitung"Ö-Punkte".
ProjektwerkstattAbraXas
Marschtorstr. 56,29641Dannenberg
Tel.+Fax05861/2527
Anti-AtomundBesetzungvonGenfeldern.
DirekteAktionsgruppeDABS
c/oASTATH Braunschweig
Anti-Expo,Baumkletterseminare,RTS.
GruppeLandfriedensbruch
Ludwigstr. 11,35447Reiskirchen
Tel.06401/90328-3,Fax-5
projektwerkstatt@t-online.de
Büchertisch,Seminare,ReferentInnenliste,Archive
imHaus,Vernetzung.
Anti-Expo-Netzwerk
c/oBürofürmentaleRandale
Wickingstr.17,45657Recklinghausen
Tel.02361/17483,antifa-re1@koma.free.de
RegelmäßigerRundbriefzuAnti-Expo-Arbeit.
Gen-ethischesNetzwerk
SchöneweiderStr. 3,12055Berlin
030/6857073,Fax6841183
Infoservice,Koordinationvon
Anti-Gentechnik-Aktionen.

1
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NiXmehr!Nord
c/oHaus füralle
Amandastr. 58
20357Hamburg

1
2

3

4

5

|

|

|

|

BI Lüchow-Dannenberg
DrawehnerStr. 3
29439Lüchow
05841/4684

InfaMAhaus
Postfach 1632
48666Ahaus
02561/96394

HüttendorfgegenA33
Stockkämperstr. 22a
33829Borgholzhausen
Tel. 0172/5603161
huettendorfa33@web.de HüttendorfgegenA17

Talstr. 7,01099Dresden
Tel.0171/1748466+8429408
EA,0351/8582916
oder Infoladen:0351/8045444
th.schmutzer@gmx.de

NiXmehr!Süd
c/oProjektwerkstatt
KranichsteinerStr. 81
64289Darmstadt
06151/712365

BöhmischeDörfer
ProjektwerkstattFreiburg
BaslerStr. 103
79100Freiburg
0761/407100

|

BI Kernenergie
Fleischerstr. 22
17489Greifswald
Tel. 033834/892150

Anti-Expo-AG/TIPP-EX
c/oASTAUni Hannover
AmWelfengarten 1
30167Hannover
Tel. 0511/7625061,Fax717441

6

7
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Literatur/Kontak-
te/Email-Info-

dienste
Der radikalökologische
ZusammenhangEarth

First! bringtca. einmal im
Monateinenumfassen-
den Email-Infodiensther-
aus,das"actionupdate".

Themensindu.a.
Straßenproteste,Hütten-
dörfer,Anti-Gen-Kampa-
gnen,Häuserbesetzun-

genundandereFormen
derDirektenAktion.

AuchwenndieBerichte
schwerpunktmäßigaus

Großbritannien kommen,
sindsiedoch informativ
und inspirierend.Außer-

demkönneneigeneMit-
teilungenveröffentlicht
werdenund internatio-
naleKontaktadressen

gefundenwerden.

Umaufgenommenzu
werden,eineNachricht

an folgendeAdresse
schicken: actionupdate

@gn.apc.org

A17
Das Hüttendorf gegen die A17 wurde

am Mittwoch, den 28.April geräumt. Ge-
gen 5Uhrmorgens rückten etwa100Po-
lizistInnen an undpflücktenmitHilfeeines
Sondereinsatzkommandos die Protestle-
rInnen aus den Bäumen, in welchem in
letzter Zeit an Baumhütten gebastelt wor-
den war. Zudem befanden sich Menschen
in einemTunnel.

Frühjahrszeit - RTS-Zeit
NichtnurdieBlumen, auch dieReclaim

TheStreetsPartiesscheinen beiwärmeren
Temperaturen aus dem Boden zu
sprießen: Stattgefunden haben solche in
Dresden (10. April), Bielefeld (24. Mai)
und Berlin (30. April). An letzterer nah-
men ca. 2000Menschen teil, welchesich
einem teils massiven Polizeiaufgebot ge-
genüber fanden. Es kam zu zahlreichen
Festnahmen.

AktivgegenGen
bei Lüneburg
ÜberdieOsterfeiertagewurdebei Ame-

linghausen im Landkreis Lüneburg ein
Feld zerstört, aufwelchem genmanipulier-
ter Raps angebaut worden war. Offenbar
wurdedieetwa8500Quadratmetergroße
Fläche, auf welcher der Chemiekonzern
AgrEvo einen Freisetzungsversuch durch-
führte, miteinemPflanzenschutzmittel be-
sprüht. In einem Schreiben bekannte sich
die "gruppe freies nordland" zu derAkti-
on und kündigte weitere Aktivitäten an.
Gegen die Freisetzung hatte es schon zu-
vor massive Proteste gegeben, unter an-
deremwurdeneineFeldbesetzungundein
winterlichesPicknick durchgeführt.

22.5.-22.6.
InterContinentalCaravan (ICC)

organisiertvonPeoples'GlobalAction. Eine
KarawanedurchganzEuropamitmehrals
500Leutenaus IndienundanderenTrikont-

staaten
BerlinerVorbereitungsgruppe: icc99@gmx.de
ICC-Europe-Büro: EuroDusnie,P.O. Box2228,
2301CE Leiden,Tel/Fax:+31-71-51-730-94,

caravan@stad.dsl.nl,http://stad.dsl.nl/
~caravan/

4.-6. Juli:
SeminarAlternativeVerkehrspolitik

(RTS-Partysusw.)
Kontakt: ökoscouts,Adr. siehe links

1.-7. August:
Deutsch-SchwedischeAnti-Atom-

FahrradtourvomWendlandzumAKW
Barsebäck

mitanschließenderDemoinMalmö
Kontakt: Barsebäcksoffensivc/oMiljöbibliote-

ket,Box1092,22101 Lund,Schweden
Email: barseback99@hotmail.com

homepage: http://come.to/barseback

1.-18. August:
ECOTOPIA-Sommercamp

Dasvomeuropäischen Jugendumweltnetz-
werkEYFA(EuropeanYouth ForAction)ver-
anstalteteTreffenwirdauchdiesesJahrwie-
derLeutevomganzenKontinentherbeirufen.

Eswird in Rumänienstattfinden.
Kontakt:ECOTOPIA,OPnr 12,CP986,1900
Timisoara,Rumänien,Fax:+40-56-199137,

Email ecotopia@banat.ro

23. Juli - 1. August
Wendland-Sommercamp

Zum3.Malwird imWendlandgecamptund
sichmitGesellschaftskritik,Utopien,zivilem
Ungehorsametc. auseinandergesetztwer-
den. DasniederländischeKochkollektivRam-

penplansorgtfürdas leiblicheWohl!
Kosten: 20-40DM/Tagbzw. 150-250DM für

dasgesamteCamp
Kontakt: KurveWustrow,Kirchstr. 14,29462
Wustrow,Tel.:04843/507,Fax:05843/1405,
Email: kurve-wustrow@oln.comlink.apc.org

30.Juli -8. August
4.AnarchistischesSommercamp

Diesmal in derNähevonHannover.Anmel-
deschluß istder 15.6.

Kontakt:@-Camp-Vorbereitungsgruppe,c/o
Ökoscouts,s. links,Email: a-camp@gmx.de

DasWiderstandslexikonheute:
"CriticalMass" –
Massenradfahrten

Unter dem Namen "Critical
Mass" gibt es in einigen Städten
Englands und derUSAmonatliche
Massenradfahrten zu Hochver-
kehrszeiten. Diese zeigen positive
Alternativen auf und verdrängen
dieAbgase imStadtzentrummitei-
ner Brise frischer Luft. Es geht da-
bei um Spontaneität: es gibt keine
VeranstalterInnen, ebenso ist es
keine Demo - höchstens ein Bei-
spiel - sondernmeistensein "zufäl-
liges Treffen von RadfahrerInnen,
die nach Hause fahren". Massen-
radfahrten sind einfach zu organi-
sieren. Sprechteinfach interessierte
Menschen an, wählt einen zentra-
len autofreien Treffpunkt aus, legt
ein regelmäßiges Datum fest (z.B.
jeweils der letzte Freitag imMonat)
und macht Flugblätter. Im Sinne
derSpontaneität (wasauch derPo-

lizei gegenüber ein guter Schutz
ist) wird meistens erst wenn die
RadlerInnen unterwegs sind ent-
schieden, wohin die Fahrt geht.
VorreiterInnen könne Seiten-
straßen blockieren, um Sicherheit
für den Rest der Gruppe zu ge-
währleisten. Verrückte oderwüten-
de AutofahrerInnen einfach durch-
fahren lassen und nicht den Spaß
verlieren. Ein Lächeln hilft bei sol-
chen Situationen oft viel mehr als
Wut.
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Perspektiven

Kurzmitteilungen aus der
Diskussion um Strategien
des emanzipatorischen
Umweltschutzes.

Infos,ReferentInnenliste
usw. gegen 2,20 DM in
Briefmarken bei der

Projektwerkstatt
Ludwigstr. 11
35447 Reiskirchen-Saasen

Infos

Rundbrief
Mehr oder weniger regel-
mäßig erscheint der Per-
spektiven-Rundbrief. Er
kann gegen 40 DM/Jahr
abonniert werden (ein-
schl. "Ö-Punkte") und
enthält Texte,Hintergrün-
de und Termine zur Diskus-
sion um den emanzipato-
rischen Umweltschutz.

Ö-Punkte
Das Thema der nächsten
Ausgabe lautet "Expo
2000",dann folgt im
Herbstheft die Umweltbil-
dung – alles Themen,wo
Perspektiven einfließen
werden. Mitwirkende sind
gern gesehen.

Der Infodienst für
UmweltakteurInnen

Sommer '99

• Perspek-
tiven Zwei-Monats-Bilanz

"Emanzipatorischer
Umweltschutz"
in der Diskussion
Anfang April erschien das Buch "Agenda, Expo,
Sponsoring – Perspektiven radikaler, emanzipatori-
scher Umweltschutzarbeit". Ab diesem Zeitpunkt
wurde die Debatte um einen Umweltschutz von un-
ten intensiver und öffentlicher geführt, die bislang
nur u.a. bei den AutorInnen des Buches oder im
Rahmen der inhaltlichen Diskussion im Anti-Expo-
Bündnis lief. EndeMai fällt eine erste Bilanz unein-
heitlich aus. Zusammengefaßt: Die alten und eta-
bliertenUmweltkreise(Verbände, Ex-Jugendumwelt-
zusammenhänge usw.) blocken eine politische Dis-
kussion weiterhin mit allen Kräften ab. In neueren
sowie in autonomen Zusammenhängen aberhatdie
Debatte Wirkung. In Baden-Württemberg, Berlin,
Braunschweig sowieeinigenOrten Nordrhein-West-
falens arbeiten feste Runden an dem Thema, disku-
tieren Strategien und konkrete Projekte. In etlichen
anderenOrten fandenVeranstaltungenmit10bis20
Personen statt. Bemerkenswert istdabei wenigerdie
Zahl als das hohe Niveau der Diskussion. Etliche
neue Aspekte und Vorschläge konnten den ersten
Entwürfen hinzugefügtwerden.
Die folgende Punkte zeigen einen Überblick über
dieDebatte:
Debatte per Email: Zur Zeit diskutieren knapp
zwanzigEinzelpersonen undGruppen unterdemTi-
tel "Umweltschutzvonunten" intensivüberdieStra-
tegien des emanzipatorischen Umweltschutzes so-
wie über konkrete Aktivitäten wie Veranstaltungen
usw. Wer Kontakt sucht, sollte eine der beteiligten
Personen ansprechenoderanmailen, z.B. dieAdres-
seprojektwerkstatt_sa@apg.wwbnet.de.
Rundbrief: Unregelmäßig erscheint der Perspek-
tiven-Rundbrief, in dem nicht nur Termine und
KurzinfoszumThemazu finden sind, sondern auch
immeraktuelleÜbersichten überdie "Sünden" des

mainstream-Umweltschutzes, zur Anti-Expo-Arbeit
und direkter Aktion. Außerdem werden interessante
Texte mitverschickt. Es gibt zwei Möglichkeiten - ein-
mal das Abo für 40 DM im Jahr (einschließlich Ö-
Punkte), zum anderen füralle, die intensivermitdisku-
tieren unddieDebatteauch verbreitenwollen, dasAn-
gebot, jeweils eine Kopiervorlage zu erhalten (kosten-
los), den Rundbrief denn selbst weiter zu vervielfälti-
gen und an interessierteKreise zu verteilen.
Email-Debatte zu "Naturschutz von unten":
Auf dem gleichlautenden Seminar Anfang Mai in
Lübeckentstanddie Idee füreinedauerhafteDiskussi-
on um Fragen des Arten-, Biotop- und Landschafts-
schutzes unter emanzipatorischen Vorstellungen. Vor
allem die Akzeptanzkrise des von oben agierenden
Naturschutzeshatdaran Interessegeweckt. Interessen-
tInnen wenden sich bitte an das Institut für Ökologie,
Turmstr. 14A, 23843 Bad Oldesloe, joern_hartje@
public.uni-hamburg.de.
Veranstaltungen: Verschiedene Personen bieten
sich als ReferentInnen an zu Themen "Emanzipatori-
scher Umweltschutz statt Agenda, Ökosteuer&Co.",
"ÖkologieundÖkonomiesindunvereinbar", "Natur-
schutz von unten", "Expo No – wem gehört die Zu-
kunft?" oder "Kritik an derAgenda 21" an. Referen-
tInnenvermittlung über die Umweltwerkstatt, Willy-
Brandt-Allee 9, 23554 Lübeck, Tel. 0451/
7070646, jupluebeck@t-online.de.

Weiterhin werden die "Ö-Punkte" regelmäßig über
dieDiskussion berichten.

30.7. bis 8.8.99
nahe Hannover

4.anarchistisches
Sommercamp

Wie immer: Ein buntes Treffen voller
Workshops. Selbstorganisiert.

Unter anderem geplantsind das Thema "Expo"
(nicht weit entfernt!) und die Diskussion um

Perspektiven politischer Arbeit. Auch die Debatte
um radikale,emanzipatorische Umweltschutzarbeit

wird dort weitergehen – eingebettet in ein viel-
fältiges Programm (genauen Termin erfragen).

Info: Ökoscouts,Madamenweg 168,38118
Braunschweig,0531/82909,Fax896677,

a-camp@gmx.de

Der Tip:
DieCD"Agenda,
Expo,Sponsoring"

Über 1.500 Dokumente über
Naturschutzfilz und Käuflichkeit!

Die Quellen zum Buch!

Für DOS,Windows,Apple,Linux,
OS/2. PDF- und TIFF-Dateien.
49,80 DM,ISBN 3-88939-453-1

Ö-Versand,Ludwigstr. 11,
35447 Reiskirchen
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Verteiler undInfoquellen

Die nächsten
Ö-Punkte kommen ... bestimmt!
Mitarbeiterwünscht:
RBei allen Themenredaktionen, vorallem aberdort, woes
noch oderwiederganz fehlt: Umwelt&Entwicklung,
VerbraucherInnenpolitikundRadikal leben.

RMitwirken in derEndredaktion: Layouten, Zusammenkleben,
Gestalten und vielesmehr.

RWofindetdienächsteEndredaktion statt???

Abfall:
Das Bessere Müllkonzept

Infos und Texte rund um Abfallvermeidung
und -politik.
Feldstr. 6,82282 Unterschweinbach

MüllMagazin (Rhombos)
Kurfürstenstr. 17,10785Berlin
Anti-Atom:
anti atom aktuell (5 DM,Abo 60 DM,12x)

Vernetzungszeitung der unabhängigen Anti-
Atom-Bewegung mit Berichten, Infos und Ter-
minen. Einladung zu Konferenzen.
Helgenstockstr. 15,35394 Gießen

Atom-Pressespiegel
Am Lindenplatz 28,47820 Krefeld

Forum des IPPNW
Körtestr. 10,10967 Berlin

THTR-Rundbrief(BI Hamm)
Postfach 1242,59002 hamm
Chemie&Industrie:
Informationsdienst Chemie & Umwelt (ICU)

Beethovenstr. 31,79100 Freiburg
Stichwort Bayer (60 DM/Jahr,4x)

Informationen zur Chemieindustrie,hrsg. von
der Coordination gegen Bayer-Gefahren.
Postfach 150418,40081 Düsseldorf
Energiewende:
Energie-Depesche (4,50 DM,24DM/Jahr,4x)

Grabenstr. 17,53619 Rheinbreitbach
Neue Energie (BWE)

Herrenteichstr. 1,49074Osnabrück
JugendundUmweltschutz
BUNDjugend: Delegierten-Post

Interner Verteiler der BUNDjugend
Friedrich-Breuer-Str. 86,53225Bonn

Grün-alternatives Jügendbündnis (GAJB)
Rundbriefan Orts-Kontaktadressen u.ä.
Kasseler Str. 1a,60486 Frankfurt

Jugendkontaktstelle Nordrhein-Westfalen
Infostelle u.a. von Grüner Jugend.

Jugendumweltnetzwerk Nds. (JANUN)
Goebenstr. 3a,30159 Hannover

Lupe (Rundbriefdes Deutschen Jugendbund für
Naturbeobachtung),c/o DJN
Nachrichten aus dem DJN und zu Aktionen.
Justus-Strandes-Weg 14,22337 Hamburg

Naturschutzjugend Baden-Württemberg,
Rundbriefan Jugendgruppen
Rotebühlstr. 84/1,70178 Stuttgart

Landschaft:
Naturschutz und Landschaftsplanung

Postfach 700561,70574 Stuttgart
Natur und Landschaft (118 DM/Jahr,11x)

Postfach 400263,50832 Köln
Steinbeißer (IG Gesteinsabbau)

Prof.-Virchowstr. 8,08280 Aue
Wattenmeer international

WWF,60591 Frankfurt
localeconomy:
bankspiegel (GLS Gemeinschaftsbank)

Postfach 100829,44708 Bochum
Contraste

Postfach 104520,69035 Heidelberg
koop telegramm (15 DM/Jahr,Beitrag: 60 DM)

Mitteilungsblatt der Bundesarbeitsgemein-
schaft Lebensmittelkooperativen mit vielen
Infos für Food-Coops.
Im Mailand 131,44797 Bochum
ÖkologischerLandbau:
Ökologie & Landbau (SÖL)

Weinstr. Süd 51,67098 Bad Dürkheim
Unabhängige Bauernstimme (5DM,60

DM/Jahr,11x)
ABL,Marienfelder Str. 14,33378 Rheda-Wie-
denbrück
Organisation,Tips:
Media Perspektiven

Am Steinernen Stock 1,60320 Frankfurt
KGV-Rundbrief(Öko-Institut)

Bunsenstr. 14,64293 Darmstadt
Magazine
Gegenwind (Schleswig-Holstein)

Schweffelstr. 6,24118 Kiel
Politikvonunten:
mitarbeiten (Stiftung Mitarbeit)

und RundbriefBürgerbeteiligung
Bornheimer Str. 37,53111 Bonn

Schwarzer Faden (8 DM,30 DM/Jahr,4x)
Postfach 1159,71117 Grafenau

Zeitschrift für direkte Demokratie
Marcusallee 29,28359 Bremen

Tierschutz/Tierrechte:
Brennpunkte

Promenadeplatz 12,80333 München
Du und das Tier (DTSB)

Baumschulallee 15,53115Bonn
Tierbefreiung aktuell (25DM/Jahr,mind. 4x)

Informationen und Berichte über die Tier-
rechtsbewegung und Autonomen Tierschutz.
Schmilinstkystr. 7,2009 Hamburg

Voice (3 DM,20 DM/Jahr,4x)
Hauptstr. 68,64560 Riedstadt
ÜberdenTellerrand:
Antifa-Infoblatt,L. Meyer (5 DM,Abo 30 DM)

Gneisenaustr. 2a,10961 Berlin
Antifaschistische Nachrichten (26x,Abo 78 DM)

GNN,Postfach 260226,50515Köln
blick nach rechts (14tägig,125,-/Jahr,erm. 64,-)

Pressehaus I/216,Heußallee 2-10,53113 Bonn
Der rechte Rand (3 DM,Abo 20 DM/Jahr)

Postfach 1324,30013 Hannover
Forschungsjournal Neue Soziale

Bewegungen
Postfach 1546,65173 Wiesbaden

Friedensforum (Friedenskooperative)
Römerstr. 88,53111 Bonn

Graswurzelrevolution (Schnupperabo 10 DM)
Kaiserstraße 24,26122 Oldenburg

Interim,Bezug nur über Dealer und Infoläden
Kampagne aktuell (Rüstungsexporte)

Bismarckring 3,65185Wiesbaden
Kinderrechtliche News

c/o K.R.Ä.T.Z.Ä.,Dunckerstr. 11,10437 Berlin
Konkret (gibts am Kiosk)

Ruhrstraße 111,22761 Hamburg
Ökolinx,Jutta Dirfurth (8 DM + 2 DM Versand)

Neuhofstraße 42 60318 Frankfurt
Regenbogen

c/o K.R.Ä.T.Z.Ä.,Dunckerstr. 11,10437 Berlin
Umweltallgemein:
Kritische Ökologie

Langgasse 24HH,65183 Wiesbaden
ÖkoLinX(Ökologische Linke)

Neuhofstr. 42,60318 Frankfurt
Ökologisches Wirtschaften

Waltherstr. 29/III Rgb.,80337 München
Öko-Mitteilungen (Öko-Institut)

Postfach 6226,79038 Freiburg
Perspektiven radikaler,emanzipatorischer

Umweltschutzarbeit (40 DM/Jahr,4-8x)
Einschl. Ö-Punkte,zusätzlich Termine,Texte
und Infos zu Perspektiven radikaler Umweltar-
beit,alternativem Lebens usw.
Ludwigstr. 11,35447 Reiskirchen-Saasen

Politische Ökologie
Waltherstr. 29,80337 München
http://www.umwelt.de/Magazin/poe

Rathaus und Umwelt (100 DM/Jahr,6 Ex.)
U.A.N.,Arnswaldstr. 28,30159 Hannover

Umwelt kommunale ökologische Briefe
(298 DM/Jahr,erm. 149 DM,14tägig)
Schadowstr. 48-50,40212 Düsseldorf

Umweltnachrichten (5DM)
Schwere-Reiter-Str. 35/1b,80797 München
Umweltbildung:
Biologie in der Schule

Postfach 269,10107 Berlin
DGU Nachrichten

Ulmenstr. 10,22299 Hamburg
Kosmos

Neckarstr. 121,70190 Stuttgart
NUAncen (Zeitschrift der NUA)

Siemensstr. 5,45659 Recklinghausen
Ökopädnews

Merowingerstr. 88,40225Düsseldorf
RundbriefÖkopädagogik

Welserstr. 15,81373 München
Unterricht Biologie

Postfach 10 01 50,30917 Seelze
Rundbriefder Initiative Psychologie im Umwelt-

schutz (2x/Jahr),c/o Geschäftsstelle
Humboldt-Uni, Inst. für Psyhologie,C 107,
Oranienburgerstr. 18,10178 Berlin

Umweltberatung aktuell (BUND)
Dunantstr. 16,79110 Freiburg

Erläuterungen

Ö-Punkte liegen
regelmäßig bei.

Ö-Punkte liegen
unregelmäßig bei,

d.h. der/die BezieherIn
erhält nicht alle

Ö-Punkte.

Die nächsten Ö-Punkte
Herbst '99:

Termine:
L Redaktionsschluß:

1.8.1999.
L Endredaktion: Ort und

Zeitpunkt noch unklar,
ca. 13. bis 22. August

L Erscheinen: 25.8.1999.
(Die Redaktionstreffen

und -arbeitsind offen für
alle Interessierten!)

Schwerpunkt:
Wir wollen zukünftig in-

haltliche und praktische
Schwerpunkte wechseln.

Daher im nächsten Heft
ein "Markt der Möglich-
keiten" – praktische Tips

und Aktionen. Wir freuen
uns über Berichte und

Ideen.

Thematische Texte bitte
direktan die zuständigen

Themenredaktionen
schicken. Allgemeine Ar-

tikel und Beiträge,Klein-
anzeigen und Anzeigen-

aufträge an die
Redaktionsadresse.

Undweiter...:
Redaktionsschluß der
Ausgabe "Winter '99"

ist voraussichtlich
der 1. November 1999.

Umwelt&Entwicklung:
alaska

Kritische Zeitung zum Internationalismus
Bernhardtstr. 12,28203 Bremen

BUKO-Agrar-Info
BUKO Agrar,Nernstweg 32,22765Hamburg

Germanwatch
Berliner Platz 23,53111 Bonn

Informationsdienst Weltwirtschaft&Entwicklung
WEED,Berliner Platz 1,53111 Bonn

iz3w-Blätter (8 DM,60 DM/Jahr,8x)
Postfach 5328,79020 Freiburg

Relaciones (VEN)
Bahnhofstr. 16,49406 Barnstorf

Rundbrief"eine Welt"
Mittelstr. 4,34474Wethen
Umweltrecht:

Recht der Natur (Schnell-
brief),Schleusenstr. 18,

60327 Frankfurt
Zeitschrift für Umwelt-
recht,Contrescarpe 18,

28203 Bremen
Verbands-Infodienste:
Alligator (Grüne Liga)

Friedrichstr. 165,10117 Berlin
BBU-Infodienst (unregelmäßig bis 4x/Jahr)

Infozeitung des BBU,für Mitglieder.
Prinz-Albert-Str. 43,53113 Bonn

BUNDmagazin
Im Rheingarten 7,53225 Bonn

Deutschland-Rundbrief(DNR)
Am Michaelshof8-10,53177 Bonn

EU-Rundschreiben (DNR)
Am Michaelshof8-10,53177 Bonn

Hochschul-Umwelt-Info (5 DM)
Zeitung für alle Mitglieder,d.h. studentische
Umweltgruppen und FördererInnen. Infos zur
Hochschul-Umweltarbeit.
BSÖ,c/o ASTAUni Münster
Schloßplatz 1,48149 Münster

Naturschutz heute
Postfach 301054,53190 Bonn
VerbraucherInnenpolitik:
Verbraucher konkret (Mitgliedszeitung)

Verbr.-Initiatve,Breite Str. 51,53111 Bonn
Verkehr:
Informationsdienst Verkehr (Umkehr e.V.)

Exerzierplatz 20,13357 Berlin
radWELT (ADFC)

Postfach 107747,28077 Bremen
Wasser:
Wasser-Rundbrief(AK Wasser des BBU)

Rennerstr. 10,79106 Freiburg
Waterkant (AKN)

Kreuzstr. 61,28203 Bremen
Widerstand/DirekteAktion:
Mikas & Credos Informationen (40 DM/Jahr)

Vor allem Termine und Adressen. AufWunsch
mit Ö-Punkten als Beilage.
A-Laden,Rathenower Str. 22,10559 Berlin
Ö-PunkteinRundschreiben
Anti-Expo-Netzwerk (10-30 DM/Jahr)

Vernetzung zwischen Anti-Expo-Gruppen,Ter-
mine,Berichte, Infos zur Expo.
Büro für mentale Randale,Flaesheimer Str. 80,
45739 Oer-Erkenschwick

BUND Thüringen,Niedersachsen und
Nordrhein-Westfalen,Rundbriefe der
Landesverbände an die Ortsgruppen.

Grüne Liga Sachen,Rundbriefan Ortsgruppen
Schützengasse 16-18,01067 Dresden

Mehr Demokratie: Länderrundbrief
Beigelegt dem Verteiler an Länderkontakte.
Fritz-Berne-Str. 1,81241 München

NABU Saarland
Rundbrief

Theorie-Arbeitskreis Alternative Ökonomie
Rundbrief.

Infodienste,ZeitungenundÖ-Punkte-Verteiler: Der Infodienst für
UmweltakteurInnen

Sommer '99

•Anhang,
Verteiler


